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Die See und 
unsere Sicherheit 
Gedanken und Analysen zur 
maritimen Interessen lage der 
Bundesrepublik Deutschland 

"Die See und unsere Sicherheit" - dieses si­
cherheitspolltische Sachbuch analysiert die ma-
ritime Interessen lage der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem neuesten Stand. 

Gestellt wird die zentrale Frage nach dem Verhältnis 
der Deutschen zur See. In sich abgeschlossene Beiträ­
ge untersuchen 
- das maritime Bewußtsein des Nachkriegsdeutschlands 
- die sowjetische Globalstrategie 
- die maritime Bedrohung der Bundesrepublik und der 

NATO 
- die Rohstoffabhängigkeit unseres Landes und 
- die derzeitigen Probleme der deutschen Reedereien und 

Werften sowie 
- das neue internationale Seerecht. 

Die Militär- und Handelspolitik der Sowjetunion hat strategische 
Zielrichtung. Haben wir, haben unsere Politiker sie erkannt? 
Werden die deutsche Marine und die Handelsschiffahrt ihrem 
Auftrag gerecht? 
Mit welchen Folgen - militärisch wie wirtschaftlich - rnuß unser 
Staat rechnen, wenn er der neuen Seerechtskonvention nicht 
beitritt? 
"Die See und unsere Sicherheit" - ein Beitrag von hoher Aktuali­
tät zur sicherheItspolitischen Diskussion in Deutschland. 
ISBN 3-7894-0093-9 
Paperback, 264 Seiten , 34,- DM 
Zu beziehen bei Ihrer Buchhandlung oder direkt bei 
OSANG VERLAG GmbH 
Am Römerlager 2 · 5300 Bonn 1 . Tel. : (0228) 678383 

OSANG VERLAG GmbH . Am Römerlager 2 . 5300 Bonn 1 

OSANG 

Tel. (0228) 678383 



4 Editorial 

5 In der Anzahl der vorhandenen 
öffentlichen Schutzräume einer 

Stadt spiegelt sich die Initiative, die 
von der jeweiligen Stadtverwaltung 
und dem Rat entwickelt wurde. Da 
zum Schutz gegen Umweltgefahren bis 
hin zur Katastrophe und deren größte, 
dem Krieg, der Schutzraum als Zu­
fluchtsort für ein Überleben das Beste 
ist, sollte in Zukunft der Erfüllung die­
ser Aufgabe des Staates und damit der 
Länder und Kommunen viel Gewicht 
beigemessen werden. Unser langjähri­
ger Autor 
Dipl.-lng. Baudirektor Otto K. Schai­
ble berichtet. 
»Erfolge im Schutzraumbau« 

13 Die Ergebnisse von Wiederbe­
lebungsversuchen in der Bun­

desrepubljk Deutschland sind auch im 
Vergleich zu anderen Ländern 
schlecht. Neue Möglichkeiten, insbe­
sondere Maßnahmen der Laien-Re­
animation, müssen deshalb sofort auch 
in die Katastrophenmedizin eingeführt 
werden. Dies schlägt vor und entwik­
kelt 
Dr. med. Stefan Neuhauser 
»Laien-Reanimation als neues Kon­
zept im Katastrophenschutz und in 
der Katastrophenschutzmedizin« 

20 Ohne Schutzraum kann in der 
Katastrophe nicht überlebt 

werden, denn eine gesamte Bevölke­
rung kann aus dem Gefahrenraum 
nicht evakuiert werden. Sie muß zu 
Hause bleiben. Da Schutzraum im ge­
bräuchlichen Umfang meistens nicht 
finanzierbar ist, versucht es z. B. Nor­
wegen mit weniger Mitteln. Unser Au­
tor hat sich in Norwegen sachkundig 
gemacht und hat Nachahmenswertes 
gefunden. 
Oberstleutnant i. G. Helge Schulen­
burg 
»Zivilschutz in Norwegen - Beispiel 
und Vorbild« 

25 Ein »dornenvoller Weg«, wie 
der Autor meint, wird aufge­

zeigt: die Entwicklung vom Sicher­
heits- und Hilfsdienst (SHD) aufgrund 
des Luftschutzgesetzes von 1935 und 
seiner ersten Durchführungsverord­
nung von 1937 bis zum heute gültigen 
einheitlichen Katastrophenschutz für 
Frieden und Krieg im Sinne des Kata­
strophenschutzergänzungsgesetzes. 
Regierungsdirektor a. D. Wolfgang 
Beßlich 
»Die Mitwirkung der Hilfsorganisa­
tionen im Katastrophenschutz« 
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33 Bei allen Entscheidungen bei 
der Einrichtung einer Groß­

technischen Anlage ist der Verhand­
lungsspielraum des Managements auf 
Kompromisse zwischen Effizienz und 
Sicherheit eingeengt. 
Dr. Julius Nagy 
»Groß technische Einrichtungen -
Der Ingenieur und das Publikum -
Werturteile in der Sicherheitswissen­
schaft« 

3 5 Von einem Menschen wird er-
wartet, daß er ruhig und über­

legt sein~ Entscheidungen trifft. Wenn 
er diese Uberlegenheit verliert, tritt an­
geblich die Tiefenperson zutage und 
etwas Menschliches ist verlorengegan­
gen. Dann ist von einer Panik die Rede. 
Der Facharzt nimmt zu diesem Pro­
blem Stellung. 
Prof Dr. med. Klaus-Dietrich Stumpfe 
»Die Panik-Reaktion« 

41 Die bei den Weltmächte USA 
und UdSSR kommen einander 

näher, eine neue Zeit der Entspan­
nungsbemühungen beginnt. Dies zeig­
te sich auch beim Besuch des General­
sekretärs Gorbatschow in Bonn. 
Regierungsdirektor Jochen von Arnim 
»Gorbatschow interessierte sich für 
das Technische Hilfswerk« 

41 Die Zivilverteidigung ist einge­
bettet in dje Gesamtverteidi­

gung. Das Prinzip und die Allgemei­
nen Strukturen der Gesamtverteidi­
gung werden dokumentarisch vorge­
stellt. 
Der Bundesminister des Innern, Der 
Bundesminister der Verteidigung 
»Dokumentation - Auszüge alls den 
Rahmenrichtlinien für die Gesamt­
verteidigung« 

4 5 In Fortführung des Aufzeigens 
der Entwicklung des heutigen 

Territorialheeres aus der früheren 
Landwehr, die Wolfgang Beßlich in 
ZIVILVERTEIDIGUNG Nr. 2/ 89 
aufzeigte, befaßt sich der Autor mit der 
Weiterentwicklung. 
Dr. Horst Schöttler 
»Die unbekannte Größe - Das Ter­
ritorialheer als Partner der Zivilver­
teidigung« 

5 5 Wie würde sich der Einsatz von 
Massenvernichtungsmitteln 

langfristig auf unsere Gesellschaft aus­
wirken? Wie lassen sich unsere Mög­
lichkeiten für den Wiederaufbau und 
unser Weiterleben abschätzen? Diese 
Studie wurde für die Schweiz erstellt, 
aber wir meinen, sie hat auch Gültig­
keit für uns in der Bundesrepublik 
Deutschland. 
Dr. Herbert Braun 
»Weiterleben - eine Studie der Zen­
traJstelle für Gesamtverteidigung« 

5 8 Die Rückkehr der geflohenen 
Bevölkerungsteile in Afghani­

stan kann wegen Minengefahr im Lan­
de nicht zügig stattfinden. Ein erster 
zusammengefaßter Bericht - es ist ei­
ne Ubersetzung des auftraggebenden 
Büros des Koordinators der Vereinten 
Nationen der humanitären und wirt­
schaftlichen Hilfsprogramme für 
Afghanistan - gibt Aufschluß. 
Hartmut Richter 
»Minenräumen in Afghanistan - Er­
ster zusammen.gefaßter Bericht -
Auszugsweise Ubersetzung derjeni­
gen Teile des Berichts, die das Mi­
nenproblem in Afghanistan betref­
fen« 

61 Spektrum 

Das Titelbild fertigte Dipl.-Ing. Bau­
Dir Otto K. Schaible. 
Es zeigt den Bahnhof in 
Bonn-Bad Godesberg . 
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Editorial 3/89 
Die Präsidenten der beiden mächtigsten Staaten auf der Welt waren 
zu Gast in unserer Bundeshauptstadt Bonn. Sie haben - so scheint es 
- ein neues Zeitalter eingeleitet, das auf Kooperation statt Konfron­
tation setzt. Rüstung auf bei den Seiten soll so angeglichen werden, 
daß keine gegenseitige Bedrohung mehr möglich ist, dennoch wird 
sie in der Gleichgewichtshaltung eingefroren und stets auf dem letz­
ten technischen Stand gehalten werden; denn nur ein ebenbürtiger 
Partner ist auch ein glaubwürdiger Partner. 

Bei der nun so veränderten Bedrohungssituation verändern sich die 
Anforderungen an Schutzvorkebrungen und wenden sich vom Krieg 
weg zur Katastrophe durch Naturgewalten und Hochtechnologie hin. 
Diese Überlegungen sind nicht neu; sie wurden am 3. Juni 1985 bei 
einem "Osang-Council" vor ca. 400 Zuhörern in Beiträgen von Prof 
Dr. Carl-Friedrich von Weizsäcker und Professor Wolf Graf Baudis­
sin, moderiert von Emil Obermann vom Süddeutschen Rundfunk, 
angestellt und heftig diskutiert. 

Es ging u. a. darum, ob es sinnvoll sei, Schutzraumbau zu betreiben, 
und es wurde auch gefragt, ob der Staat die Verpflichtung allein habe, 
den Bürger mit ausreichend Schutz gegen Bedrohungen zu versor­
gen, oder ob nicht auch der Bürger die Verpflichtung von sich aus ha­
be, Anstrengungen für den Schutz seines Lebens zu unternehmen. 
Wörtlich sagte damals Wolf Graf Baudissin: " ... ich hätte nichts da­
gegen, wenn jeder, der es möchte, sich auf eigene Kosten einen 
Schutzraum anlegt. Ich habe auch durchaus nichts dagegen, daß man 
in Grenznähe gerade zum Schutz der Bevölkerung bei Beginn eines 
Angriffes .. . Schutzbauten erstellt. Ich lasse auch gern mit mir reden, 
daß an der einen oder anderen Stelle, die besonders gefährdet ist, 
man etwas macht. Aber alles etwas mehr im Rahmen des Katastro­
phenschutzes, der nicht auf Krieg konzentriert ist, sondern auf Kata­
strophen aller Art .... Bei mir steht der Krieg an letzter Stelle." 

Bei Carl-Friedrich von Weizsäcker stand die Möglichkeit eines Krie­
ges nicht an letzter Stelle, aber er meint, ein Krieg müsse auf jeden 
Fall verhindert werden ... "und ich glaube, es muß dazu eine Politik 
kommen; denn letztlich kann man einen Krieg nicht technisch ver­
hindern, man kann ihn nur politisch verhindern" . 

Dies geschieht in unseren Tagen, zumindest werden auf bei den Seiten 
Anstrengungen unternommen, die Hoffnung aufkeimen lassen. 

Und so kann das umfassende, vom Bürger unterstützte Schutzbau­
programm zum Schutz gegen die möglichen Gefahren in der Zukunft 
durch Hochtechnologie, Kernenergieerzeugung und Großchemie im 
Rahmen eines erweiterten Katastrophenschutzes anlaufen. 

Sämtliche Experten aus Forschung, Wissenschaft und Wirtschaft 
sind einer Meinung: Es gibt nichts Besseres zum Schutz für den be­
drohten Bürger als überall vorhandenen und schnell erreichbaren 
Schutzraum. 

Eva Osang 
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Erfolge im Schutzraumbau 
Otto K. Schaible 

Der Bund übernimmt die Mehrkosten 

In der Anzahl der vorhandenen öffentlichen Schutzräume einer Stadt 
spiegelt sich d~e Initi~tive, die von der jeweiligen Stadtverwaltung und 
d~m Rat entwlckel~ wird. So ~a".g~ der Sc~utzraumball in Ermangelung 
~'~1e~ Schlllz~aupfltc/zt auf frelw""ger BaSIS durchgeführt wird, ist die In­
Itiative d~s emzelnen bzw. der Städte, insbesondere des Amtesfür Zivi/­
schutz, fur den Erfolg VOll entscheidender Bedeutung. 

Es gibt Städte und Gemeinden, die dies sc/IOn sehr früh erkannt haben 
und für die ganze Gem~inde oder für C!emeindeteile ein 100 %iges 
Schutzplatzangebot erreichen konnten. Die angebotenen Zuschüsse des 
B.~ndes wurden genutzt, um den Biirgernfür Krisen- und Katastrophen­
falle Schutzräume und Schutzplätze olme eigene Kosten zu sichern. Die 
Zuschüsse reichen aus, um die für die Schutzräume benötigten zusätzli­
che~1 Kosten abzudeckel!: Wenn heute eine Stadtverwaltung oder ein Ge­
memderat solche Zuschusse ablehnt, schadet er seinen Bürgern indem er 
ihnen dargebotene Schutzmöglichkeitenund Überlebellschanc~n vorent­
h~/t. Ein so/~hes Verha/~en wirkt sich deshalb besonders negativ aus, weil 
diese Gememde von Sich aus "icht bereit sein wird auf ihre Kosten 
Schutzräume zu errichten. ' 

Schutzräume in Hamburg 
und Bremen 

Zu den Städten, die schon zu einem sehr 
frühen Zeitpunkt für ihre Bürger aktiv 
geworden sind, gehören insbesondere 
Hamburg und Bremen. Zuständig für 
den Schutzraumbau sind die jeweiligen 
Innensenatoren. 

In diesen beiden Städten wurde bereits 
sehr frühzeitig - Ende der 50er Jahre­
erkannt, daß die Bundesmittel, die vom 
Bund für den Schutzraumbau zum 100 
% als Zuschuß zur Verfügung gestellt 
werden , vorwiegend in diejenigen Städ­
te fließen , die auch bereit sind, sich hin­
sichtlich der "Wartung und Unterhal­
tung" (neuer Begriff: "Instandhaltung") 
Gedanken zu machen. Obwohl damals 
noch vorgesehen war, daß die Kosten für 
diese Tätigkeiten voll von den Gemein­
den übernommen werden, bemühten 
sich diese beiden Länder in vorbildlicher 
Weise darum, in ihrem Bereich Groß­
schutzräume als Mehrzweckbauten zu 
errichten. Die Realisierung erfolgte in 
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Anlagen des ruhenden Verkehrs, also in 
Tiefgaragen,jedoch auch im Bereich der 
U- und S-Bahnen. Zunächst wurden nur 
die Haltepunkte als Schutzräume ausge­
baut. Später bezog man die Streckenab­
schnitte in die Schutzräume mit ein. 
Darüber hinaus erfolgte die Herrichtung 
(Nutzbarmachung) der Bunker aus dem 
Zweiten Weltkrieg, die in diesen beiden 
Ländern besonders zahlreich sind. 

Die Bemühungen um die Schutzräume 
wurden 1974 belohnt, als der Bund sich 
bereit erklärte, die wesentlichen Kosten 
der "Wartung und Instandhaltung" in 
Anlehnung an Art. 104 a des Grundge­
setzes zu übernehmen. Dabei handelt es 
sich um alle Zweckkosten. Für die Ge­
meinden verbleiben danach lediglich 
noch die relativ geringfügigen Personal­
kosten, die bei der Wartung und Unter­
haltung anfallen, z. B. die Feststellung, 
Ausschreibung und Beaufsichtigung 
evtl. Instandsetzungsarbeiten. 

Die "Instandsetzung" der Bunker mit ei­
genen Brunnen bis etwa 1980 bzw. die 
"Nutzbarmachung", wie sie von diesem 

Zeitpunkt ab genannt wurde, erfolgte 
voll aus dem Bundeshaushalt als Bun­
desbaumaßnahmen durch die finanz­
bauverwaltungen der Länder. 

Bei den Mehrzweckbauten wurden die 
Zuschüsse des Bundes zunächst in Form 
einer "Spitzabrechnung" gewährt. Da­
bei errechnete sich der Zuschuß aus den 
tatsächlich angefallenen Gesamtkosten, 
von denen die Kosten abgezogen wur­
den, die sich ohne Zivilschutzmaßnah­
men ergeben hätten. 

Es stellte sich jedoch sehr bald heraus, 
daß dies ein äußerst zeitaufwendiges 
und umständliches Verfahren darstellte. 
Es wurden daher auf der Basis der zivil­
schutzbedingten Mehrkosten Pauschal­
beträge pro Schutzplatz ermittelt und 
festgelegt. Dieses Verfahren lief in den 
folgenden Jahren einwandfrei und wur­
de von den Gemeinden als auch von den 
Privatbauherrn sehr gerne gewählt. Für 
die Kalkulation ist es wichtig, daß die 
Höhe des Zuschusses von vornherein 
bekannt ist. Darüber hinaus wurden die­
se Pauschalbeträge "indexbezogen" ge­
währt, d. h. sie wurden ständig den geän­
derten (steigenden) Baupreisen ange­
paßt, so daß sich auch bei den steigenden 
Baupreisen für die Bauherren keine Ver­
luste ergaben. Die "Fortschreibung" der 
Pauschalbeträge wird viermal jährlich 
vorgenommen. 

Ausführliche Darstellungen der Aktivi­
täten in Bremen im Bereich des bauli­
chen Zivilschutzes sind bereits im Heft 
III / 1975 "Zivilverteidigung", über 
Hamburg in den Heften 10/ 1972 "ZS­
Magazin" und IIII 1974 sowie rv 11975 
"Zivilverteidigung" enthalten. 

Insgesamt werden demnächst in Bremen 
117 Bunker und 44 private Schutzräume 
(Hausschutzräume und Mehrzweckbau­
ten) sowie 53 Schutzräume in Behörden 
mit insgesamt rd. 107000 Schutzplätzen 
als Schutzräume hergerichtet sem. 

In Hamburg stehen in Kürze 32 Bunker 
und 14 Mehrzweckbauten mit insgesamt 
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Schutzraumbau 

rd. 80 000 Schutzplätzenzur Verfügung. 
Dazu kommen die Schutzräume in den 
Verwaltunggebäuden, die Schul- und 
Hausschutzräume, Röhrenbunker und 
Ersatzschutzräume (für Bunker, die aus 
der Zivilschutzbindung freigegeben 
wurden). 

"Bilanz" über den Schutz­
raumbau in Berlin 
Im Heft 10/ 1988 "Zivilschutzmagazin" 
zieht Helmut Nitschke eine Bilanz über 
den Schutzraumbau in Berlin. Nitschke 
geht in seinem Aufsatz insbesondere auf 
die öffentlichen Schutzräume ein. Da­
nach sind in 16 Objekten - Tiefgaragen, 
U-Bahn-Haltepunkten und in Bunkern 
des Zweiten Weltkrieges - in Kürze rd. 
26 000 Schutzplätzevorhanden, die pri­
mär für die Personen gedacht sind, die 
sich in einer Gefahrensituation in unmit­
telbarer Nähe dieser Schutzräume befin­
den. Ferner gibt es eine Siedlung (Düp­
pel / Gartenstadt), in der 1250 Schutz­
plätze in Hausschutzräumen errichtet 
worden sind , so daß jedes Familienmit­
glied in dieser Siedlung über einen 
Schutzplatz verfügt. 

Nitschke weist darauf hin, daß die Haus­
schutzräume nur zum Teil erfaßt worden 
sind, da ein Teil der Bauherrn auf den 
Bundeszuschuß verzichtet hat und steu­
erliche Abschreibungen in Berlin für 
Hausschutzräume nicht möglich sind. 
Der Umfang der tatsächUch vorhande­
nen Hausschutzräume kann daher nur 
geschätzt werden. 

Neue öffentliche Schutzräu­
me in Berlin 
Das Schutzbaugesetz vom Jahre 1965 
war im Land Berlin nicht gültig. Daher 
sind dort auch steuerliche Abschreibun­
gen für Schutzräume nach der Höchst­
betragsverordnung nicht möglich. Das 
Hauptinteresse bei der Ausführung von 
Schutzräumen müßte sich daher in Ber­
lin primär auf die zu 100 % bezuschuß­
ten öffentlichen Schutzräume mittlerer 
Größe von 51 bis 299 Schutzplätzen 
oder von 150 bis 3000 Schutzplätzen in 
Tiefgaragen richten. Grundlage der Be­
zuschussung sind die Verfahrensregeln 
für die Förderung der Errichtung von 
Öffentlichen Schutzräumen des Grund­
schutzes in Verbindung mit unterirdi­
schen baulichen Anlagen (Mehrzweck­
bauten) vom 21. September 1987, die 
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am 1. Januar 1988 in Kraft traten (BAnz 
Nr. 188 vom 8. Oktober 1987). 

zum damaligen Zeitpunkt 162,8. 

Diese Zahlen in den o. g. Verfahrensre­
geln stellen die Basis-Pauschalbeträge 
dar. 

Die darin angegebenen Pauschalbeträge 
wurden zum Zeitpunkt des Baupreisin­
dexes vom November 1978 ermittelt 
und festlegt. Der Baupreisindex betrug 

Sie wurden wie folgt festgelegt: 

. . Anlage 1 
. . . " Pauschbeträge . ' 

rur die Abgeltung der zivIlschutzbedingten Mehrkosten 
bel der Errichtung von Grundschutzriiumen mittlerer Größe 

ZU8chußbetrag je Schutzplatz (Pauschbetrag) . 

a} für Anlagen mit einer • Zuschußbetrag 
Schutzplatzzahl ,:on . . 

51 (mindestens) ~ 70 1014 DM . 
. ' · . 80 o. . 969DM 

. 90 . . 931 DM 
100 . . ·898 DM 
110 869 DM 
120 844 DM ' 
130 ' 821 DM 

. 140 . 801 DM 
(höchstens) ' ' 150 . 782 DM 

Die Zwischenwerte ab 70 Schutzplätze sind geradlinig zu in· 
terpolieren;. . 

b) für Anlagen mit einer Zuschußbetrag je Schutzplatz 
Schutzplatzzahl von · ohne . mit . ' 

Sandvorfilter Sandvorfilter 
(mindestens) 151 862 DM 974 DM 

I . ' 160 M7DM 954DM 
170 832 DM 934 DM 

· 180 810 DM 915 DM 
. . .. 190 ., 805 DM 897 DM 

200 I 793 DM 881 DM 
210 782 DM . 866 DM 0 

· 220 771 DM 851 DM 
230 . 761 DM 838 DM 

o 240 751 DM 825 DM . 
. . 250 . 742 DM 613 DM 
, . 260 734 DM 802 DM . 

270 . 726 DM . 791 DM . 
o 280 718 DM . 781 DM 
· 290 . 711 DM 771,DM' 

. (höchstens) 0 299 704 DM . .763 DM 
o. Zwischenwerte sind geradlinig zu interpoHeren. 

Anmerkung: ' ' . ' 0 00 , 

Bei Ausführung des Schutzraumes als Tiefgarage wird zu· 
o siltzlich ein Zuschuß in Höhe von 25000 DM (Festbetr~g) 

gewährt. . . . .' 0 . ' . . . 
Anlage~ 

• 0 PauschbetrAge ' . 
rür die Abgeltung der zivilschutzbedingten Mehrkosten 

. bel der Errichtung von Mehrzweckbauten In Tiefgaragen 

Zuschußbetragje Sch~~zplatz (Pauschbetrag) . 

10. I\nlA~en mll eine. 
Schutlpl.t17.lhlvon 

. ; ohne! 
S.ndvo.nlte. 

(minuestens) 300 8BO DM 
GOO 650 DM 
9IJO 825 DM 

1200 ' 005 DM 
1500 ; 790 DM 
1800 780 DM 
2100 770 DM 
2400 ' 7GODM 
2700 ' 750DM 

(höchsler1!l) 3000 . 740 DM . 
Zwischenwerte 8inugeradlinlg zu Interpolieren. 
Anmerkung: I .. ' . 

mit 
Sandvormt •• 

1 040 DM 
' 101 : DM 

980 DM 
9000M 

·· 940DM 
925 DM 
910 DM 
895 DM ' 
880 DM 
670 DM 

Wird der Schutuaum nicht als Tiefgarage ausgebaut. wird eir 
Betrag von 25 000. - DM (Festbetrolll in AbzuQ QcbrachL 
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Anlagll3 

Pauschbeträge . 
für die Abgeltung der aivilschutzbedingten Mehrkolten bel der 

. Errichtung von Mehrzweckbautttn in unterirdischen Bahnen 
... _ ...... ........ ..... __ (HaIlOIteIlen u~.d. .!Jahnhöfa) .... . 
Schulzploa'uahl von San,",vodiher S.ndvorflher 

(mindestens) · 300 1010 DM 
600 . 975 DM 
900 !ISO DM 

1200 925 DM 
1500 910 DM 
1800 900 DM 
2100 . 885 DM 
2400 875 DM 
2700 860 DM 
3000 850 DM 
3300 840 DM 
3600 825 DM 
3900 815 DM 
4200 800 DM 

(höchstens) 4500 790 DM 
Zwischen werte sind geradlinig zu interpolieren. 

1190 DM 
1140 DM 
1100 DM 

. 1075 DM 
. 1 060 DM 
1~5DM 
1030DM 

· 1020DM 
1005 DM 

090 DM 
975 DM 
960 DM 
950 DM 
935 DM 
920 DM . 

Anlage. 

Paulchbeträge ;. 
rur die Abgellung der aivilschutllbedlngten Mehrkolten bel der 

Errichtung VOD Mehrzweckbautun In unterlrdJachen Bahnen 
(StreckCDablChnIUe) , 

Sollen bei der Errichtung von Mehn:weckbauten In unter· 
irdischen Bahnen auch Streckenabschnilte qder Teile von 
SIreckenabschnitten in den Aufenthaltsraum des Schutzraumes 
einbezogen werden, 50 5\nd die Schutzplätze. die auch ohne 
EInbeziehung des Streckenahschnlues in den Aufenthallsraum 
geschaffen werden könnten, dem Bahnhofs·/Hallestellen· 
bereich und die übrigen Schut:tplätze dem Streckenab6chnill 
zuzuordnen. 

Dabei werden die zivilschutzbedingten Mehrkosten für die 
Schutzplätze im Bahnhofs·/Hallestellenbereich nach den 
Pauschbeträgen der Anlage 3 und für die Schulzpliitze im Strek­
kenabschnill nach den nachstehenden Pauschbeträgen abgegol· 
ten. Für den Fall. daß sich für die Gesamtschutzplatzzahl nach 
Anlage 3 ein niedrigerer Pauschbetrag als bei der getrennten Be·· 
rechnung ergeben solile. gilt der niedrigere Betrag all ZU6chuß· 
betrag. 

a) Schutzraum, bestehend aus Haliestelhi/Bahnhof und einem 
Streckenabschnilt 
Zuschuflbetrag je Schutzplatz (Pauschbetrag) 

für AnllSln mit lin .. 
Schullplatuahl im 
Sueckenlb.chnlU lIon 

ohne 
Sandvorlilt.r 

mit 
Sandvorfilt., 

(mindestens) 300 730 DM 892 .DM . 
600 716 DM 876 DM 
900 7U1 DM 859 DM 

1 200 6117 DM 842 DM 
1 500 673 DM 826 DM 
1800 660 DM 81GDM 
2 100 650 DM 795 DM 
2400 634 DM : " '.779 DM . 
2700 6Z1 DM 764 DM 
3 000 609 DM 750 DM 
3300 597 DM 735 DM 
3 600 585 DM 721 DM 
3900 573 DM 707 DM 
4200 562 DM 693 DM 
<\ 500 550 DM 680 DM 

(höchstens) 4800 540 DM 667 DM 
Zwischenwerte sind geradlinig zu inlerpoller~n. 

b) Schutzraum. bestehend aus zwei Haltestellen/Bahnhöfen 
und einem dazwischen liegenden Streckenabschnilt . 
Zuschußbetrag je Schutzplatz (Pauschbetrag) 

ro, Ant.,en mit einer 
Schullplilluhlim . 
Sireck.nab.chnill von 

ohne 
S.nd~orfll'llr 

. mit . 
.Slndvorf!h~r 

I · 

(mindestens) 300 539 DM 702 DM : . 
600 1\:!8 DM ' 689 DM ' . 
900 518 DM :676 DM: 

1200 508 DM .' ·683 DM· 
1 5CO 498 DM 651 m( . 
1 800 488 DM 638 DM 
2100 478 DM . 826 DM:, 
24110 468 DM 1115 DM.,' 
2 700 459 DM 11IQ3 Dt-f' 
3 000 449 DM 592 DM , 
3300 . 444 DM ' 581 DM -
3600 432 DM 570 DM .. 
3 900 424 DM . /559 DM 

(höchstens) 4200 415 DM : .648 DM 

Zwischenwerle .sind geradlinig ;u it~terpQIi~",'), " 

Die endgültige Höhe des Zuschusses er­
gibt sich nach dem jeweiligen Baupreis­
index. 

Die Bundeszuschüsse ergeben sich dann 
- für Privatbauherrn (einschließlich 
50.-DM/ Schutzplatz für Erschwernis­
se) - für Schutzräume mittlerer Größe 
wie folgt: Siehe Tabelle Seite 8 

Siehe Tabelle Seite 9 

Der neueste Baupreisindex für Wohnge­
bäude insgesamt - Bauleistungen am 
Bauwerk einschließlich Mehrwertsteuer 
auf der Basis 1970 = 100 für Februar 
1989(1. Quartal) beträgt 237,6. Für die 
Pauschalbeträge pro Schutzplatz ergibt 
sich dann nach den Verfahrensregeln 
(21. 2. 1987 - BAnz Nr. 188 vom 18. 
10. 1987) folgender Multiplikator: 

Rechnet man bei einer Ausführung sol­
cher Schutzräume in einer Tiefgarage 
mittlerer Größe mit 151 bis 299 Schutz­
plätzen den Zuschuß für ein Tor in Höhe 
von 25000,- DMin den Zuschuß ein, 
sind die Pauschalbeträge - für Pri val­
bauherrn einschließlich 50,-DM/ 
Schutzplatz - entsprechend höher: 

Für Schulzräume mittlerer Größe be­
rechnet sich der Bundeszuschuß z. 8. , 
sofern er nicht aus den vorstehenden Ta­
bellen unmittelbar abgelesen wird, wie 
folgt: 

237,6 . 
162,8 = 1,459 rd . 1,46 

Siehe Tabelle Seite 9 
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8 

Zuschüsse (Pallschbeträge)fürPrivatbauherren bei Schutzrällmen 
mittlerer Größe (Index I. Quart. 1989: 237,6) 

Anzahl der 
Schutzplätze 

51-70 
80 
90 

100 
110 
120 
130 
140 
150 

151' 
160' 
170' 
180' 
190' 
200' 
210' 
220' 
230' 
240 1 

2501 

260 1 

270' 
2803 

290' 
299' 

Zu chuß/Schutzplatz 

(mit Sandhauptfilter) 1530,-3 
1464,-3 
1409,-3 
1361,- 3 
1318,-3 
1282,-3 
1248,-3 
1219,-3 
1191,-3 

ohne Sandvorfilter 

1308,-3 
1286,-3 
1264,-3 
1244,-3 
1225,-3 
1207,-3 
1191,-3 
1175 _3 
1161,-3 
1146,-3 
1133,-3 
1121,-3 
1110,-3 
1098,-3 
1088,-3 
1077,-3 

mit Sandvorfilter 

1472,-3 
1442,-3 
1413,-3 
1385,-3 
1359,-3 
1336,-3 
1314,-3 
1292,-3 
1273,-3 
1254,-3 
1236,-3 
1220,-3 
1204,-3 
1190,-3 
1175,-3 
1164,-3 

, bei Ausführung in einer Tiefgarage zusätzlich 25000 DM für ein Tor 
3 einschließlich 50,- DMISchutzplatz für Privatbauherrn 

Zuschüsse für Privatballherrn bei Großschutzräumen in Tiefgara­
gen (Index J. Quart. 1989: 237, 6) 

Schulzplätze oh1le Sandvorfilter mit Sandvoriilter 

3002 1334,-3 1568,-3 
6002 1291,-3 1524,-3 

9002 1254,-3 1480,-3 
12002 1225,-3 1451,-3 

15002 1203,-3 1422,-3 
18002 1188,- 3 1400,-3 
21002 1174,-3 1378,-3 
24002 1159,-3 1356,-3 
27002 1145,-3 1334,-3 
30002 1130,-3 1320,-3 

2 bei Ausführung nicht als Tiefgarage Abzug der Kosten für die Tore (ab 25 000, ­
DM) 

3 einschließlich 50,- DMISchutzplatz!ür Privatbauherren 

Schutzräume in Bonn 

Im Heft I/1979 der "Zivilverteidigung" 
ist über den Großschutzraum Halte­
punkt Bonn-Hauptbahnhof bereits aus­
führlich berichtet worden. ]n diesem 
Haltepunkt ist die wirtschaftliche Lö­
sung des gleichzeitigen Ausbaues als 
Großschutzraum in vorbildlicher Weise 
gelöst worden. Die Bauzeit erstreckte 
sich von 1974 bis 1979. In dem Groß­
schutzraum können 4500 Personen un­
tergebracht werden. 

Die Übergabe des Großschutzraumes 
vom U-Bahn-Amt an das Amt für Zivil­
schutz erfolgte 1979. 

Vorher fand eine ausführliche Funk­
tionsprüfung des gesamten Schutzrau­
mes statt. Dabei wurde z. B. geprüft, ob 
die großen Abschlußtore im Zugangs­
und Gleisbereich nach dem Abschalten 
des Stromes rechtzeitig geschlossen wer­
den können und ob der notwendige 
Überdruck im Schutzraum zum Abhal­
ten evtl. B- und C-Kampfstoffen 
aufrechterhalten werden kann. 

]m Heft IV / 1978 der Zivilverteiligung 
sind Ausführungen über die Möglich­
keiten enthalten, Schutzräume in den im 
Raum Bonn vorgesehenen Verkehrs­
tunnels unterzubringen. Dabei bildete 
das große Luftvolumen in diesen Stra­
ßentunnels Ausgangspunkt für Überle­
gungen hinsichtlich der Ausführung der 
Schutzräume und der möglichen Auf­
enthaltsdauer in solchen Anlagen des 
fli eßenden Verkehrs. Aus dem großen 
Reservoir des Luftvolumens resultieren 
die mögliche Aufenthaltsdauer und die 
Anzahl der Schutzplätze. Bei einer Be­
grenzung der Schutzplatzzahl kann die 
mögliche Aufenthaltsdauer vorherbe­
stimmt werden. Soll die Aufenthalts­
dauer darüber hinaus verlängert wer­
den, ist eine raumlufttechnische Anlage 
erforderlich. 

Solange Schutzräume nicht in ausrei­
chender Anzahl zu Verfügung stehen, ist 
eine solche zusätzliche Raumlufttechnik 
zur optimalen Ausnutzung der Gege­
benheiten sinnvoll und anzustreben. 

Die Überlegungen der Stadt Bonn über 
die Verwirklichung der Planungen zur 
Verbesserung des regionalen und des 
überregionalen Verkehrsflusses und 
speziell der Ausführungen von Straßen­
tunnels sind noch im Gange. Angestrebt 
wird, alle Verkehrstunnels gleichzeitig 
als Großschutzräume auszubauen. 
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Anzahl der 
Schutzplätze 

ohne Sandvorfilter 

151 1474 
160 1442 
170 1411 
180 1383 
190 1357 
200 1332 
210 1310 
220 1289 
230 1270 
240 1250 
250 1233 
260 1217 
270 1203 
280 1 187 
290 1174 
299 1161 

Geringster Zuschuß - Privatbauherr 
Index l. Quart. 1989: 237,6 
51 Schutzplätze 

237,6 . 
Pauschalbetrag: 51 x 1628 x 1014 = 

Erschwerniszulage: 51 x 50 = 

70 Schutzplätze - Privatbauherr 
237,6 

Pauschbetrag: 70 x 162,8 x 1014 -

Erschwerniszulage: 70 x 50 = 

Zuschuß/Schutzplatz 

mit Sandvorfilter 

1638 
1598 
1560 
1524 
1491 
1461 
1433 
1406 
1382 
1358 
1336 
1316 
1297 
1279 
1 261 
1248 

75474,48 DM 

2550,00 DM 

78024,48 DM 
rd. 78 000,00 DM 

103 592,42 DM 

3500,00 DM 

107 092,42 DM 
rd. 107 000,00 DM 

Größtmöglicber Zuscbuß - Privatbauherr, Tiefgarage 

Index l. Quart. 1989: 237,6 
237,6 

Pauschbetrag: 299 x 162,8 x 763 = 

Erschwerniszulage: 299 x 50 = 

Torkosten (pauschal) 

Im Raume Bonn werden z. Z. 21 
Großschutzräume in Anlagen des ru­
henden und fließenden Verkehrs, 5 
Bunker und 2 Stollen mit insgesamt 
rd . 47000 Schutzplätzen sowie rd . 
16 000 Schutzplätze in Liegenschaften 
des Bundes 

332956,68 DM 

14950,00 DM 
25000,00 DM 

372.906,68 DM 
rd. 373.000,00 DM 

und 4 000 Schutzplätze in Hausschutz­
räumen somit rd . 67 000 Schutzplätze 
hergerichtet. Zu diesen Zahlen kom­
men die Schutzplätze in den überre­
gionalen Verkehrstunnels noch hinzu. 

Die nachfolgenden Fotos fertigte der Autor Dipl.-lng BauDir. 0110 K. Schaible. 
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Schutzräume in Karlsruhe 

Zu den Städten, die sich ebenfalls be­
sonders um die Sicherheit Ihrer Bürger 
verdient gemacht haben und die versu­
chen, das Mögliche zu erreichen, gehört 
die Stadt Karlsruhe. 

In dieser Stadt sind zur Zeit bereits rd. 
50 000 Schutzplätze fertiggestellt. Nach 
abschließender Bearbeitung der z. Z. 
noch in Arbeit befindlichen Schutzräu­
me verfügt die Stadt demnächst über rd. 
73000 Schutzplätze. Das bedeutet, daß 
dann für 28 % der Bevölkerung Schutz­
plätze vorhanden sind. 

Dies ist eine äußerst beachtliche und 
ebenfalls besonders hervorzuhebende 
und zu würdigende Leistung, die wie­
derum zeigt, daß sich bei entsprechen­
der Aufgeschlossenheit für die Belange 
der Bürger und persönlicher Initiative 
vieles erreichen läßt. 

Schutzräume müssen auch 
weiterhin gebaut werden 

Die Notwendigkeit, weiterhin Schutz­
plätze zu errichten, wird von der Mehr­
heit der Bevölkerung bejaht. Da die Ent­
scheidung jedem Bürger freigestellt ist, 
liegt das Ergebnis einzig und allein in der 
Initiative des einzelnen. 

Die Notwendigkeit, Schutzräume zu 
bauen, ergibt sich nicht aus der Tatsache, 
daß einige Waffen abgerüstet oder auf 
einem Gleichstand gehalten werden 
oder daß allseitig ernsthafte Bemühun­
gen um den Abbau bestehen, sondern 
aus dem auf absehbare Zeit vorhande­
nen gesamten Waffenbestand und der 
Realität, daß Katastrophen trotz größter 
Vorsorge auch in Zukunft unvermeidbar 
sein werden und ein entsprechender 
Schutz nur in Schutzräumen vorhanden 
ist. 

Insofern ist jeder gut beraten, der in sei­
ne persönliche Sicherheitsbetrachtung 
und -vor orge (Versicherungen) den 
Schutzraum als weitere Komponente zu 
einem umfassenden Schutz einbezieht. 

Es wäre zu begrüßen, wenn die Gedan­
ken , Schutzräume zu errichten, weiter­
entwickelt und dadurch die Anzahl der 
Schutzplätze gesteigert würde. Eine sol­
che Entwicklung müßte der Intention ei­
nes jeden, bewußt vorausdenkenden 
Bürgers entsprechen. 
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Schutzraumbauten in Bonn 

Bild I: Rathaus der Stadt Bonn. Unter ihm hefindet sich zwar kein 
Schutzraum, es steht jedoch in einer der im Schutzraumbau erfolg­
reichsten Städte der Bundesrepublik. 

Bild 2: Gmßschutzraum Haltestelle Bonn-Hauptbahnhof (4 SilO 
Schutzplätze), Zugang zum Schutzraull1 

10 

··--·--1 

Friedensplatl 
Garage 

Bild 4: Mehrnveckhau Tiel'garage Friedensplatz Bonn, eine der 
Einfahrten in den Schutznlul11 (3750 Schutzplätze) 

Bild 5: Blick in die Tiel'garage (Schutzraum) 

~ Bild 3: ßahnsteighalle, die als Schutzraulll ausgebildet wurde. 
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Bild 6: Mehrzweckbllu, Tiefgllrage in Bonn, 
Siidstraße (530 Schutzplätze) 

Bild 9: Stollcnanillge unter der Godesburg 
in Bonn-Blld Godesberg (600 Schutzplät­
ze) 

ZIV ILVERTEIDIGUNG 111189 

Bild 7: Hochbunker in Bonn, Windeck­
straße (843 Schutzplätze), Seitenllnsicht , 
kiinst lerische Gestllltung eines Kopfes 

Bild 10: Ansicht des Berges, unter dem sich 
die Stollenllnlage befindet. Im Vordergrund 
dllS historische Gasthaus "Zur Lindenwirtin 
- Ännchen". 

Schutzraumbau 

Bild 8: Hochbunker Windeckstrllße, Sei ten­
llnsicht, besonders schön hepflllnzt. 

Bild 1 L: Hochbunker in Bonn, Karlstraße 
(620 Schutzplätze), zur Zeit noch nicht 
nutzbar gemacht. (Die Schornsteine befin­
den sich hinter dem Bunker) . 
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Bild 12: Tiel'bunker Thealerslraße in Bonn (2(i()(l Schulzplälzc). 
Eingang 

Bild 14: Bunker in Bonn, Trierer Slraße, dessen Ansichl dem­
nächsl verschönerl wird. Vorderansichl des Uunkers mit Eingängen. 

12 

Uild 13: Tiefbunker Thealerslrafle. eine Seilenansichl 

Bild 15: Hochbunker in Bonn am Quiriniusplatz (870 Schlitz­

pliilze) 

Hilcl 16: Hunker in Horlll , Lolharslralle (I 137 SChUlzplälze). An­
..- sichl Slrallenseile mit Eingang 
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laien-Reanimation als neues Konzept Im 
KMas~rophenschua und In der KMas~rophenmedllln* 

Ste'an Meuhauser 

Die Ergebnisse von Wiederbelebungsmaßnahl1len in der BUlldesrepublik Deutsdlland sind auell im Vergleich zu anderen 
Ländemsdrlecht. Neue Mögliellkeilen, insbesondere Maßnahmen der Laien-Reanimation müssen deshalb sofort aud, i1/ die 
Katastrophenmedizin eingejührt werden. 

Nadljolgend wird iiber Ergebnisse und Möglichkeiten hierzu berichtet. Einige konkrete Vorhaben z. B. mit denfreiwi/ligen 
FeuerwehreTIund den Ortsbereitschajten in ländlich struklltrierten Gebieten werden z. Z. vorbereitet bzw. als Modelle ange­
strebt. 

Bundesrepublik Deutschland 
als Entwicklungsland in der 
Reanimation 

Trotz nahezu flächendeckender Versor­
gung mit Notarzt- und / oder Rettungs­
wagen und dem international als hoch­
qualifiziert angesehenen Rettungsdienst 
in unserem Land, müssen Reanima­
tionsergebnisse im Vergleich zu anderen 
Ländern als schlecht betrachtet werden. 
So waren zum Beispiel in einem Kollek­
tiv zwar 32,2 % aller Reanimationsver­
suche zunächst primär, aber nur 8,1 % 
endgültig erfolgreich, und die Zwei-lah­
res-ÜberIebensrate betrug 7,3 %64. 
Weiterhin konnte in dieser Studie keiner 

Reanimationsergebnisse (Höchstwerte) 
% inner- und auBerklinisch 

alle 
Alters· 

gruppen 
~ 

Erwachsene 

der Patienten gerettet werden, wenn der 
Rettungswagen mehr als 3,5 km zurück­
legen mußte ( vergleiche Abbildung 1, 2). 
Die Tabelle 1 zeigt einige wichtige 
Etappen in der Entwicklung der Reani­
mation nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Abbildung 1 verdeutlicht nochmals die 
insgesamt schlechten Ergebnisse aller 
Wiederbelebungsbemühungen, wobei 
die endgültige ( definitive, sekundäre) 
Wiederbelebungsrate deutlich unter 
8 % verbleibt, und hier auch noch zum 
größten Teil neurologische Ausfälle, 
Folgeschäden usw. mitgerechnet werden 
müssen 15.45. Zwar läßt sich der stärkste 
Rückgang an Verkehrstoten im direkten 
Zusammenhang mit dem f1ächendek­
kenden Ausbau der Notfallrettung in 
den Bundesländern sehen 29, jedoch ist 

% 

ein Durchbruch allein etwa mit schnell 
startenden Notarzt- oder Rettungswa­
gen und besserer Ausbildung der Not­
ärzte nicht erreicht worden. In der Ab­
bildung 2 zeigt sich deutlich, wie unsere 
Reanimationsbemühungen noch zur 
Zeit (ohne Laien-Reanimation) von der 
Entfernung des Rettungsdienstes ab­
hängen und bereits bei 3 - 4 km Entfer­
nung vom Notfallort gegen 0 hin tendie­
ren. Die Ein treffzeiten in Abbildung 3 
zeigen weiterhin , daß nach 5 Minuten 
erst ca. 35 % der Notfälle erreicht wer­
den, wobei noch nicht einmal ein soge­
nanntes Stadt-Land-Gefälle im Ret­
tungsdienst berücksichtigt wurde. Nach 
Vorgabe der Landesregierung in Hessen 
sollen zum Beispiel in 10 Minuten 95 % 
aller an der Straße befindlichen Notfälle 

primär 

p s p s p s p s 
pulmon. 
u, renale 
Oiagnos· 

10 - - __________ ~e~rf~OI~grleiCh 
_ sekundär 

verseh, Traumata Kardiale 
Diagnos, insges, Erkrank, 

Multiorganversagen 
(P u, S nicht getrennt) 

Abb 1: Erfolgreiche Reanimationsrate (Spitzenwerte) in %, unterteilt in 
primär (p) und sekundär (s) inner- und außerklinisch. Nicht berücksich­
tigt sind z. B. neurologische Ausfälle, Folgeschäden etc, nach endgültig 
(s) erfolgreicher Reanimation als Sondergruppe. Die ,kardiale" Reanima­
tion zeig t die besten Ergebnisse und ist bis zu 40 %erfolgreich, Die Zahlen 
aus der Abb. stammen aus der internationalen Literatur. 
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< 1 1-2 2-3 3-5 >5 KM 

Abb, 2: Reanimationserfolg im Rettungsdienst in Relation zur Anfahrts­
strecke (RTW und Notarztsystem zusammengefaßt). 

• Mit freundlicher Unter tützung der Fa. 
E. Merck, Darmstadt, und der Fa. F. Köhler, 
Alsbach. 
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Laien-Reanimation 

Einführung der externen elektro Defibrillation 1956 
Mund-zu-Mund-Beatmung 1957, 58 
Einführung der cardio-pulmonalen Reanimation durch Kou­
wenhoven et. al. 1959 
Herzmassage bei geschlossenem Brustkorb 1960 
Notfall ABC Schema nach Safar 
Standard and Guidelines for Cardiopulmonary Resuscitation 
(CPR) 
Emergency Cardiac Care 
Einf. von basic Iife support (BLS) u. advanced life support 
(A LS) 
American Heart Association mit Forderung der Reanima­
tionskette (im Krankenhaus) 
1973 Definition einer klaren Notarztregelung in BR Deutsch­
land mit später erfolgten Definition der erforderlichen Arzt­
qualifikation 
1984 Einführen des Fachkundenachweises Rettungsdienst in 
einigen Bundesländern 
Ableitung des Rechts des Patienten auf fachgerechte Wieder­
belebung im Rahmen der Sorgfaltspflicht 

% 

10 

34 5 7 

_-------- Soll 
~ ___ ---- Ist 

10 15 

Über­
lebens­

rate 

20 
Zeit in Minuten 

Projekte der Laienreanimation auch in unserem Land ab 85 
Klärung der rechtlichen Probleme in der Laienreanimation, 
Stichwort Basismaßnahmen und Notfallkompetenz, teilweise 
erreicht. 

Tab. 1: Meilen teine der Wiederbelebung 
Abb. 3: Eintreffzeiten des Rettungsdienstes in der BR Deutschland sowie 
Überlebensraten in Relation zur Anfahrtszei t. 

vom Rettungsdienst erreicht worden 
sein. Nachdem die American Heart As­
sociation im Juli 85 ihre Richtlinien zur 
Durchführung der cardio pulmonalen 
Reanimation neu bearbeitet 23, 58. 59 und 
das praktische Vorgehen bei Atemstill­
stand und Herzstillstand mit Text und 
Bildern ausführlich dargestellt hatte, er­
gaben sich damit auch für die sogenann­
te Laien-Reanimation neue Impulse. 

Wissenschaftlicbe Begründung 
der Laien-Reanimation 

Seit ca. 15-20 Jahren wird in einigen 
Nachbarländern und insbesondere in 
den USA versucht, neben den üblichen 
mobilen Rettungssystemen durch Aus­
bildung von Laien-Helfern den Zeitfak­
tor bis zum Eintreffen professioneller 
Reanimationsbemühungen zu reduzie­
ren. Zahlreiche Studien wiesen einen 
dramatischen Anstieg der Überlebens­
rate etwa um das Drei- bis Fünffache 
nach, wenn Laien mit der präklini chen 
Reanimation bereits begonnen hatten 1. 

Außerdem waren die Patienten nach 
deutlich höherem Prozentsatz in der la­
ge, sich selbst zu versorgen63. In den 
USA und im benachbarten Ausland sind 
zahlreiche Herz-Lungen-Wiederbele­
bungsprojekte mit großem Erfolg 
durchgeführt worden, wobei vereinzelt 

14 

auch die Kosten der Ausbildung in Rela­
tion zum volkswirtschaftli chen Nutzen 
geretteter Menschen gebracht wurden 7. 
8. 12. 35.62.3.65.48.5 1.3 1. 11.32.60.61.23. 2.6. 16. 17.20, 22 

Da sich ein Herz- Kreislauf-Still­
stand zumeist unerwartet und außerhalb 
des Krankenhauses ereignet, sind in 
jüngster Zeit auch bei uns immer wieder 
Forderungen von einigen Notfallmedi­
zinern gekommen, neben den soge­
nannten Basismaßnahmen der Herz­
Lungen-Wiederbelebung sogenannte 
erweiterte Maßnahmen bei der Reani­
mation (Sauerstoffgabe, Intubation, 
Adrenalingabe, Defibrill ation usw.) im 
Rahmen einer Notkompetenz auf quali­
fiziertes Rettungsdienstpersonal zu 
übertragen. Dies ist bereits in einigen 
Ländern zur Routine geworden 13. 18, 21, 10. 

Durch sogenannte automatische oder 
halb automatische Geräte sind dabei 
menschliche Fehler in der Behandlung 
von zum Beispiel Kammerflimmern na­
hezu ausschließbar. Dabei haben etwa 
Patienten, die innerhalb der ersten 3-5 
Minuten defibrilli ert werden, eine 70 
% ige Überlebenschance. Rechtliche 
Bedenken scheinen auch durch solche 
Maßnahmen im Rahmen der Notfall­
kompetenz bei uns inzwischen ausge­
räumt zu sein, und insgesamt scheint die 
Haftung des Laien, der in bester Absicht 
im Notfall tätig wird , nahezu ausschließ-

bar. Gemeinsames Ziel aller Bemühun­
gen sollte es sein, beim "akut Verstorbe­
nen" die lebenswichtigen Organe durch 
Aufrechterhaltung eines Kreislaufs mit 
Sauerstoff zu versorgen und damit über­
brückend bis zum Eintreffen des Ret­
tungsdienstes und/ oder anderer effekti­
ver Maßnahmen Leben zu erhalten36• 

Nach der cardio-pulmonalen-Reanima­
tion spricht man jetzt von der cardio-ce­
rebro-pulmonalen Reanimation und be­
tont damit die lebenswichtigen Organe 
insgesamt. Das schwächste Glied, der 
sogenannte Laien-Helfer, der Anwe­
sende (Anwesenden-Reanimation) ent­
scheidet somit bei der Anwendung le­
bensrettender Sofortmaßnabmen über 
den größten Erfolg in Reanimationsbe­
mühungen. A bbildung 4 zeigt die Er­
gebnisse der Reanimation außerhalb der 
Klinik (Prähospitalphase). Dabei sind 
die Verbesserungen erfolgreicher Rea­
njmationsraten von 1969- 1985 wesent­
lich durch Veränderungen im Rettungs­
dienst bedingt. Augenscheinlich hat sich 
dabei jedoch die endgültige Überlebens­
rate aller Patienten nur unwesentlich 
verbessert. 

Das Risiko einer Infektion bei der 
Durchführung der Atemspende ist ex­
trem gering, kann aber nicht mit letzter 
Sicherheit ausgeschlossen werden 14. 19.55 . 
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Göttinger Projekte ab 1985 
Aschaffenburger Maßnahmen ab 1985 
"Berliner lernen Leben retten", - pub!. 1987 
Uelzen, pub!. 1987, 88 Ergebnisse der Reanimation in der Prähospilalphase (alle Diagnosen) 

Osnabrück (?) 
Darmstadt 1988 

% Rettungsdienst allein + Hausarzt, 
KV-Arzt etc. 

+ Laien­
reanimation 
(Basis- und 

erw. 
(weitere Projekte laufen bzw. z. Z. in Vorbereitung) 

Tab. 2: Maßnahmen der L. R. in dcr BR Dcutschland 

A) Tcchnischcs: 

Alarmzeiten (Ausrückzeiten) im Rettungsdienst verkürzen. 
Dichtes, flächendeckendes Netz von Rettungswagen und Not­
arztsystemen schaffen. 
Einrreffzeiten z. B. durch Umstellung auf Rendez-Vous-Sy­
stem in ländlich strukturierten Gebieten verbessern. 

69 

p s 

Maßn. 

85 

p p p s 
Optimierung von technischen Möglichkeiten 
Moderne Medien einsetzen. 
EDV im Rettungsdienst, Kat.-Medizin (z. B. rechnerunter­
stützte Leitstellen) 
Kommunikationsprobleme z. B. bei Notfallmeldungen ver­
mindern 
Einlleitliche Notrufnummern schalten und bekannt machen. 
Training von Notrufmeldungen aller Beteiligter 

Abb. 4: Die Ergebnisse der Reanimation außerhalb der Klinik (alle Dia­
gnosen). Verbesserung der primär (p) und sekundär (s) erfolgreichen 
Reanimationsrate von 69 bis 85 ist weitgehend durch positive Verände­
rungen im Rettungsdienst bedingt. Wird die Reanimation durch den 
Hausarzt, ärztl. Bereitschaftsdienst etc. bereits frühzeitig begonnen, sind 
die Ergebnisse deutlich besser und werden nur noch durch Sofortmaß­
nahmen (z. B. HLW) in sog. Laienreanimation mit oder ohne technische 
Hilfsmittel übertroffen. Die Ergebnisse wurden aus der internat. Literatur 
zusammengefaßt. 

Technische Erweiterungen z. B. Schreibtelefon für Gehörlose, 
Randgruppen integrieren. 

Tab. 3: Vcrbesserungsmöglichkeiten in der Reanimation 

Dabei soll zum Beispiel das theoreti­
sche Risiko, das Humane-Immun­
defienz-Virus (HIV) bei einer Reanima­
tion zu erwerben, bei 1 : 50.000 liegen53• 

Ergebnisse der Laien-Reanima­
tion in der Bundesrepublik 
Deutschland 

Seit 1985 sind wiederholt Ergebnisse 
zur Ausbildung von Laien-Helfern auch 
in unserem Land publiziert worden 24, 25. 

26. 27. 4. 2M . 56. 57. 47 . Als Zielgruppen 

dienten überwiegend Angehörige von 
Betrieben, Sportler, Personen im Alten­
und Pflegedienst sowie Personal von Po­
lizei, Feuerwehr, Rettungsdienstorgani­
sationen und Kliniken sowie vereinzelt 
Angehörige von Risikopatienten. In 
jüngster Zeit wurde auch zum ersten Mal 
von solchen Maßnahmen in einer gro­
ßen staatlichen Behörde berichtet36

. Da­
bei konnten 25 % aller Mitarbeiter zur 
aktiven Tei lnahme für dieses Projekt ge­
wonnen werden 36. Tabelle 2 zeigt die 
bisher publizierten Maßnahmen der 
Laien-Reanimation in unserem Land. 
Zahlreiche weitere Projekte sind in Vor­
bereitung bzw. laufen an. Langzeiter­
gebnisse stehen jedoch noch aus. 
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Technische Veränderungen in 
Zukunft kaum noch finanzier­
bar 

Tabelle 3 zeigt einIge Verbesserungs­
möglichkeiten in der Reanimation aus 
dem technischen Bereich. Dabei werden 
in der Literatur für die schlechten Er­
gebnisse von Wiederbelebungsmaßnah­
men immer wieder die noch zu langen 
Anfahrtszeiten der Rettungswagen zum 
Einsatzort angegeben52, so daß die Ret­
tungsmaßnahmen häufig zu spät kämen. 

Insbesondere die d ichtere Staffelung 
von Rettungsfahrzeugen stößt im städti­
schen Bereich jedoch bereits an limitie­
rende ökonomische Grenzen und kann 
im ländlichen Bereich erst gar nicht an­
gegangen werden. Durch einfachere 
Maßnahmen, wie Umstellung auf Ren­
dezvous-System in ländlichen Gebieten , 
Beteiligung von niedergelassenen Ärz­
ten und Nutzung von zum Beispiel 
Rech ner-gestü tzten- Lei tstellensyste­
men können in Zukunft bescheidene 
Erfolge erreicht werden. Vernachlässigt 
wurden bisher Kommunikationsproble­
me, das Training von Notrufme\dungen 

aller Beteiligten. Insgesamt gesehen 
werden technische Verbesserungen in 
Zukunft nicht mehr die Rolle spielen 
können , wie sie etwa in den letzten 
15-20 Jahren unter anderen Vorausset­
zungen möglich waren. 

Am wichtigsten sind personelle 
Veränderungen 

Wir fordern heute eine Ausbildung der 
Gesamtbevölkerung in Maßnahmen der 
Laien-Reanimation mit dem Ziel, jeder­
zeit und an jedem Ort durch zufällig An­
wesende oder unmittelbar Erreichbare 
die sofortige Einleitung von lebensret­
tenden Sofortmaßnahmen und Erste­
Hilfe zu garantieren. Gleichzeitig wissen 
wir aber, daß nur ca. 20 % aller deut­
schen Ärzte sich kompetent fühlen , Ba­
sismaßnahmen einer notfallmedizini­
schen Versorgung anzuwenden. Wahr­
scheinlich sind weniger als 5 % in der 
Bevölkerung imstande, eine definitiv 
wirksame Erste-Hilfe vornehmen zu 
können . Bei ca. 40 % aller Unfälle mit 
Personenbeteiligung wurde verletzten 
Personen keine Erste-Hilfe geleistet ; 
wenn Erste-Hilfe erfolgt, ist diese bis zu 
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Laien-Reanimation 

ß) Personelles: 

Basis HLW einführen bzw. ausweiten 

Erweiterte HLW (02, Adrenalin, Intubation, Oefibrillation) 
einführen und auswei ten 

Notärztliche, definitive Versorgung verbessern. 

Erste-Hilfe-Maßnahmen in Schule beginnen 

Kontinuität der Maßnahmen durch Wiederholungskurse. 

Mega-Code (Gruppentraining) 

Ausbildung und Fortbildung im Rettungsdienst, in der Kata­
strophenmedizin (!) fo rcieren. 

Z. B. Lehraufträge an den Kat. -Schutz-Schulen der Länder zur 
Verbesserung der Kenntnisse der eingesetzten Arzte allgemein 

Tab. 4: Verbesserungsmöglichkeiten in der Reanimation 

C) Sonstiges: 

Begleitende wissenschaftliche Auswertung und Korrektur von 
Maßnahmen der L. R. 
L. R. in der Kat.-Medizin einführen 
Oauerkonzept in der Laienreanimation (L. R.) anstreben. 
Rechtliche Voraussetzungen und Konsequenzen verbessern . 
Effizienzkontrolle der L. R. 
Zielgruppen neu überdenken . 
Reanimation bei Übungen, Übungsmodellen und Sicherheits­
konzepten berücksichtigen. 
Staatl\che Stellen (Schulen, Behörden etc.), Hilfsorganisatio­
nen, Arzte sollen Bevölkerung zur Vorbereitung auf den Not ­
fall motivieren. 
Freiwillige Feuerwehren, Ortsverbände, ORK-Bereitschaften 
usw. in Laienreanimation (ländlich strukturierte!) Gebiete ein­
binden. 
Sog. Rezidivprophylaxe: Identifikation, Aufklärung und 
Schulung gefährdeter Patienten über Angehörige und Arbeits­
kollegen. 
Indikation zur Reanimation überdenken (z. B. DNR, 00 Not 
Resuscitate) 

Tab. 5: Verbesserungsmöglichkeiten in der Reanimation 

Gruppe Tätigkeit Verbesserungs- Bemerkungen defiliert möglichkeiten 

Notärzte ja + 
Leitende (ja) ++ Beziehung zur 
Notärzte Kat. -Med. ver-

bessern 
Krankenhaus ja (+) 
Ä. d. Hilfsorganisat. ? ++ Verbess. 

dringend nötig 
Niedergelassene Ä. (ja) ++ Integration in 

Notfallmedizin! 
Öffentl. (ja) ++ Erhebliches 
Gesundheitsdienst Defizit 
Sonstige nein + Mitarbeit 

erforderlich 

Tab. 6: Arztgruppen in Katastrophenmedizin und Notfallmedizin 

In der Tab. 6 sind einige Arztgruppen, die in der Notfallmedizin und in der Kata­
strophenrnedizin wichtige Funktionen wahrnehmen, aufgeführt. Für die Zukunft 
werden insbesondere die Gruppen der niedergelassenen Arzte sowie zumindest in 
einigen Bundesländern der öffentliche Gesundheit dienst eine zunehmende Rolle 
spielen. Literatur hierzu ist zur Zeit in Vorbereitung. 

80 % völlig unzureichend. Tabelle 4 
zeigt einige personelle Konsequenzen. 
Neben bereits begonnenen Projekten in 
der HLW (Basismaßnahmen und erwei­
terte-HLW), der Verbesserung notärzt­
licher Aus- und Fortbi ldung ist die Kon­
tinuität von Laien-Maßnahmen durch 
Wiederholungskurse zu sichern. Dazu 
gehören auch ein Umdenken der Versi­
cherungsträger und die Bereitstellung 
von Haushaltsmitteln etwa bei der 
Durchführung dieser Maßnahmen in 
Behörden 36, das heißt, eine ordentliche 
Finanzierung von Maßnahmen der Lai­
en-Reanimation im vorklinischen Be-

reich ist anzustreben. Da zum Beispiel 
Allgemeinmediziner bei 92 % der Herz­
attacken der erste medizinische Kontakt 
waren49

, der Hausarzt in nahezu allen 
Fällen zunächst vom Notfallpatienten 
versucht wird zu erreichen38, 5 % der Pa­
tienten mit Herzattacken reanimiert 
werden müssen49 , der einzelne Arzt je­
doch insgesamt nur selten mit einer Rea­
nimation konfrontiert wird, müssen 
Ausbildung und Fortbildung insbeson­
dere von niedergelassenen Ärzten ver­
bessert und auch die E inbindung des 
niedergelassenen Kollegen in die not­
ärztliche Versorgung gefördert werden. 

Tabelle 5 zeigt sonstige Verbesserungs­
möglichkeiten in Wiederbelebungsbe­
mühungen, wobei insgesamt ein Haupt­
ziel wäre, ein Dauerkonzept in der Lai ­
en-Reanimation54 anzustreben, die 
Zielgruppen neu zu überdenken und ei­
ne Effizienzkontrolle aller Maßnahmen 
einzuführen. Außerdem müssen bei 
Übungen, Übungsmodellen und Sicher­
heitskonzepten Maßnahmen der Laien­
Reanimation mitberücksichtigt werden. 
Staatliche Stellen (Sch~len, Behörden) , 
Hilfsorganisationen, Arzte sollen die 
Bevölkerung ständig zur Vorbereitung 
auf Notfälle motivieren. Die Erste-Hil­
fe-Ausbildung sollte, wie auch die Bun­
desärztekammer in jüngster Zeit betont 
zum Pflichtstoff für den Unterricht a~ 
den Schulen erhoben werden. Daß Ärz­
te, Journalisten und Bürger sich immer 
wieder über die nur mangelhafte Erste­
Hilfe-Ausbildung bei der Polizei be­
schwerten, führte zum Beispiel in Nord­
rhein-Westfalen dazu, daß jeder Auszu­
bildende bei der Polizei während der 
einjährigen Grundausbildung 88 Stun­
den in Erster Hilfe ausgebildet wird3o. 
Neben verschiedenen Übungslagen 
muß dabei jeder Auszubildende minde­
stens 4 x 5 Minuten eine Reanimation 
durchführen . Alle Beamten meinten 
daß sie nun keine Angst mehr vor Ver~ 
letzten oder Kranken haben. Dies fü hrt 
dazu, daß die Funkstreifen vermehrt zu 
vermeintlichen Reanimationen oder 
sonstigen akuten Notfällen als Voraus­
kommandos entsandt werden30 ! 
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Laien-Reanimation als wichti­
ges Konzept in der Katastro­
phenmedizill 

Tabelle 6 zeigt die Mitarbeit von ver­
schiedenen Arztgruppen in der Kata­
strophen- und Notfallmedizin . Am be­
sten definiert und in der Praxis geregelt 
erscheint dabei die Tätigkeit der Gruppe 
von Ärzten in Notarztsystemen. Auf die 
Problematik etwa des Amtsarztes im 
Katastrophenschutz und des Rettungs­
dienstes wurde an anderer Stelle einge­
gangen39,37 . Ltd. Notärzte und soge­
nannte Ltd. Notarztgruppen sollen im 
Rettungsdienst unterhalb der Katastro­
phenschwelle tätig werden. Das unklare 
Verhältnis zur Katastrophenmedizin 
und insbesondere zum Katastrophen­
schutz ist in der Literatur nicht ausrei­
chend diskutiert worden40. 4 1. 42. 43. Als 
wichtige Gruppen in der Katastrophen­
medizin und in der Katastrophe über­
haupt, müssen die niedergelassenen 
Ärzte und die Ärzte der Hilfsorganisa­
tionen genannt werden. In der Literatur 
und in den Lehrbüchern werden zwar 
immer wieder den verschiedenen Arzt­
gruppen Funktionen und Tätigkeitsbe­
reiche zugeschrieben50 , in der Praxis se­
hen der Ausbildungsstand , das Engage­
ment und auch die Möglichkeiten etwa 
der Ärzte von Hilfsorganisatio nen eher 
bescheiden aus. Tabelle 7 zeigt die Vor­
aussetzungen ärztlicher Tätigkeit in der 
Katastrophenmedizin , im Katastro­
phenschutz, in Itd . Funktion, also e twa 
als Oberarzt im Rettungsdienst bei 
Großschadensereignissen, a ls erfahre­
ner Notarzt mit Itd . Notarztfunktion , a ls 
Amtsarzt mit Triage-Funktion usw. Bei 
allen anderen Ärzten, insbesondere die 
in den Hilfsorganisationen, die im Kata­
strophenschutz, etwa im Sanitä tsbe­
reich , die Versorgung von Opfern eines 
Massenanfalls vornehmen müssen, wä­
ren die Voraussetzungen, wie sie in Ta ­
belle 7 genannt werden, eine Maxime. 

Auf das Problem der sogenannten An­
wesenden-Reanimation und der Laien­
Reanimation in der Katastrophe wurde 
bisher sowohl in den Handbüchern und 
der einschlägigen Literatur wie auch im 
Gesamtkonzept solcher Bemühungen 
nicht hingewiesen. Erst in jüngster Zeit 
find en sich in einigen Arbeiten Hinwei­
se, so e twa Maßnahmen beim Schädel­
Hirn-Trauma, wie sie auch in Katastro­
phensituationen vom ausgebildeten 
Hilfspersonal ergriffen werden kön-
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(Bewußtlosigkeit feststellen) 
1. Lagerung auf harter, flacher Unterlage 
2. Bewußtlo igkeit feststellen , nach Hilfe rufen 
3. Atemstillstand feststellen 
4. Atemwege freimachen 
5.2 Ventilationen (Inspirationsdauer 1,0 -1,5 sec) 
6. Tasten des Carotis Pulses (5 - 10 sec), kein Puls 

tastbar, Einsatz der HDM 

I 
Ein-Helfer-Methode 
Kompressionsfrequenz 80 - IDO l 
Min. (90/ Min.) z. B. 15 xl 10 
sec 
Kompressions-Ventilations-Ver­
hältnis = 15 Kompr. zu 2 Venti­
lationen pro Zyklus 2 Ventilatio­
nen in 4 - 7 sec. 
4 Zyklen mit je 15 Kompr. u. 2 
Vent. 
Tasten des Carotis-Pulses 5 sec. 

~ 

kein Puls tastbar, erneuter Ein­
satz Kompression u. Ventilation 
oder 
Puls tastbar, Spontanatmung 
eingesetzt 
stabile Seitenlagerung 

I 
I 

Zwei-Helfer-Methode 
Kompressionsfrequenz 80 - IDOl 
min (5 in 3 - 4 sec). 
Kompress. -Ventilations-Verhält­
nis = 5 Kompressionen zu 1 
Ventilation pro Zyklus, 
Ventilation in einer Pause von 
1,0 - 1,5 sec. zwischen den 
Kompressionen 
mindestens 10 Zyklen mit je 5 
Kompr. und 1 Ventilation 
Tasten des Carotis-Pulses (5 sec) 
kein Puls tastbar, erneuter Ein­
satz vom Kompr. und Ventila­
tion 

Abb. 5: Mechan. Herz-Lungen-Wiederbelebung 
(in Anlehnung an die neuen Richtlinien für die kardiopulmonale Reanimation der 
American Heart A sociation) veröffentlicht in JAMA 6/ 86) 

Bemerkung: Die Zwei-Helfer-Methode wird im Rettungsdienst (Individual medizin) nicht ge­
lehrt, da begrenzte Ausbildungskapazitäten und der Unwahrschein lichkeit, daß 2 ausgebilde­
te Laienhelfer gleichzeitig immer zur Verfügung stehen. 

nen46 • Wenn wir bereits Zehnjährige so­
wohl theoretisch wie auch praktisch in 
E rste Hilfe ausbilden können , und wir 
wissen, daß etwa bei Erdbeben oder an­
deren Naturkatastrophen ca. 10 - 20 % 
der Menschen bei adäquater Hilfe (Lai­
en-Reanimation !) überlebt hätten, so 
sollte hier ebenfalls ein Umdenken er­
folgen . Nicht nur die organisatorischen 
Fähigkeiten einer Katastrophenhilfe mit 
Bereitstellung von ABC-Zügen, großen 
Mengen an Materialien, Katastrophen­
schutzplä ne etc. kann alleine neben an­
deren wichtigen personellen Verände­
rungen das Konzept der Z ukunft in der 
Katastrophenmedizin sein. Wenn wir 
wissen, daß wir ca. 10 % akut am plötzli­
chen Herztod Verstorbener durch Maß­
nahmen der Laien-Reanimation retten 
kö nnen, Unfallopfer und sonstige Not­
fälle durch Anwesenden- Reanimation 

und Aufrechterhaltung der vitalen 
Funktionen am Leben bleiben, so müs­
sen wir sofort die Erkenn tnisse der Lai­
en- Reanimation aus der Individualme­
dizin (Rettungsdienst, Notarztsystem ) 
in die Katastrophenmedizin (Massenan­
fall) einbeziehen. Abbildung 5 zeigt 
Maßnahmen der mechanischen Herz­
Lungen-Wiederbelebung (HLW) in 
Anlehnung an die neuen amerikani­
schen Richtlinien, und wie sie auch in 
Deutschland in der Erste-Hilfe-Ausbil­
dung, Maßnahmen der Laien-Reanima­
tion und verschiedenen Projekten An­
wendung finden. Während die Einhel­
fermethode in der Ind ividualmedizin 
keine Anwendung findet , da es unwahr­
scheinlich ist, daß zwei ausgebildete Lai­
en-Helfer gleichzeitig immer zur Verfü­
gun g stehen , wäre es durchaus zu überle­
gen, die Zweihelfermethode gerade 
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• Mehrjährige, regelmäßige Erfahrung im Notarztdienst, bei 
Klinikarzt Facharztanerkennung 
Solide Notfallmedizin. Ausbildung 

• Organisatorische Fähigkeiten (Führung, Koordination, Do­
kumentation, Einsatztaktik) 

• Kenntnisse der regionalen Rettungsstrukturen wie Leitstelle 
des Rettungsdienstes (Praktikum in Leitstelle, Mitarbeit im 
Leitstelienausschuß und -Unterausschuß), Feuerwehr, Poli­
zei, THW, Hilfsorganisationen, Ortsbereitschaften etc. 

• Kenntnisse über den Katastrophenschutz allgemein 

• Kenntnisse der Versorgungsmöglichkeiten nnd Kapazitäten 
der Krankenhäuser des Rettungsbezirkes speziell (Infra­
struktur, Rettungscontainervorhaltung, J:ntensivbetten, 
Betten f. Querschnittgelähmte etc.) 

• Medizinische Fortbildung z. B. mit Vorgehensweise beim 
Auftreten von strahlenverunfallten Personen (Notfallstatio­
nen, Erstversorgung und Behandlungsmöghchkeiten von 
Strahlengeschädigten), Massenanfall von Iotoxikierten 

• Technische Weiterbildung (z. ~. Praktikum in Einsatzlei-
tung von Feuerwehr, Polizei, Übung mit THW) 

• Theoretische Fortbildung wie Gesetze und Verordnungen. 

• Praktische Ausbildung wie Übungen, Triagekurse usw. 

• Wissen von Führungspriozipien und taktischem Vorgehen 
der Polizei, Feuerwehren, Hilfsorganisationen, Sanitätszü­
ge, der übrigen Verbände und Einsatzgruppen (auch ge­
meinsame Übungen) 

• Organisationsstruktur und Ausstattung des Katastrophen­
schutzes z. B. Fortbildung an der Kat.-Schutzschule des 
Bundes 

• Psychologische Probleme (theoretisch und praktisch) beim 
Großschadensereignis 

Tab. 7: Voraussetzungen ärdlicher Tätigkeit im Katastrophenschutz 
und der erweiterten Notfallmedizin in leitender Position 

Tab. 7 zeigt die Voraussetzungen ärzti. Tätigkeit in der Kat.-Medizin, 
der erweiterten Notfallmedizin wie Oberarztfunktion im Rettungs­
dienst, leitender Notarzt etc., wie sie als Idealzustand bei gleichem Nen­
ner die strikte Trennung zwischen Rettungsdienst und Katastrophen­
medizin - vgl. auch Tätigkeit des Amtsarztes - aufheben könnte. Man 
erkennt deutlich, daß der überwiegende Teil des Aufgabengebietes, der 
Aus-, Fortbildung, der Voraussetzungen etc. dem Katastrophenschutz 
zuzuordnen ist. 

beim Massenanfall einzusetzen. Voraus­
setzung wären natürlich vorhandene 
Kapazitäten an ausgebildeten Laien­
Helfern. Im anderen Fall wäre der Ein­
helfermethode der Vorrang zu geben. 
Auf die Forschungsergebnisse zum Bei­
spiel vom internationalen Wiederbele­
bungs-Forschungszentrum der Univer­
sität von Pittsburgh (USA) in bezug auf 
Katastrophenmedizin und Laien-Rea­
nimation zum Beispiel bei Erdbeben (als 
Modelle für Massenunfälle) darf man 
gespannt sein. Es wäre sicherlich sinn­
voll, gerade in solchen Erdbebengebie­
ten und in der Dritten Welt insgesamt, 
derartige Forschungsvorhaben und 

dann als Konsequenz Ausbildungskon­
zepte durchzusetzen. 
So zeigten etwa erste Auswertungen und 
Sachverständigenberichte von der Erd­
beben-Katastrophe im Kaukasus im De­
zember 1988, daß neben vielen Unzu­
länglichkeiten und Mißständen bei Ber­
gung, Rettung und Versorgung der Op­
fer viele Menschen durch Laienhilfe hät­
ten gerettet werden können . 
Gerade bei Ertrunkenen und Verschüt­
teten ist bekanntlich die Zeitspanne für 
erfolgreiche Wiederbelebungsmaßnah­
men - hinzu kommt als günstiges Mo­
ment niedrige Temperaturen - erheb­
lich verlängert. 
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Sonstige Forderungen und Zu­
kunftsaussichten 

Neben einer Soforthilfe durch jeder­
mann (Anwesenden-Reanimation) als 
Idealkonzept sowohl im Rettungsdienst 
wie auch in der Katastrophenmedizin 
dürfen natürlich andere gewachsene 
Strukturen, wie ein zeitlich und örtlich 
mit einem hohen Leistungsstandard 
funktionierendes Rettungssystem, das 
in vielen Jahren mühsam aufgebaut wur­
de, nicht vernachlässigt werden. Da aber 
gerade die sogenannte präklinische In­
tensivmedizin , das heißt der Rettungs­
dienst inklusive Notarztsystemen, in der 
letzten Zeit an ökonomische Grenzen 
stößt und eine Verbesserung seiner Lei­
stungen nicht mehr bezahlbar wird, 
müssen jetzt in erster Linie (vergleiche 
Tabellen 3-5) andere Möglichkeiten, 
wie die erweiterte HLW, generell einge­
führt und/ oder ausgeweitet werden. Ein 
Beispiel in jüngster Zeit war, daß man 
zur herkömmlichen ABC-Regel bei 
Wiederbeiebungsmaßnahrnen ein wei­
teres A (Assessment) hinzugefügt hat, 
was so viel wie Erkennen von Leitsym­
ptomen und Lagerung des Lebensbe­
drohten inklusive Anforderungen wei­
terer Hilfe beinhaltet44

• Insgesamt hieße 
dies, Dauerkonzepte in der Laien-Rea­
nimation anzustreben, Integration und 
Förderung von allem Wesentlichen und 
Nützlichen, aber auch mutige Schritte in 
Neues, Unbequemes. Neben Kriterien 
zur Erfolgsmessung von Reanimations­
bemühungen, einer Indikationsstellung 
zur Reanimation schlechthin33, was bis 
heute ein wichtiges, aber ungelöstes Pro­
blem darstellt (ein hoher Prozentsatz, 
der sozusagen schon aufgegebenen Pa­
tienten überlebt, Personen, die nicht zu 
reanimieren sind , oder noch schlimmer, 
Personen, die bereits Reanimationsbe­
mühungen unterzogen waren, werden 
dann evt. auch mehrfach erfolglos wie­
derbelebt), sind in jüngster Zeit auch bei 
uns Überlegungen zur Telefon-Reani­
mation analog den Telefonanweisungs­
programmen in den USA angestellt 
worden5

. Gerade vor kurzem wurden 
bei einigen Fluggesellschaften wie­
der sogenannte Arzt- oder Notfallkoffer 
verbessert. Wie steht es aber neben der 
Bereithaltung von Materialien mit der 
Schulung im Umgang mit den Hilfsmit­
teln bzw. mit der Laien-Reanimation im 
Flugverkehr insgesamt9? Man sieht an 
diesem letzten Beispiel nicht nur, daß 
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die technischen Dinge gegenüber perso­
nellen Veränderungen bevorzugt wer­
den, sondern auch, daß ohne die Ausbil­
dung von Menschen Verbesserungen in 
der Individual-Notfallmedizin und Ka­
tastrophenrnedizin scheitern. 

Neben einer Forderung, die auf Indivi­
dualmedizin fixierte Ausbildung an den 
Hochschulen zugunsten der Lehre von 
Katastrophenmedizin zu erweitern, wä­
re es insbesondere für die Ärzte der 
Hilfsorganisationen und die im Kata­
strophenschutz mittätigen Kollegen 
wertvoll, zum Beispiel an den Katastro­
phenschutzschulen der Länder, zumin­
dest übergangsweise Lehrgänge anzu­
bieten, die von geeigneten Lehrbeauf­
tragten durchgeführt werden könnten. 
Dies müßte nicht mit erheblichen Ko­
sten verbunden sein. Konzepte hierzu 
könnten erarbeitet werden. 

Ein bemerkenswerter Vorschlag er­
scheint mir für Rettungsdienst und Ka­
tastrophenmedizin gleichermaßen zu 
sein, freiwillige Feuerwehren, Ortsver­
bände, Bereitschaften der Hilfsorgani­
sationen usw. in die Laien-Reanimation, 
vor allem in ländlich strukturierten Ge­
bieten, einzubinden. Wir haben in der 
letzten Zeit in einem Landkreis Versu­
che in dieser Richtung unternommen, 
und die Bereitschaft und Motivation so­
wohl bei den Hilfsorganisationen wie 
den Feuerwehren ist gut. Es wäre dann 
etwa möglich, daß bei einem lebensbe­
drohlichen Zustand die Ortsfeuerwehr 
mit einer kleinen Schleife, das heißt etwa 
4-8 Feuerwehrleute, von denen dann 
ca. 4 Personen letztendlich in kürzester 
Zeit verfügbar sind, von der Rettungs­
leitstelle alarmiert wird. Dies wäre nicht 
nur wegen der Gegebenheiten in der 
Praxis des Rettungsdienstes, das heißt 
einem Stadt-Land-Gefälle, sinnvoll, 
sondern ergäbe auch für die Katastro­
phenmedizin neue, faszinierende Mög­
lichkeiten. Wir sind gerade dabei, Orts­
bereitschaften, Hilfsorganisationen u. a. 
in ein solches Konzept, vgl. Soforthilfe­
entscheidungsprogramm für Angehöri­
ge der FFW bei medizin. Notfällen (I), 
L. R. als Modell für die FFW in Hessen 
am Beispiel eines Landkreises (II), akti­
ve Mitarbeit von Ortsbereitschaften im 
Rettungsdienst/ Katastrophenmedizin 
- Projekt DRK-Bergstraße (IlI), (sämt­
liche Projekte unveröffentlicht), einzu­
binden. 

Darüber hinaus soll der Versuch ge­
macht werden, durch die Bündelung al-
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ler Kräfte im Rettungsdienst, Katastro­
phenschutz und insbesondere der besse­
ren Zusammenarbeit etwa zwischen 
ärztlichem Bereitschaftsdienst und Not­
arztsystemen zu integrativen Systemen 
der Notfallversorgung zu kommen. Dies 
könnte dann z. B. zu neuen Leitstellen­
modellen führen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß Maßnahmen der Laien-Reani­
mation in die Katastrophenmedizin von 
der Ausbildung bis zu Großübungen in­
tegriert gehören. Die Auswertung von 
Naturkatastrophen, insbesondere Erd­
beben (auch als Modell für Massenun­
fälle in hochindustrialisierten Staaten) 
hat uns bisher ermutigende Ergebnisse 
gezeigt. 

(Literatur beim Verfasser) 

Korrespondenzadresse: 
Dr. med. S. Neubauser, Regierungsprä­
sidium, 6100 Darmstadt 

Tagung des Katastrophenallsschllsses 
des Internationalen Arbeiter-Hilfswer­
kes (/AH) in der ASB-Bundesge­
schöftsstelle 

- Der Katastrophenausschuß des Interna­
tionalen Arbeiter-Hilfswerkes (lAH), ein 
Zusammenscbluß von 16 Hilfsorganisatio­
nen aus 13 europäischen Ländern, hat sich 
zum Ziel gesetzt, sich über sinnvolle Aus­
landshilfe im Falle von Naturkatastrophen 
auszutauschen und konkrete Vorschläge für 
Hilfsprojekte zu machen. 

Auf der letzten lAB-Tagung trafen sich Ver­
treter verschiedener Hilfsorganisationen aus 
Belgien, Österreich, Norwegen, England 
und der Bundesrepublik in der Bundesge­
scbäftsstelle des Arbeiter-Samariter-Bundes 
in Köln. Zwei Projekte standen zur Diskus­
sion: den Opfern des Hurrikans im Oktober 
1988 in Nicaragua und den Opfern des Erd­
bebens im Dezember 1988 in Armenien zu 
helfen . 

In den Diskussionen wurde festgestellt, daß 
mehr als bisher in der Öffentlichkeit deutlich 
gemacht werden muß, daß alle vertretenden 
Verbände Teil einer gemeinsamen Organisa­
tion, dem Internationalen Arbeiter-Hilfs­
werk sind. 

Wicbtig ist, daß im Katastrophenfall die Ko­
ordination und der Informationsaustausch 
über die Aktionen der einzelnen Verbände 
zentral an die Einsatzzentrale des ASB erfol­
gen. 

Quelle: Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland 
e. V. Pressestelle 

Laien-Reanimation 

Wolfgang Henog 

Rettungsdienst allf dem Lande 

Zu Organisation des Rettungsdienstes macht 
der Chirurg Prof. Dr. Wolfgang Herzog auf 
das "Gummersbacher Modell" aufmerksam: 

"Da wir die einzigen sind, die über eine 
25jährige Erfahrung mit dem modernen Ret­
tungsdienst auf dem Lande verfügen, erlaube 
icb mir, auf unser System hinzuweisen." 

Aus der Broschüre ,,25 Jahre Notarztdienst 
- Gummersbacher Modell" (Signatur 1988 
B 1439, Osang Verlag Bonn) darf icb kurz 
zusammenfassen: Beteiligung aller auf dem 
Lande vorbandenen Krankenhäuser am 
Notarztwagen-Dienst mit vollständiger lnte­
gration des gesamten Rettungsdienstes (Arz­
te, Rettungs-Sanitäter, Notarztwagen ) und 
auch der RTW einschließlich vier NEF sowie 
der Krankenwagen für Liegendtransporte 
(keine Privatgesellschaften! ). Betriebskosten 
werden praktisch durch Kassen- , BG-Erstat­
tungsbeiträge abgedeckt. 

Dieses Verfahren, das schon manche Nach­
ahmer gefunden bat, ist nicht nur wirtscbaft­
lich, sondern aucb sebr effektiv. Reibungslo­
se Zusammenarbeit zwischen'Krankenbaus­
und niedergelassenen Arzten sowie KV und 
andere. Meldung der Notfälle erfolgt über 
die zentrale Leitstelle (Größe des Kreises: 
fast 1000 Quadratkilometer, Einwohner 
knapp 250 000) an das Krankenhaus. 

Die Broschüre zeigt die Entwicklung des 
Notarztsystems von seinen Anfängen bis 
heute auf, auch die Scbwierigkeiten, es einzu­
fübren und durchzusetzen . Heute, nach 25 
Jahren, ist es nicht mehr wegzudenken und ist 
schon für die Bevölkerung zu einer "Selbst­
verständlichkeit" geworden, daß auc;h in ein­
samen Landdisstrikten rascb allesumfassen­
de und schnelle Hilfe vorhanden ist. Profes­
sor Dr. W. Herzog ist ein Wegbereiter. 

Bilder und Originalbriefe verdeutlichen und 
veranschaulichen den schweren Weg bis zum 
heutigen Rettungsdienst. 
(Ärzte Zeitung/ Nr. 61) 

Wir leiten Bestellungen der Broschüre (Preis 
DM 9,80) gerne an den Autor weiter. 

19 



Z.yjlschutz .n Morweaen 
Be.sp.el und Yorb.ld 

In der Ausgabe //86 hat die "ZIVIL­
VERTEIDIGUNG" in einem Beitrag 

des Direktors für Zivile Bereitschaft 
ausführlich über die Grundlagen von 
Zivilschutz und Zivilverteidigung so­

wie über die Vorsorgemaßnahmen 
Norwegens im Rahmen des Konzeptes 

Gesamtverteidigung unseres A lliier­
ten an der Nordflanke der NATO be­

richtet. Mit dem nachfolgenden 
Beitrag sollen jene mehr ins grund-

Zeichen erklärung: 
o öffentl. Schutzraum 

MAJOflSTUA 

• 

Helse Schulenbura 

sätzliche zielenden Ausführungen 
unter dem Aspekt der Umsetzung in 
die Praxis, mit Schwerpunkt am 
Beispiel der Hauptstadt Oslo, ergänzt 
werden. Dabei soll jedoch nicht nur 
Beispielhaftes herausgestellt werden, 
sondern soll zugleich auch versucht 
werden, Möglichkeiten und Grenzen 
von norwegischen Vorbildern auf 
deutsche Verhältnisse und Bedin­
gungen aufzuzeigen. 

@ 
FAQE_Ht:1MSOT. U ® 

~~~~----- ~~~ 

Abb. 1: Lage der öffentlichen Schutzrällme (Tilfluktsrom) in Oslo 

Der "Tilfluktsrom" 

S elbst einem nur zu einem Kurzaufent­
halt in Norwegens Hauptstadt verwei­
lenden Touristen werden irgendwann 
die kleinen gelben Schilder mit der 
schwarzen Aufschrift "Ti lfluktsrom" 
auffaUen, deren Bedeutung unschwer zu 
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erraten ist. Man findet sie zumindest an 
al1en wichtigen Plätzen und Straßen­
kreuzungen und sie weisen den Weg zu 
einem der 40 öffentlichen (Luft) Schutz­
räume in Oslo, zu deren Bau, Einrich­
tung und Unterhaltung die Kommunen 
nach dem Gesetz über die Zivile Vertei­
digung aus dem Jahre 1953 verpflichtet 
si nd . 

In Oslo sind diese öffentlichen Schutz­
räume überwiegend in der Innenstadt 
gelegen oder um den eigentlichen Stadt­
kern herum gruppiert. Man findet sie 
(Vgl. Abb. 1) in Stationen der Unter­
grundbahn, in Tunnelanlagen oder auch 
nur den Fels gesprengt. Man würde es 
sich zu leicht machen, Mängel im eige­
nen Land mit dem Hinweis auf die gera­
dezu idealen Bauvoraussetzungen in 
dem felsigen Norwegen zu entschuldi­
gen. Norwegens Bemühungen um einen 
ausreichenden Schutz der Zivilbevölke­
rung im Kriege oder bei anderen Kata­
strophen, ausgehend von den Erfahrun­
gen des Zweiten Weltkrieges, werden 
durch die geologischen Bedingungen 
zweifelsfrei begünstigt, erklärt wird da­
mit jedoch nicht al1es. 

Neben dem Öffentlichen Schutzraum­
Bau sind es in erster Linie die weitaus 
höheren " privaten" Schutzräume, die 
Norwegen zu einem Vorbild machen. 
Seit dem Beginn der 50er Jahre ist die 
Gesamtzahl verfügbarer Schutzräume 
(Vgl. Abb. 2) stetig gestiegen. Am Jah­
resende 1988 standen etwa 280 000 öf­
fentliche und etwa 2 070 000 private 
Schutzräume zur Verfügung. Unter den 
Begriff "Privater Schutzraum" fal1en al­
lerdings auch Einrichtungen in Schulen 
und Rathäusern , aber auch Anlagen in 
Hotels, Bürogebäuden, Geschäften etc. 

So wird auch die Gesamtsumme der 
Aufwendungen für den jährlichen 
Schutzraum-Bau von etwa 275 Millio­
nen NOK (ca. 73 Mil1 DM) mit dem ver­
gleichsweise geringen Anteil von 25 
Mil1ionen NOK des Staates verständ­
lich. Auch in Norwegen besteht keine 
Pflicht zum Bau von Schutzräumen in 
Wohngebäuden. Als Regel gilt , daß bei 
einer umbauten Fläche von 150 und 
mehr Quadratmetern der Bauherr auf 
seine Kosten ausreichenden Schutzraum 
zu gewährleisten hat. 

Die Forderungen an die zu bauenden 
und zu unterhaltenden Schutzräume 
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wurden 1976 einer sachgerechten Be­
drohungsanalyse angepaßt. So werden 
seit diesem Jahr drei unterschiedliche 
Typen von Schutzräumen für entspre­
chende Kommunen festgelegt: 

Typ A: Soll Schutz gewähren gegen alle 
möglichen Waffenwirkungen 
einschließlich Kernwaffen und 
chemische Einsatzmittel. Diese 
Bauvorschrift gilt für 48 Kom­
munen. 

Typ B: Soll Schutz gegen konventionel­
le Waffenwirkung und gegen 
chemische Einsatzmittel bieten. 
Hiervon sind 123 norwegische 
Kommunen betroffen. 

Typ C: Fordert nur den Schutz gegen ra­
dioaktiven Niederschlag und 
wird 136 Kommunen zur Pflicht 
gemacht. 

Bei der Weite Norwegens mit zum Teil 
nur sehr dünner Besiedlung bleibt es 
nicht aus, daß sehr viele Kommunen 
(1-147) keiner Baupflicht unterliegen. 
Der Autor hat schon in vorhergehenden 
Beiträgen für die "ZIVILVERTEIDI­
GUNG" deutlich gemacht, daß es um 
die Diskussion in unserem Land einfa­
cher bestellt sein würde, wenn wir - von 
einer differenzierten Bedrohungsanaly­
se ausgehend - keine übertriebenen 
Forderungen an den öffentlichen und 
privaten Schutzraum-Bau stellen wür­
den. Auch wenn die Ausgangslage in un­
serem Land anders zu beurteilen ist -
Norwegen bietet nachahmenswerte Bei­
spiele. 

Öffentliche Schutzräume werden auch 
in Oslo vielfältig genutzt. Man findet in 
ihnen Sporthallen, Schwimmbäder oder 
auch Bibliotheken. Sie müssen nur in­
nerhalb von 24 Stunden in vollem Um­
fang als Schutz- und Aufenthaltsraum 
zur Verfügung gestellt werden können. 

Aber auch für Norwegens Zivilverteidi­
gung fließen jetzt die öffentlichen Haus­
haltsmittel spärlicher. Standen 1986 
noch rund 110 Millionen NOK zur Ver­
fügung, so sanken die Beträge über 105 
MiUionen NOK in 1987 und 103,4 Mil­
lionen NOK in 1988 auf nur noch 95,8 
Millionen NOK für 1989 ab. Von diesen 
Kürzungen ist vor allem der Schutz­
raum-Bau betroffen, für den in 1989 nur 
noch 19,8 Millionen NOK (gegenüber 
25 Mill NOK im Jahre 1986) bereitge­
stellt werden. 
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Zivilschutz in Norwegen 
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Abb. 2: Die Skizze zeigt die Entwicklung des öffentlichen und des privaten Schutzraumbaus. 
In Oslo gibt es etwa 60 000 öffentliche und rund 400 000 private Schutzplätze. 

Abb. 3: Beispiel eines modernen "Tilfluktsrom" in Oslo 

An dem allgemeinen Urteil wird das je­
doch nur wenig ändern. Neben der 
Schweiz und Schweden zählt Norwegen 
zu den Ländern, deren Vorsorge für die 
Zivilbevölkerung vorbildlich ist. Den­
noch darf nicht übersehen werden, daß 
sich so mancher Schutzraum - auch in 
Oslo - in einem beklagenswerten Zu-

stand befindet. Dies gilt vornehmlich für 
die älteren Bauten, die nicht immer ei­
nen so hohen Komfort wie in dem Bei­
spiel der Abb. 3 bieten können. Aber 
sollte hier nicht doch der Grundsatz geI­
ten, daß selbst ein schlechter Schutz­
raum immer noch besser ist als keiner? 
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Zivilschutz in Norwegen 

Z.lchenertcll:lrung 

121 .... rtepl.tz 

Zivil­
Krankenhaus 

Abb. 5: Schematische Abgrenzung der Zuständigkeiten 
1 Einsatz der Aktionsgruppen 
2 und 3 Einsatz der Sanitätsgruppen auf dem Sammelplatz (2) 
und auf dem Verbandsplatz (3) dem sog. Hjelpeplatz 

Abb. 4: Vorbereitete Evakuierungsmaßnahmen in Oslo 

Evakuierungen 

So wie sich in jedem Telefonbuch in 
Norwegen eine Skizze mit in der Region 
vorhandenen Schutzräumen und Zu­
fluchtsmöglichkeiten finden läßt, so sind 
auch die vorbereiteten Evakuierungs­
maßnahmen in verständlicher und offe­
ner Form im Telefonbuch erläutert. Vor­
bereitete Evakuierungen gibt es in Nor­
wegen für bestimmte Städte und Gebie­
te, die einer besonderen Gefährdung 
ausgesetzt sein werden. Der Beschluß zu 
einer Evakuierung erfolgt durch die Re­
gierung und wird entweder durch Ra­
dioaufruf, Veröffentlichungen in der 
Presse oder durch Plakate bekanntgege­
ben. 

Für das Stadtgebiet von Oslo sind die 
Planungen so angelegt, daß die Evaku­
ierten in Aufnahmeräume nördlich der 
Hauptstadt geführt werden sollen. Hier­
zu ist die Stadt in 11 Stadtgebiete einge­
teilt. Aus den fünf westlichen Teilen 
führt die Evakuierung über die Reichs­
straße 4 in den südlichen Teil des Bezir­
kes Oppland, während Bewohner aus 
sechs östlichen Stadtgebieten über die 
Europastraße 6 in den südlichen Teil des 
Bezirkes Hedmark (angrenzend an 
Schweden) evakuiert werden sollen 
(Vgl. Abb. 4). Zunächst gilt der Grund­
satz, daß jeder sein eigenes Fahrzeug be­
nutzen und wann immer möglich andere 
Personen mitnehmen soll. Entlang der 
Evakuierungsstraßen sind bei Benzinra-
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tionierung Betankungsmöglichkeiten 
vorhanden. Als Bescheinigung gilt der 
normale KFZ-Schein, in der jede Betan­
kung in einem solchen Fall mit einem 
Stempel bescheinigt werden würde. Ein­
fach und wirkungsvoll! 

Um den inneren Stadtkern von Oslo 
herum sind in Schulen Warteplätze für 
die Bewohner vorbereitet, die bei einer 
Evakuierung auf fremde Hilfe angewie­
sen sind. Das ganze System scheint für 
denjenigen, der an die unzureichenden 
Vorbereitungen in der Bundesrepublik 
gewöhnt ist, geradezu verblüffend ein­
fach geregelt. 

Auch für dieses Beispiel ließen sich die 
besonderen Verhältnisse Norwegens mit 
seiner geringen Bevölkerungszahl in ei­
nem weiten Land anführen. Dennoch, 
die Vorbereitungen sind überzeugend 
und manches ließe sich bei entsprechen­
dem Willen auch auf deutsche Möglich­
keiten übertragen. Verblüffend ist vor 
allem die Offenheit, mit der Vorberei­
tungen der Bevölkerung auf einen Krieg 
und seine Folgen bekannt gemacht sind. 
Es darf nicht verschwiegen werden, daß 
die norwegische Überlebensstrategie 
auf einer einfachen Grundregel beruht: 
Im Kriege soll das in Norwegen ver­
braucht und konsumiert werden, was 
auch in Norwegen hergestellt werden 
kann. Zu einfach für uns? 

Ein Zivilschutzmuseum 

Man fährt sicherlich nicht nach Oslo, um 
sich jene kleine und mit viel Engage­
ment zusammengestellte Ausstellung 
über die Entwicklung und den Stand des 
Zivilschutzes anzuschauen. Man findet 
sie in dem Einsatzbunker einer Osloer 
Sanitätsgruppe in einer Grünanlage des 
Stadtteils Bakkehaugen versteckt. Dem 
Interessierten öffnet sich jedoch die Tür 
zu einer eindrucksvollen Darstellung, 
was möglich ist, wenn der Wille zum 
Überleben das treibende Motiv ist. 

Die Sammlung beginnt mit einer mo­
dellhaften Einrichtung eines privaten 
Schutzraumes, umfaßt die Entwicklung 
des Zivilschutzes vom Zweiten Welt­
krieg bis heute, zeigt Geräte und Ausrü­
stung des Rettungs- und Sanitätswesens, 
des Brandschutzes im Rahmen der Zi­
vilverteidigung, gibt Anregungen zur 
Selbsthilfe und zum Überleben bei Krieg 
und Katastrophen und weicht selbst den 
realistischen Darstellungen einer Bedro­
hung durch Nuklearwaffen und des 
Schutzes vor ihnen nicht aus. 

Spätestens bei einem Gang durch dieses 
- von einem Pensionär der Zivilvertei­
digung betreuten - Museums wird 
selbst dem kritischen Betrachter deut­
lich, wie zweckmäßig Oslos Zivilvertei­
digung organisiert und wie gut die Aus­
rüstung ist. 
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Auch in Norwegen besteht keine 
Pflicht zum Bau von Schutzräu­
men in Wohngebäuden. Als Regel 
gilt aber, daß bei einer umbauten 
Fläche von 150 und mehr Quadrat­
metern der Bauherr auf seine Ko­
sten ausreichenden Schutzraum 
zu gewährleisten hat. 

Zivilverteidigung in Oslo 

Die Verantwortung für die Leitung der 
Zivilverteidigungsmaßnahmen in Oslo 
obliegt einem Kreischef, der mit seinem 
Stab von einem Kommandoplatz 
(KOLS) führt. Ihm sind vier Teilgebiete 
unterstell t, denen Fachstäbe für Evaku­
ierungen zugeordnet sind. Für die ei­
gentliche Durchführung von Maßnah­
men werden vom KOLS aus neben 
Wach- und Ordnungsgruppen sowie 
Wasserversorgungsgruppen für den 
Brandschutz die eigentlichen Träger der 
Zivilverteidigung - die Aktionsgrup­
pen und die Sanitätsgruppen - einge­
setzt. Beide Organisationselemente 
werden in dem erwähnten Museum mit 
ihren Aufgaben und ihrer Ausrüstung 
detaill iert dargestellt. Für den Einsatz 
vor Ort stehen dem KOLS Hilfskräfte in 
einer Gesamtstärke von 7 070 Personen 
zur Verfügung. 

Die Aktionsgruppen 

Wegen ihrer Bedeutung verdienen es die 
Aktions- und die Sanitätsgruppen, nä­
her dargestell t zu werden. In der Abb. 5 
ist schematisch die Abgrenzung der Zu­
ständigkeiten zwischen Aktionsgruppen 
und Sanitätsgruppen dargestellt. Wäh­
rend die Sanitätsgruppen Sammel- und 
Verbandsplätze für Verletzte betreiben, 
kommen die Aktionsgruppen unmittel­
bar am Schadensort zum Einsatz. 

Die Aufgaben der Aktionsgruppen be­
stehen darin , Verletzte und Verschüttete 
aufzufinden und zu befreien, Verletzte 
und Kranke zum nächsten Sammelplatz 
einer Sanitätsgruppe zu transportieren, 
Erste Hilfe zu leisten und, wenn nötig, 
die Sanitätsgruppen zu unterstützen. 
Hierzu sind die Aktionsgruppen mit al­
lem notwendigen Gerät, das zumeist 
tragbar ist, ausgerüstet. Die Stärke einer 
Aktionsgruppe be träg 28 Personen. 
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Abb. 6: Aufbau eines 
Verbandsplatzes 

Er!. Mottagende Avd -
Aufnahmeabteilung 
Kj0kken Avd = Küche 
Pleie Avd = Pflegeabteilung 

Rettungsdienst, Brandbekämpfung, 
Ordnungsdienst, Verbindungsdienst zu 
dem Gebietsstab oder zum KOLS, 
ABC-Abwehr-Personal und Erste Hil­
fe-Personal bestimmen die Zusammen­
setzung einer Aktionsgruppe, die zu­
dem über einen Park von 41 Kraftfahr­
zeugen verfügt, die aus den zivilen Be­
ständen einberufen werden. 

Der gesamte Umfang der Zivilverteidi­
gungskräfte in Oslo wird deutlich, wenn 
man sich vor Augen hält, daß der Ein­
satzleiter für den Kreis bei Bedarf über 
insgesamt 16 Akrionsgruppen verfügen 
wird. 

Die Sanitätsgruppen 

Stärke und Ausrüstungsstand der Sani­
tätsgruppen sind nicht minder beein­
druckend. Dem Einsatzleiter in Oslo 
stehen ebenfalls 16 Gruppen zur Verfü­
gung, von denen jede eine Einsatzstärke 
von 110 Personen hat. Jede Sanitäts­
gruppe verfügt über die eingelagerte 
Ausrüstung zum Aufbau von zwei Ver-

Zivilschutz in Norwegen 

bandsplätzen und einem erweiterten 
Verbandsplatz. 

Während schon auf einem Sammelplatz 
neben der Ersten Hilfe eine Festlegung 
von Behandlungsprioritäten erfolgt, 
werden die eigentliche ärztliche Versor­
gung, Pflege und Entscheidung über die 
Weiterbehandlung auf dem Verbands­
platz (Hjelpeplatz) durchgeführt (Abb. 
6). 

Beeindruckend ist die Ausrüstung für ei­
nen solchen Verbandsplatz, die in weit­
gehend tragbaren Kisten und Behältern 
(Abb. 7) sinnvoll angeordnet ist. So 
kann auch ein wenig erfahrener Helfer 
alle Unterstützungsaufgaben überneh­
men. Die Behandlungsausstattung für 
Operationen ist so übersichtlich gelagert 
(A bb. 8 und 9), daß selbst ein Laie einem 
Chirurgen zur Hand gehen kann. Jeder 
Behälter ist übersichtlich geordnet und 
genau beschrieben, jedes Teil, das der 
Arzt benötigt, kann sofort gefunden 
werden. Auch hiervon gibt es Muster­
exemplare in dem kleinen Osloer Mu­
seum. 
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Zivilschutz in Norwegen 

Neben dem öffentlichen Schutz­
raumbau sind es in erster Linie die 
weitaus höheren "privaten" 
Schutzräume, die Norwegen zu ei­
nem Vorbild machen. 

... sollte hier nicht der Grundsatz 
gelten, daß selbst ein schlechter 
Schutzraum immer noch besser 
ist als gar keiner? 

Abb. 7: Materialausstattung eines Verbandsplatzes einer Sanitätsgruppe 

1 

2 

Abb. 8: Teil der Ausstatlung eines Verbandsplatzes mit Mate­
rial der Behandlungsabteilung 

2.11 

2.1 

Verblüffend ist vor allem die Offen­
heit, mit der Vorbereitungen der 
Bevölkerung auf einen Krieg und 
seine Folgen bekannt gemacht 
sind. 

Zivilverteidigung in der 
Gesamtverteidigung 

Zivilverteidigung in Norwegen unter­
liegt der Dienstpflicht für Männer und 
Frauen. Es ist das Ziel Norwegens für 
die Zivilverteidigung, eine Gesamtstär­
ke von 112 100 Personen zur Verfügung 
zu haben, von denen 86 800 staatliche 
Kräfte und 25 300 Kräfte der Industrie­
betriebe sein sollen. Hinzu kommen et­
wa 3 000 Personen im staatlichen Eisen­
bahnwesen und etwa 10 000 Personen in 
den Kraftwerken. Wenn hiervon im Jah­
re 1988 auch nur 102 200 Personen tat­
sächlich verfügbar waren, so bleibt es 
dennoch bei einer Einwohnerzahl Nor­
wegens von knapp 4 Millionen Men­
schen eine eindrucksvolle Anstrengung. 
Sie scheint nur möglich unter dem Ge­
sichtspunkt eines Gesamtverteidigungs­
konzeptes. 

Norwegen kann nur ein begrenztes Bei­
spiel für die Bundesrepublik sein. Aber 
wir sollten darüber nachdenken, ob 
nicht auch wir mit einem funktionsfähi­
gen "Modell Gesamtverteidigung" , das 
nicht nur auf dem Papier steht, besser 
bedient wären. 

2 .9 

2 .6 
5 

2.5 
1 1,-_,---, 

Abbildung 9 zeigt den Inhalt des Schubfaches A, das u. a. SO 
Operationsmesser enthält. 

Abb. 9: Inhalt des Schubfaches A der ß ehandlungsallsstattllng 
(Abb.8) 
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Die lVIitwirkung 
der Hilfsorganisationen 
im Katastrophenschutz 

Wolfgang Beßlich 

D as seit dem Frülljahr 1988 im Bundesministerillm des 
I,mem vorbereitete, ZllmJahreswechseI1988/19891'on 

der Bundesregierung verabsdliedete und im März im Bun­
desrat eingebrachte (BR-DrS 119/891'. 18.3.89) Gesetz Zllr 
Ergänzung des Katastrophenschutzgesetzes und anderer 
Vorschriften (KatastrophellschlltzergänZllllgsgesetz - Kat­
SErgG) gibt A lllaß zu einer Betrachtllllg der darin zur Nell­
regelllng an erster Stelle vorgesehenen MitwirklIng der Hilfs­
organisatiollen im KatastrophenschlItz, vgl. ZIV1L-

VERTEIDIGUNG 4/1988, S. 8 und 9, Nr. 1 zum Referell­
tenelltwurf KatSErgG. Gegenstand eiller solchen Betrach­
tung ist die Entwicklung vom Sicherheits- lind Hilfsdienst 
(SHD) allfgrllnd des Lu.jtschlltzgesetzes VOll 1935 lind seiner 
Ersten Dllrdrjührungsverordmmg von 1937 bis Zllm hellte 
gültigen einheitlichen Katastrophenschutzfür Frieden und 
Krieg im Sillne des KatastrophensdllIlzergällZlmgsgesetzes, 
eill mehr als fünfzig Jahre überspannender dornenvoller 
Weg also. 

I. Vom Luftschutzge­
setz zum Katastro­
phenschutzgesetz 
(1935-1970) 

1. Die I. Durchführungsver­
ordnung zum Lu!tschutzge­
setz' regelte die Aufstellung 
eines Sicherheits- und Hilfs­
dienstes, dessen Fachdienste 
sowohl denen des Luftschutz­
hilfsdienstes von 1960 als 
auch denen des heutigen Ka­
tastrophenschutzes glichen, 
wie die nachstehende Über­
sicht zeigt: 

An den Luftschutzhilfsdienst 
erinnerten ferner die Priori­
tätsstufen 1- 111 für die Auf­
stellung des SHD, die sich an 
der Gefährdung der Aufstel­
lungsorte orientierten. Zum 
SHD wurden außer der Poli­
zei und den Feuerwehren auch 
freiwillige Hilfsorganisatio­
nen (DRK, Technische Not­
hilfe (TN)) herangezogen. 
Zudem verlieh das Gesetz 
über das Feuerlöschwesen 
von 19383 den Feuerwehrein­
heiten hilfspolizeilichen Sta­
tus für Luftschutzzwecke. 
Nach Beginn des Zweiten 
Weltkrieges wurden motori­
sierte SHD- Einheiten aufge-
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Fachdienste des Zivil- und Katastrophenschutzes 1916-1988 

I. Weltkrieg LuHschutzgesetz 1935 Erstes Gesetz über Maß- KatSG 1968 und 
(Keine Sonder- und I. DVD dazu 1937 nahmen zum Schutz der ZSG 1976 

rechtsgrundlage) (§ 1) Zivilbevölkerung 1957 

Flugmeldedienst Luftschutzwarndienst Luftschutzwarn- und Warndienst (WO) 
(LSWD) Alarmdienst (LSWD) 

Sicherheits- und Hilfs- Luftschutzhilfs-
dienst (SHD) mit (u. a.) dienst (LSHD) mit Erweiterter Kata-

Feuerwehr Feuerwehr LS-Brandschutz-
strophenschutz mit 

dienst 
(Nr. 13 KatS-Drg-Vwv) 

Bergungsdienst LS-Bergungsdienst Brandschutzdienst 
(Technische Nothilfe) 

Instandsetzungs-
LS-Instandsetzungs- Bergungsdienst dienst 

dienst 

Rotes Kreuz, Sanitätsdienst 
Arbeiter-Samariter- Sanitätsdienst (DRK) LS-Sanitätsdienst 

bund Veterinärdienst 

LS-ABC-Dienst ABC-Dienst 

LS-Betreuungsdienst Betreuungsdienst 

LS-Lenkungs- und Versorgungsdienst 
Sozialdienst 

LS-Fernmeldedienst Fernmeldedienst 

Selbstschutz Werkluftschutz I nd ustrieluftschutz Betrieblicher 
Werkluftschutz Katastrophenschutz 

Erweiterter Luftschutz der Behörden-
Selbstschutz (ES) besonderen Ver- selbstschutz 

waltungen 

Eigenschutz Selbstschutz i. e. S. Örtlicher Unterstützung des 
Luftschutz Selbstschutzes 

der Bevölkerung 

Art. 61 Buchst. a) 
des I. Zusatzprotokolls 

19772 

I. Warndienst 

VII. Brand-
bekämpfung 

V. Bergung 

VI. Med. Versorgung 

VIII. Aufspüren u. Kenn-
zeichnen v. Gefahrenzonen 

IX. Dekontamination 

11. Evakuierung 

X. Notunterkunft-
u. verpflegung 

XV. Unterstützungsdienst 

IV. Verdunkelungs-
maßnahmen 
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Hilfsorganisationen 

stellt, eine mobile Luftschutz­
truppe also, die seit 1942 als 
Luftschutzpolizei dem 
Reichsführer SS und Chef der 
deutschen Polizei unseligen 
Angedenkens unterstellt war. 

2. Nach dem Zweiten Welt­
krieg wurde das zunächst ver­
hängte Luftschutzverbot der 
Sieger- und Besatzungsmäch­
te nach und nach gelockert. 
Der Kalte Krieg am Eisernen 
Vorhang und der Koreakrieg 
führten zum Vorläufigen 
Luftschutzprogramm von 
1955 und schließlich zum Er­
sten Gesetz über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölke­
rung von 19574, das die Auf­
stellung eines Luftschutzhilfs­
dienstes (LSHD) vorsah. Die­
ses neue Konzept rückte vom 
Prinzip der Luftschutzpolizei 
wieder ab und sah die Auftei­
lung des LSHD in einen örtli­
chen in 97 besonders gefähr­
deten Städten5 und einen 
überörtlichen LSHD auf re­
gionaler bzw. Landesebene 
vor, der durch regionale 
(RASt) und Landesaufstel­
lungsstäbe (LASt) aufgebaut 
wurde. 

Eine Integration der friedens­
mäßig bestehenden Hilfsor­
ganisationen in den Luft­
schutzdienst war - zumindest 
im Sinne des Katastrophen­
schutzgesetzes von 1968 -
noch nicht vorgesehen. Die 
Zulassung zur Mitwirkung be­
schränkte sich vielmehr auf 

• "Angehörige und Einrich­
tungen" der Hilfsorganisatio­
nen 

• in den besonderen Fach­
diensten als "Hilfsorganisa­
tion für den LS-(Fach)­
Dienst", insbesondere im LS­
Brandschutz-, Bergungs-, Sa­
nitäts- und ABC-Dienst6• 

Als reine Verteidigungsorga­
nisation konnte der LSHD in 
Konkurrenz zu den friedens­
mäßigen Hilfsorganisationen 
während seiner Aufstellung 
1961-19687 niemals auch 
nur annähernd sein Aufstel-
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Fachdienste und Hilfsorganisationen 

nach dem örtl ichen LSHO - Modell 1957/60 nach dem elnheltl ichen KatS - Modell 1989 

Oberbürgermei ster /Obers tadtd I rek tor ~andra t/OberbUrgerme i ster (OKO/OStD) 

Aufstellung des örtlichen LSHD In 
Katastrophenschutz nach dem LKatSGen 

Auftragsverwaltung (H 2. 9, 10 ZBG) Erweiterter KatS nach dem Bundes-KatSG 

I 
I öffentl iche ~ 

Einheiten und Ein- I Mi twl rkende 
LS-FernmeldeO Verwal tung richtungen der Organisationen 

F 0 H RUN G (Stab) 

I LS-ABC-Oienst BLSV I ABC-Olenst ~ 
Feuerwehren 

Brandschutzdienst ~::::I I LS- BrandschutzO Feuerwehren 

LS-Bergungsd ienst THW -1 ,Bergungsdienst .. ~ THW 
.., 
c 

InstandsetzunosO J4 H '" .... .... 
Q - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

Private Hllfs- 4 0LRG 1 
organl sat ionen: 

c 
LS-SanitätsO ORK, JUH, ASB, MHO Sanitätsdienst :r1 AS8,ORK, '" c 

0 

t.-r Wohl fahrtsverb. 
JUH,MHO ... 

8etreuunasdienst ~ I LS-8etreuunasO .., 
~ 

LS-VeterlnärO Tierärzte Veterlnärd ienst J- ~ 
'" s-

0 gee I gnete u. I LS-Lenkungs. u. geeignete Ämter I I Versorgungsdienst ~ dazu bere i te ~ 
Organisationen .. 

Sozialdienst u. Organ i sat ionen 

lungssoll erreichen8• Er wurde 
daher aufgrund des Katastro­
phenschutzgesetzes von 1968 
zunächst 1969 auf die Kreise 
und kreisfreien Städte überge­
leitet9 und bis Ende 1972 in 
den Katastrophenschutz die­
ser Kreisebene eingeordnet lO• 

3. Das im Zuge der Not­
stands gesetzgebung von 1965 
zur Aufstellung vorgesehene 
Zivilschutzkorps (ZSK) als 
Oberbau des Katastrophen­
schutzes und damit Funk­
tionsnachfolger des überörtli­
chen LSHD sollte sich aus "in 
einem Zivilschutzverband" 
im Sinne des Art. 12a Abs. 1 
GG 11 diensttuenden Wehr­
pflichtigen rekrutieren, schei­
terte jedoch aus finanziellen 
GrÜnden l2. 

4. Das Gesetz über die Erwei­
terung des Katastrophen­
schutzes (Katastrophen­
schutzgesetz-KatSG) von 
1968 ging noch von der Reali­
sierung des Zivilschutzkorps 
für den überörtlichen Hilfs­
dienst aus und beschränkte 

lFernmeldedlenst 

sich daher auf den örtlichen, 
für Verteidigungszwecke er­
weiterten Katastrophenschutz 
der Kreisebene. 

Sein Schwergewicht liegt in 
der Schaffung eines den örtli­
chen LSHD ersetzenden Ka­
tastrophenschutzes, der - im 
Gegensatz zum LSHD - die 
Hilfsorganisationen nicht nur 
zur Verstärkung einzelner 
Fachdienste miteinbezog, 
sondern darüber hinaus deren 
mitwirkende Teile (Einheiten 
und Einrichtungen) neben an­
deren Katastrophenabwehr­
mechanismen in einen ein­
heitlichen Katastrophen­
schutz integrierte. 

Dabei setzte aber die "Erwei­
terung des Katastrophen­
schutzes" für Verteidigungs­
zwecke als Hauptregelungs­
gegenstand des Gesetztes be­
griffsnotwendig zunächst ein­
mal einen (zu erweiternden) 
"Grund-" 13 Katastrophen­
schutz voraus, der als Teilbe­
reich der Gefahrenabwehr ge­
mäß den Art. 30 und 70 GG 

> 

J4- s-
C>. 

in die Gesetzgebungs- und 
Verwaltungszuständigkeit der 
Länder fällt. Erst beide Vor­
gänge zusammen, 

• die Realisierung des 
Grund-Katastrophenschutzes 
durch die Länder und 

• seine Erweiterung für Ver­
teidigungszwecke durch den 
Bund nach Art. 73 Nr. 1, 87b 
Abs. 2 GG, 

gestatten die Schaffung eines 
bundeseinheitlichen Kata­
strophenschutzes für Frieden 
und Krieg im Rahmen eines 
Bund-Länder-Gesamtkonzep­
tes l4 

• 

Diese Konzeption wurde der 
politischen Wirklichkeit von 
1968 jedoch keineswegs ge­
recht. 

In den Ländern bestanden an 
dafür in Betracht kommenden 
öffentlich-rechtlichen Orga­
nen die örtlichen Feuerweh­
ren mit den Feuerwehrbereit­
schaften als Eingreifreserven 
auf Kreisebene, im übrigen 
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die privaten Hilfsorganisatio­
nen. Einen Rettungsdienst im 
heutigen Sinne gab es noch 
nicht l5 . 

E inzelne Länder hatten be­
reits in den fünfziger und 
sechziger Jahren landesrecht­
liche Katastrophenschutzre­
gelungen unterschiedlichster 
Art zur Bekämpfung heraus­
ragender Schadensereignisse 
erlassen 16, so 

• Bremen die Katastrophen­
schutzordnung für die Stadt­
gemeinde Bremen von 1955, 
die noch 1973 um einen Ab­
schnitt C über die "Auswir­
kungen des Gesetzes über die 
Erweiterung des Katastro­
phenschutzes" ergänzt wur­
de 17 , 

• Nordrhein-Westfalen die 
Richtlinien über Organisation 
und Durchführung der Kata­
strophenabwehr von 1960, 
die in Nr. 8.5 auch die "Be­
rücksichtigung freiwilliger 
Hilfsorganisationen" vorsa­
hen und nach Erlaß des nord­
rhein-westfälischen Landes­
katastrophenschutzgesetzes 
von 1977 als Verwaltungsvor­
schriften zu diesem Gesetz 
fortgalten 18, und 

• Baden-Württemberg die 
Verordnung über die Zustän­
digkeit der Kreispolizeibehör­
den auf dem Gebiet des Kata­
strophenschutzes von 1966 
und die Katastrophenschutz­
richtlinien von 196719• 

• Noch nach der Verkün­
dung des Bundeskatastro­
phenschutzgesetzes von 1968 
und des ersten Landeskata­
strophenschutzgesetzes, näm­
lich des Bayerischen von 
1970, fügte Hessen in sein 
neues Brandschutzhilfelei­
stungsgesetz vom Herbst 
1970 mit § 34 Abs. 2 eine Vor­
schrift über den Katastro­
phenschutzdienst der Feuer­
wehren ein. § 34 HessBrSHG 
wurde 1978 durch §27 
HessLKatSG ergänzt2o. 

So geriet denn die Erweite­
rung des Katastrophenschut-
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Hilfsorganisationen 

Aufgabensteilung Tatsächliche Ausführung 

(Bundes-)Gesetz über 
1. (Bundes-)KatSG 1968 

di e Erweiterung des Kata-
strophenschutzes (KatSG) 

2. SChr itt : .& Erweiterung 

·_andeskata strophenschutz-
gesetze (LKatSGe) 

Landeskatastrophenschutz­
gesetze 1970-1981 

1. Sc hritt : .& ZusaJll11enfas5ung 

Hilfsorganisationen des 
Katastrophenschutzes 

zes durch Mitwirkung der 
Hilfsorganistionen bei an sich 
einfacher AufgabensteIlung 
angesichts der Sach- und 
Rechtslage in den Ländern zu 
einem Slalom lauf über mehr 
als zwanzig Jahre, wie im fol­
genden aufzuzeigen ist. 

Da Landeskatastrophen­
schutzgesetze fehlten, erfolgte 
eine Einbeziehung der vor­
handenen Hilfsorganisatio­
nen (ASB, DRK, JUH, 
MHD, später: DLRG) zu­
nächst bundesrechtlich zu­
gunsten des für Verteidi­
gungszwecke erweiterten Ka­
tastrophenschutzes, bevor 
auch die Länder für den durch 
ihre Landesgesetze zu regeln­
den friedensmäßigen 
"Grund"-Katastrophen­
schutz im Laufe der siebziger 
Jahre entsprechende Bestim­
mungen erließen. Ein Teil der 
Länder ließ dabei die bereits 
getroffenen Zulassungsent­
scheidungen des Bundes auch 
für sich gelten21• 

Dabei wird als alIgemeine 
Tendenz eine fortschreitende 
Perfektionierung der Bestim­
mungen über die Mitwirkung 
der Hilfsorganisationen im 
Katastrophenschutz erkenn­
bar, die nun durch die bevor­
stehende Novellierung des 

Bundeskatastrophenschutzge­
setzes zum Abschluß gebracht 
werden soll. 

Der Wortlaut des Katastro­
phenschutzgesetzes von 1968 
selbst erwähnt in seiner 
Grundvorschrift nicht die 
Hilfsorganisationen. § 1 Abs. 
2 KatSG bestimmt vielmehr 
lediglich, daß 

"private Einheiten und Ein­
richtungen des Katastrophen­
schutzes hierbei mitwirken, 
wenn sie hierzu geeignet sind 
und ihre Bereitschaft zur Mit­
wirkung erklären". 

Nur in den §§ 8 Abs. 1 -
Dienst im Katastrophen­
schutz 

und §§ 9 Abs. 1 - Rechtsver­
hältnisse der Helfer 

werden die Katastrophen­
schutzorganisationen aus 
Gründen des Sachzusammen­
hanges erwähnt. 

Die Einzelheiten dieser Mit­
wirkung wurden zunächst in 
einern vorläufigen "Runder­
laß des Bundesamtes für zivi­
len Bevölkerungsschutz über 
die Mitwirkung privater Ein­
heiten und Einrichtungen 
nach § 1 Abs. 2 KatSG von 
1969" geregelt22

, der 1972 
von der 

"Allgemeinen Verwaltungs-

Hilfsorganisationen 

vorschrift über die Organisa­
tion des Katastrophenschut­
zes (KatS-Organisation­
VwV)" 

abgelöst wurde23
• 

Diese beiden Vorschriften sei­
en hier einander gegenüber­
gestellt: 

11. Die Landeskata­
strophenschutzgeset­
ze (1970-1987) 
Es fragt sich, ob diese Verwal­
tungsvorschriften, die ja die 
Rechtsphäre juristischer Per­
sonen des Privatrechts betref­
fen, nicht einer formalgesetz­
lichen Regelung vorbehalten 
bleiben müssen oder, anders 
ausgedrückt, ob sie nicht den 
Rahmen der durch die §§ 1 
Abs. 2, 8 Abs. 2 und 9 Abs. 1 
KatSG eröffneten Möglich­
keiten des Gesetzesvollzuges 
einschließlich der Festlegung 
näherer Einzelheiten spren­
gen. 

Unter anderem diese Unsi­
cherheit erklärt es möglicher­
weise auch, daß die formalge­
setzliche Regelung der Mit­
wirkung von Hilfsorganisatio­
nen in den Landeskatastro­
phenschutzgesetzen in der 
Zeit von 1974 (Schleswig­
Holstein) bis 1987 (Novellie-
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Hilfsorganisationen 

Vorläufiger Runderlaß 
. d. BzB ü. d. Mitwirkung 
privater Einheiten und 
Einrichtungen v. Aug. 69 

- - (vgl. §1 Abs .2 
KatSG) 

1 Private Einheiten u. 

2 Allgemeine Eignung 

3 Besondere Eignung 

.... 
4 Bereitschaftserklärung I 

5 Begründung der MI t-
wirkung 

6 Inhalt der Mit-
wi rkung 

7 Beendigung der 
Mitwirkung 

8 Kosten (§ 14 KatSG) 

rung des Baden-Württem­
bergischen Landeskatastro­
phenschutzgesetzes) von 
Land zu Land im einzelnen 
zwar unterschiedlich, in der 
Tendenz jedoch zunehmend 
an Raum gewonnen hat. Diese 
Ansicht findet sich neuerdings 
auch in den Entwurf einer 
Amtlichen Begründung zum 
Regierungsentwurf eines Ka­
tastrophenschutzergänzungs­
gesetzes (§ 7a KatSG i. d. F. d. 
3. Referentenentwurfs v. Sep­
tember 1988). 

Ein Vergleich der Landesge­
setze macht deutlich, daß bei 
dem Rechtsinstitut der Mit­
wirkung von Hilfsorganisatio­
nen im Katastrophenschutz 
eigentlich drei Regelungsge­
genstände zu unterscheiden 
sind , nämlich 

• die zur Mitwirkung geeig­
neten und bereiten Organisa­
tionen, 
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11. Abschnitt. Nrn. 3-10 
der KatS-Organisation-
Vwv v. Februar 1972 

3 Öffentliche und pri-
vate Einheiten und 
Einrichtungen 

4 Mitwirkung kraft Ge-

Abs. setzes (Abs.l) oder bei 

2 
Eignung u. Bereitsch. 

5 Eignung privater 
Organisationen 

6 Bereitschaftserklä-
rung 

~ 
7 i'EignUngSprüfung 

a Entscheidung über 
die Mitwirkung 

9 Pflichten mitwirken-
der Organisationen 

10 Ende der Mitwirkung 

- - (vg 1. KatSG- Kos ten-
VwV) 

• die Einheiten und Einrich­
tungen, mit denen die Organi­
sationen mitwirken, und 

• die Helfer der Organisatio­
nen, die diese Einheiten bil­
den und /oder in diesen Ein­
richtungen tätig sind. 

Eine solche Aufteilung der 
Regelungsgegenstände im 
Rahmen des Zivilschutzes ist 
auch im zeitlich parallel sich 
entwickelnden Zivilschutz­
Völkerrecht zu beobachten, 
nämlich in den 

• Art. 20-22 und 63 des IV. 
Genfer Rotkreuzabkommens 
vom 12.8.1949 zum Schutz 
von Zivilpersonen in Kriegs­
zeiten und neuerdings auch 

• Art. 61 des bisher von der 
Bundesrepublik Deutschland 
noch nicht ratifizierten I. Zu­
satzprotokolls zu den Genfer 
Rotkreuzabkommen von 
1949 zum Schutz der Opfer 

völkerrechtlicher Konflikte • regelt jedoch nur die Ein-
vom 10.6.1977, der in den heiten und Einrichtungen (§§ 
Buchstaben b) und c) zwi- 1-7 KatSG) und deren Hei-
schen den Hilfsorganisatio- fer (§§ 8,9 KatSG). 
nen, ihren Einheiten und Ein-
richtungen und deren Perso-

Eigentliche Regelungen be-nal unterscheidet. 

Das Katastrophenschutzge-
treffend die Hilfsorganisatio-
nen enthalten nur die in der 

setz von 1968 hingegen vorstehenden Übersicht ge-
• erwähnt zwar im Gesetzes- nannten Vorschriften der A II-
text die Hilfsorganisationen gemeinen Verwaltungsvor-
(§§ 8 Abs. 1 und 9 Abs. 1 schrift über die Organisation 
KatSG), des Katastrophenschutzes. 

Chronol ogi sehe Obers I cht Ober die KatS-Gesetze 

1968 BundesKatSG v.09.07.1968 BGBI. I 776 -
1970 BayKSG v.31.07.1970 

GVB I. S. 360 
ber. S. 456 

1974 Berl. KatSV v.25.03.1974 GVBI . S. 683 

Sch l. - H. LKatSG v.09. 12. 1974 GVBI. S. 446 

1975 IMK-Leitllnlen für regelungsbedUrftlge und 
regelungsfähige Materien 1m Katastrophen-
schutz der Länder vom Juni 1975 

1977 LKatSG NW v.20. 12. 1977 
GVBI. S. 492 
ber. 1978 S. 4 

197B HmbgLKatSG v. 16.01.1978 GVBI. S. 31 

NdsLKatSg v.08.03.1978 GVBI. S. 243 

HessLKatSG v.12 .07.1978 GVBI. S. 487 

1979 SAAt! • LK.tSG •• 31.01 .1 979 AmbBI. S. 141 

BW-LKatSG v.24.04.1979 GBI. S. 189 r-
BremLKatSG v.17 .09. 1979 GBI. S. 361 

1981 Rh-Pf Landes- v.02.11.1981 GVBI. S. 247 
Brand- und 
Katastrophenschutz-
gesetz (LBKG) 

1987 Neubek. d. BW-
LKatSG 

v.19.05.1987 GBI. S. 36 1 .. 
1990 Bundes-KatSG- .? 1990? BGBI. I S. ? .... ? li'.>jö"zungsGes . v . 

1. Im ältesten Landeskata- freiwiJligen Hilfsorganisatio-
strophenschutzgesetz, dem nen und den Verbänden der 
Bayerischen KSGvon 197024, freien Wohlfahrtspflege zu lei-
ist die Mitwirkung im Kata- steno Eine Eignungsprüfung 
strophenschutz im Art. 4 - und Zulassung zur Mitwir-
Katastrophenhilfe - geregelt. kung/ Katastrophenhilfe 
Sie erstreckt sich auf kennt das Gesetz nicht. Es 

• die Unterstützung der Ka-
versteht sich daher als reines 
Katastrophenschutzbehör-

tastrophensch u tzbehörden dengesetz, etwa im Sinne des 
bei der Aufstellung von Kata- nordrhein-westfälischen Ord-
strophenschutzplänen, nungsbehördengesetzes. 

• die Benennung von Mit-
gliedern für die Katastro- 2. Die auf Anordnung und 
phenschutz-Einsatzstäbe und mit Zustimmung der Alliier-

• die Teilnahme an Katastro-
ten Kommandantur aufgrund 

phenschutzübungen 
des Landesfeuerwehrgesetzes 
erlassene Berliner Katastro-

und ist neben einschlägigen phenschutzverordnung gilt für 
Behörden u. ä. auch von den außergewöhn liche Schadens-
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ereignisse mit schwerwiegen­
den Folgen, unabhängig von 
deren Ursache (§ 1 KatSV)25, 
und faßt die Hilfsorganisatio­
nen mit den Feuerwehren und 
dem THW-Landesverband 
Berlin im Katastrophenhilfs­
dienst zusammen. Im übrigen 
entsprechen die §§ 3-7 
KatSV den §§ 1-9 des Bun­
desKatSG. 

3. Im Schleswig-Holsteini­
schen Landeskatastrophen­
schutzgesetz von 197426 regelt 
im Abschnitt 11 "Organisa­
tion" § 6 die Mitwirkung der 
privaten E inheiten und Ei n­
richtungen. Diese Vorschrift 
entspricht der Bundesrege­
lung des § 1 Abs. 2 KatSG und 
den Nm. 3-10 KatS-Org­
VwV für den erweiterten Ka­
tastrophenschutz. 

4. Nach längeren Beratungen 
zwischen den Bundesländern 
wurde durch Beschluß des In ­
nenministerkonferenz im Juni 
1975 die Erarbeitung eines 
e inheitlichen Mustergesetz­
entwurfs für alle Länder abge­
lehnt. Statt dessen erarbeitete 
die Innenministerkonferenz 
Leitlinien für regelungsbe­
dürftige und regelungsfähige 
Materien im Katastrophen­
schutz der Länder, die u. a. 
auch Regelungen vorsehen 
für 

,,3. Mitwirkung der Einheiten 
und Einrichtungen 

Im KatS wirken Einheiten und 
Einrichtungen öffentlicher 
und privater Träger mJt. Die 
Mitwirkung der privaten Ein­
heiten und Einrichtungen im 
KatS hat zur Voraussetzung, 
daß dies zu ihren satzungsmä­
ßigen Aufgaben gehört und 
daß ihre Träger sich hierzu 
verpflichtet haben. 

4. Umfang der Mitwirkung ... " 

und in den Jahren 1977-
1979 in unterschiedlichem 
Maße Berücksichtigung in 
den noch ausstehenden Lan­
deskatastrophenschutzgeset­
zen fanden. 
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Nr. 
1 ~ ... 

Einheiten und 
Einrichtungen 
privater Hilfs­

01 
c: 
:::> ... 
.r: ~ organ i sat ionen UOI ._ c: gern. §§ 4,5 -:::> 
.... .>< 
0. ... .... -

Personen, die s. 
z. Hilfeleistun­
gen beim KatS 
freiwillig ver­
pfl iChtet haben 

Q)~ 
> ... 
..... ~ .... "' ... ... :::> 
.><N 

DIE FREIE UND 
HANSESTADT 
twIlURG 
ist Träger des 
Katastrophen­
schutzes (§2). 
Dabei wirken 
nach § 3 mit 
nach Wei sung 
der KatS-Be­
hörde(§15) . 

3 :: 
die der Landes­
aufsicht unter­
liegenden j ur . 
Personen des 
öffentl. Rechts 

4 N 

Kräfte u. Einr. 
d. Bundes u. d. 
Länder, Kreise, 
Gerne inden und 
and. Staaten 

Natür 1. u. j ur. 
5 '" Personen u. Ver­

einigungen, die 
." zur KatS-Hi I fe 

herangez. werden 

5. Das nordrhein-westjäli-
sche Landeskatastrophen-
schutzgesetz von 1977 enthält 
im Teil 11 "Katastrophenhilfe" 
den § 10 über die Mitwirkung 
privater Hilfsorganisationen. 
Er entspricht der Bundesrege­
lung des § 1 Abs. 2 KatSG und 
den Nm. 3- 10 KatS-Org­
VwY.Nach § 10 Abs. 2 entfal­
len Eignungsprüfung und Be­
reitschaftserklärung, wenn sie 
in der Zeit von 1968-1977 
bereits nach Bundesrecht er­
folgt si nd. § 11 LKat-SG-NW 
betrifft in Entsprechung zu § 1 
Abs. 3 KatSG die Regieein­
heiten. 

6. Da Hamburgische Lan­
deskatastrophenschutzgesetz 
von 197827 regelt im Ersten 
Teil über "Allgemeines und 
Organisation" in den 

§§ 3 Mitwirkung beim KatS, 

§§ 4 Einheiten und Einrich­
tungen privater Hilfsorganisa­
tionen, 

§§ 5 Mitwirkung der Einhei­
ten und Einrichtungen priva­
ter Hilfsorganisationen, 

§§ 6 Pflichten mitwirkender 
E inheiten und Einrichtungen 
privater Hilfsorganisationen, 

§§ 7 Pflichten privater Hilfs­
organisationen, 

§§ 8 Rechtsverhältrusse der 
Mitglieder privater Hilfsorga­
nisationen , 

§§ 10 Mitwirkung freiwilliger 
Helfer, 

§§ 11 - 12 Mitwirkung öf­
fentlich-rechtlicher Stellen, 

§§ 19- 25 (im Dritten Teil) 
Freiwillige Helfer. 

Damit wird ein komplettes 
Mitwirkung system einge­
führt, in das sich frühere Re­
gelungen wie Steine in ein 
Mosaik einfügen lassen. 

7. Das nach der Waldbrand­
katastrophe von 1975 in der 
Lüneburger Heide28 erlassene 
Niedersächsische Landeska­
tastrophenschutzgesetz von 
1978 enthält im Dritten Ab­
schnitt "Einheiten und Ein­
richtungen des KatS" den § 14 
"Mitwirkung" . Sein Absatz 2 
lehnt ich an die Regelung des 
§ 10 LKatSG NW an. 

8. DasHessische Landeska­
tastrophenschutzgesetz von 
1978 regelt im Ersten Ab-

Hilfsorganisationen 

Organisations­
pflichten 

Pflichten der Ein­
heiten u. Einricht. 

Helferpflichten 

Helferpfl ichten n. 
d. [[ I. Abschn i tt 
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.0 . Q) 
'U _.c.. I 
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schnitt "Aufgaben und Orga­
nisation des KatS" in § 4 auch 
die "Mitwirkung öffentlicher 
und privater Einheiten und 
Einrichtungen". Sein Absatz 
2 entspricht der nordrhein­
westfälischen und niedersäch­
sischen Regelung. 

9. Das Saarländische Landes­
katastrophenschutzgesetz von 
Anfang 1979 regelt im Ab­
schnitt II "Organisation und 
Aufsicht" in § 5 die "Mitwir­
kung im KatS" . Er entspricht 
der Bundesregelung. 

10. Das baden-württember­
gisehe Landeskatastrophen­
schutzgesetz von 1979, das 
1987 novelliert und neu be­
kanntgemacht wurde, regelt 
im 2. Teil "Katastrophenhilfe 
und Katastrophenschutz­
dienst" 

1. Abschnitt "Begriffe" 
§ 9 Katastrophenhilfe 
§ 10 Katastrophenschutz­
dienst 

2. Abschnitt "Helfer des Ka­
tastrophenschutzdienstes" 

§§ 11-17 (§ 12: Rechtsver­
hältnisse der Helfer) 
§ 10 hält sich der Form nach 
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Hilfsorganisationen 

an die Berliner Regelung glei­
chen Gegenstandes29, inhalt­
lich entspricht er der Bundes­
regelung. 

11. Das Bremische Landes­
katastrophenschutzgesetz 
vom Herbst 1979 regelt im Er­
sten Teil "Aufgaben und Or­
ganisation" in § 6 dje Mitwir­
kung der privaten Einheiten 
und Einrichtungen, die den 
Regelungen für Hessen, Nie­
dersachsen und Nordrhein­
Westfalen entsprechen. 

12, Rheinland-Pfalz faßte 
1981 sein Landeskatastro­
phenschutzgesetz mit dem 
Landesbrandschutzgesetz 
zum Landesbrand- und Kata­
strophenschutzgesetz 
(LBKG) zusammen. 

• Sein Erster Abschnitt 
"Zweck und Anwendungsbe­
reich , Aufgabenträger" (§§ 
1-7) dient dem Brandschutz 
(§ 3) und dem Katastrophen­
schutz (§§ 4- 7), 

• der Zweite und Dritte Ab­
schnitt dem Brandschutz und 
der Allgemeinen Hilfe, 

• der Vierte Abschnitt be­
handelt "Einheiten und Ein­
richtungen des Katastrophen­
schutzes" und entspricht inso­
weit der Bundesregelung. 

• Als Neuerung begründet 
im Zwölften Abschnitt "Auf­
sicht" § 42 eine Staatsaufsicht 
über die privaten Hilfsorgani­
sationen bei ihrer Mitwirkung 
im Katastrophenschutz durch 
die Stadt- und Kreisverwal­
tungen hinsichtlich der Recht­
und Zweckmäßigkeit der 
Durchführung ihrer Katastro­
phenschutzaufgaben. 

Dieser Überblick über die 
Landeskatastrophenschutz­
gesetze bietet ein buntschek­
kiges Bild. Ausgehend von § 1 
Absatz 2 KatSG 1968 und den 
Nm. 3-10 KatS-Org-VwV 
1972 hat die Rechtsetzung der 
Länder nach dem gescheiter­
ten Einigungsversuch von 
1975 zu unterschiedlichen 
Parallelregelungen in den 
neuen Landeskatastrophen-
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schutzgesetzen geführt, die 
man in drei Gruppen aufteilen 
kann, nämlich in 

• landeseigene, jedoch der 
Bundesregelung entsprechen­
de Bestimmungen; diese 
größte Gruppe umfaßt die 
Länder Bremen, Hessen, Nie­
dersachsen, Saarland und 
Schleswig-Holstein, die - au­
ßer Schleswig-Holstein - ihre 
Landeskatastrophenschutz­
gesetze nach den Leitlinien 
der Innenministerkonferenz 
von 1975 erlassen haben, 

• zusammenfassende Rege­
lungen über die Einbeziehung 
der im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Teile der Hilfs­
organisationen in einen inte­
grierten Hilfsdienst, so in 

- Berlin (Katastrophenhilfs­
dienst), 

- Baden-Württemberg (Ka­
tastrophenschutzdienst) 
und mit Abstand 

- Nordrhein-Westfalen, das 
einen solchen Hilfsdienst 
nur in den RKA von 1960, 
nicht aber im LKatSG 
1977 vorsah, 

sowie 

• eigenständjge Landesrege­
lungen in 

- Bayern (KatS-Behörden­
gesetz, Mitwirkung der Or­
ganisationen in der Form 
der "Katastrophenhilfe"). 

- Hamburg ("Mitwirkung" 
aller beteiligten Behörden 
und Organisationen etc. 
"Beim Katastrophen­
schutz" des Stadtstaates) 
und 

- Rheinland-Pfalz (Kombi­
niertes Brand- und Kata­
strophenschutzgesetz, ver­
stärkte Staatsaufsicht). 

Mithin liegt wieder einmal ein 
Paradebeispiel des Föderalis­
mus auf der Linie eines mittle­
ren gemeinsamen Nenners 
vor. Daß dies keineswegs ab­
träglich gemeint ist, folgt aus 
der Erkenntnis, daß die mitt­
lerweile zwanzigjährige Kata­
strophenschutzpraxjs in den 
Ländern, zunächst im Rah­
men des Bundesrechts und 
der Bundesauftragsverwal­
tung, später zunehmend auch 
des Landesrechts, die Funk­
tionsfähjgkeit und Praktikabi­
lität dieses Systems klar erwie­
sen hat. 

111. Die Mitwirkung 
der Hilfsorganisatio­
nen nach dem KatS­
Ergänzungsgesetz 

Nach der Verkündung des Ka­
tastrophenschutzgesetzes von 
196830 und dem Scheitern der 
Versuche der Schaffung eines 
einheitlichen, auch den Kata­
strophenschutz im einzelnen 
regelnden, umfassenden Zi­
vilschutzgesetzes3J in der 8.-
10. Legislaturperiode 1976-
1980, die über das Stadium 
von Referentenentwürfen nie 
hinauskamen, sah der Bund 
sich in der laufenden 11. Le­
gislaturperiode veran laßt, die 
allfällige Rechtsreform des 
Zivilschutzes auf eine Novel­
lierung des Katastrophen­
schutzgesetzes zu beschrän­
ken32. 

Im 3. Referentenentwurf vom 
September 198833 befassen 
sich mit der Mitwirkung der 
Hilfsorganisationen im Kata­
strophenschutz 

• die vorgesehene Aufhe­
bung des § 1 Abs. 2 KatSG 
1968 
(Private Einheiten und Ein­
richtungen) und statt dessen 

MIT WI RK U NG I M KA T ASTROPHENSCHUTZ 
Der Einheiten und Einrichtungen 

I der HIlfsorganisationen nach S 1 KatSG 1968 und den Nrn. 
3 - 10 KatS-Organi satlon -Vwv 1972 J nach S 7a KatSG I.d.F.d.ErgG.-E,1989 

I 
.1 

I .1 1 
S 1 AbS.l S 1 Abs.2 S 1 Abs.3(neu:2) S7aAbs.l S7aAbs.l 
KatSG 1968 KatSG 1968 KatSG 1968/1989 S. 1 KatSG 89 S.3 KatSG 19~ 

Öffentliche Private Regleeinhel ten 
Offentl . KatS- Pri vate KatS-

EInhel ten EInhel ten Organlsatio- Organ I satlonen 
und Elnr. und Elnr. u. -einrichtungen nen 

Hr.3 Abs.l Nr.3 Abs.2 
Nr.3 Abs . l Satz2 KatS-Org. - KatS-Org. -

Vwv Vwv KatS-Org.-Vwv 

I 1 I Hr.5 KatS-

(keine 
Org.- Vwv 

(keine I.Öffent l . ASB, DLRG, 
Auf- ASB, DRK, Träger- Feuerwehren DRK, 
Zählung) JUH, MHD organ I sat Ionen) 2. THW(S 7b) JUH, MHD 

1 
1975 :DLRG 

1 1 ! 
Hr •• Abs.l Hr.4 Abs.2 Hr •• I.V.m.Hr.3 S 7a Abs.l S7aAbs.l 
katS-arg. - KatS-Org.- Ka t S-Org • - Vwv S.2 KalSG 89 S.3 KatSG 89 

Vwv Vwv 

MI twlrkung MI twl rkung bel Aufste l lung sub- MItwIrkungs-
MItwirkung 
bei Eignung 

kraft Geset- Eignung und sldlär, Mitwirkung pfl icht und 8erei t-
zes 8er e I tschaft kraft Ge!etzes SChaft 
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• die Einfügung eines neuen 
§ 7a über "Mitwirkende Or­
ganisationen" . 

Die vorstehende Übersicht 
stellt die Mitwirkung im Kata­
strophenschutz der privaten 
Einheiten und Einrichtungen 
nach dem KatSG 1968 und 
der mitwirkenden Organisa-

tionen nach dem KatS-Ergän­
zungsgesetz Entwurf 1988 
einander gegenüber. Es wird 
deutlich , daß das nach den un­
überwindlichen Schwierigkei­
ten bei der Verwirklichung des 
Luftschutzhilfsdienst-Mo­
dells in den sechziger l ahren/ 
1968 als richtig erkannte und 
1972 eingeführte Modell ei-

Gesetz zur Ergänzung des Katastrophenschutzgeset­
zes und anderer Vorschriften (Regierungsentwurf v. 
10. 3.1989) 
(Katastrophenschutzergänzungsgesetz - KatSErgG 
- BR-Drucksache 119/89) 

Art. 1 (Anderungen des KatSG) 

1.-7. 

8. Nach § 7 werden folgende §§ 7 a bis c eingefügt: 

a) ,,§ 7a Mitwirkung 

(1) Im erweiterten Katastrophenschutz wirken nach Maßgabe der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit 

1. die öffentlichen Feuerwehren, 

2. die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk und 

3. private Organisationen. 

Die öffentlichen Feuerwehren und die Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk sind zur Mitwirkung verpflichtet. Sie sind öffent­
liche Organisationen im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Private Organisationen, insbesondere der A rbeiter-Samari­
ter-Bund, die Deutsche Lebensrettungsgesellschaft , das Deut­
sche Rote Kreuz, die Johanniter-U nfall-Hilfe und der Malteser 
Hilfsdienst wirken mit, wenn sie sich hierzu bereit erklärt haben, 
der Bundesminister des lnnern ihre Mitwirkung generell aner­
kannt hat und die Katastrophenschutzbehörde der Mitwirkung 
ihrer Einheiten und Einrichtungen zugestimmt hat. 

(3) Die mitwirkenden Organisationen bilden die erfo rderliche 
Zahl von Helfern nach den geltenden Vorschriften aus, sorgen für 
die sachgemäße Unterbringung und Pflege der zusätzlichen Aus­
stattung und stellen die E insatzbereitschaft ihrer Einheiten und 
Einrichtungen sicher. 

(4) Die mitwirkenden privaten Organisationen erhalten über die 
k atastrophenschutzbehörde die Mittel zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben im erweiterten Katastrophenschutz. Sie können die ih­
nen zugewiesene zusätzliche Ausstattung für eigene Zwecke nut­
zen, soweit hierdurch die Aufgaben des Katastrophenschutzes 
nicht beeinträchtigt werden. 

(5) Die Mi twirkung von anderen Behörden, Stellen und Trägern 
öffentlicher Aufgaben bestimmt sich nach dem Katastrophen­
schutzrecht des Landes. Die Behörden und Stellen des Bundes 
sowie die seiner Aufsicht unterstehenden juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts sind zur Mitwirkung verpflichtet." 

nes einheitlichen Katastro­
phenschutzes nach Landes­
recht im Frieden und gemäß 
bundesrechtlicher Erweite­
rung für Kriegszeiten nach 
den mit dieser systematischen 
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Umstellung zwangsläufig ver­
bundenen Schwierigkeiten 
mit der bevorstehenden 
KatSG-Novelle seiner Voll­
endung entgegenstehen 
kann34. 
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ErgG (Notstandsverfassung) 
v. 24. 6. 1968, BG BI. I S. 709 

12 ZSKG v. 12. 8. 1965, BGBI. I 
782; nach § 17 Nr. 3 FinAndG 
1967 v. 21. 12. 1967, BGBI. I 
1259, "unterbleibt die Auf­
stellung eines Zivilschutz­
korps bis auf weiteres." Durch 
das in Vorbereitung befindli­
che KatSErgG soll das ZSKG 
nach über zwanzigjährigem 
Schattendasein endgültig auf­
gehoben werden (Art. 4 
E-KatSErgG März 1989). 

13 Weiß in ZIVILVERTEIDI­
GUNG I/ 1972, S. 5 (6) 

Hilfsorganisationen 

14 Andrews in ZIVILVERTEI­
DIGUNG 4/ 1977, S. 37 (38) 

15 Die Rettungsdienstgesetze 
der Länder ergingen erst um 
die Mitte der siebziger Jahre. 

16 Heller in ZIVILVERTEIDI­
GUNG 4/ 1972, S. 27 

17 BremKatSO v. 1. 11. 1955, 
Amtl. Mitt. Nr. 34/ S. 235 ff., 
i. d. F. v. 5. 4 . 1973, AmtsBI. S. 
135; vgl. dazu den damaligen 
Brem. Innensenator Fröhlich 
in ZIVILVERTEIDGUNG 
4 / 1976, S.5 

18 RKA v. 5.12.1960, MBI. NW 
S. 3113 = 5MBI. NW 2151. 
Vgl. dazu den damaligen NW­
Innenminister Dr. Hi rsch in 
ZIV ILVERTEIDIGUNG 
1/1976, S. 11 (14 ff.) 
Z ur Fortgeltung als Vwv z. 
LKatSG NW-LT-DrS 8/ 1063 
(A. A llgemeines, am E nde). 
Im Gesetzestext des LKatSG­
NW kommt der KatSG-Hilfs­
dienst der RKA nicht mehr 
vor. 

19 Vo v. 9. 8. 1966, GBI , S. 193, 
aufgeh. d. § 32 Abs. 1 LKatSG 
BW 1979; KatS-RL v. 27 . 7. 
1967, GABI. S. 510. 
Vgl. dazu den damaligen BW­
Innenminister Schieß in ZI­
VILVERTEIDIGUNG 3/ 
1976, S. 12 (16 ff) 

20 HessBrSHG v. 5. 10. 1970, 
GVBI. S. 585 , Zum KatS in 
Hessen im Jahr 1975/76 vgl. 
den damaligen Hess. Innen­
minister Bielefeld in ZIVIL­
VERTEIDIGUNG 111976, 
S. 19-21 

21 Vgl. die §§ 6 Abs. 1 
BremLKatSG, 4 Abs. 2 
HessLKatSG, 14 Abs. 2 Nds 
LKatSG, 10 Abs. 1 LKatSG 
NW 

22 RdErl. v. 22. 9. 1969, GMBI. 
S. 502 
Da der Erlaß nur eine vorläu­
fige Regelung in Gestalt von 
Anhaltspunkten darstellte, 
haben die Länder z. T. dazu 
E rläuterungen herausgege­
ben, z. B. NW im RdErl. d. 
MdI v. 20. 2. 1970, MBI. NW 
S. 408, der sogar Formblätter 
enthält. 
Da der Runderlaß des BzB 
keine Allgemeine Verwal­
tungsvorschrift im Sinne der 
Art. 85 Abs. bzw. 87b Abs. 2 
GG und des § 2 Abs. 3 KatSG 
darstellte, das BzB - ebenso 
wie das heutige BZS seit 1976 
gemäß § 6 Abs. 3 Satz 2 ZSG 
auch keine Befugnis zum Er­
laß solcher Vorschriften hat, 
und auch weil der Runderlaß 
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nur zu den 1972 erlassenen Verwaltungs­
vorschriften überleiten sollte, wurde ihm 
die Verbindlichkeit abgesprochen, so 
Bahro in ZIVILVERTEIDIGUNG 
6/ 1970, S. 24, mit weiteren Verweisun­
gen ; A. A. Vieberg in ZIVILVERTEIDI­
GUNG 10/ 1970, S. 41 / 42 

23 KatS-Org-VwV v. 27. 2. 1972, GMBI. S. 
181 

24 Vgl. dazu den damal. bayer. Innenmini­
ster Merk in ZIVILVERTEIDIGUNG 
1176, S. 21 

25 Da die Verteidigungsgesetze des Bundes 
nicht in Berlin galten, erfaßt die Berliner 
KatSV den KatS im Frieden und im 
V-Fall. Vgl. dazu den da mal. Berliner In­
nensenator Neubauer in Z IVILVERTEI­
DIGUNG 1176, S. 9 

26 Vgl. dazu den damal. schl. -h. Innenmini­
ster Titzk in ZIVILVERTEIDIGUNG 
1176,S. 5 

27 Vgl. dazu den da mal. hbg. Innensenator 
Staak in ZIVILVERTEIDIGUNG 1177 , 
S. 20 ff. 

28 Vgl. den Erfahrungsbericht des nds. IM v. 
April 1976, Z IVILVE RTEIDIGUNG 
2176, S. 9 ff., 3176, S. 19 ff. 

29 Die Paralleli tät des Baden-Württemberg­
ischen Katastrophenschutzdienstes und 
des Berliner Katastrophenhi lfsdienstes, 
neben denen auch der Katastrophenhilfs­
dienst aufgrund der RKA-NW (Vgl. Fuß­
note 18) erwähnt werden soll te, findet ih­
re Entsprechung im polizeilichen Bereich 
mit den nur in diesen bei den Ländern 
vorhandenen Freiwilligen Polizeireser­
ven (FPR). 

30 Vgl. Schmidt in ZIVI LVERTEIDI­
GUNG 3/ 88, S. 47-50. 

31 Vgl. dazu Beßlich in Z IVILVERTEIDI­
GUNG 1179, S. 22 (28 ff.) 
Baumann in ZIVILVERtEIDIGUNG 
1185, S. 5, und 
Ammermüller in Z IVILV ERTEID I­
GUNG 1186, S. 5 (6). 

32 Vgl. Beyer, (AL KN im BMI) in ZIVIL­
VERTEIDIGUNG 4/ 87 , S. 17 (20). Die 
Einbeziehung des Schutzbaus in diese 
Novelle wurde im Sommer 1988 als der­
zeit politisch nicht durchsetzbar fallenge­
lassen, so BM I Dr. Z immermann in IN­
NENPOLITIK VI/88, S. 11 (Osang Ver­
lag). 

33 1. Referentenentwurf vom April 1988, 
2. Juni 1988, 
3. Sept. 1988. Dieser 3. Entwurf wurde 
vom ParI. StS Spranger, BMI, am 
14.9.1988 im Rahmen ein er Pressekonfe­
renz vorgestellt, vgl. Pressedienst des 
BMI v. 14.9.1988 

34 Zur neuesten Entwicklung vgl. Beyer, AL 
KN im BMl, in ZIVILVERTEIDIGUNG 
1189, S. 16- 20 
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Großtechnische Einrichtungen -
Der Ingenieur und das Publilmm 
Werturteile in der 
Sicherheitswissenschaft JuliusNaty 

W enn ein Kernkraftwerk 
geplant oder in einem Che­
miewerk über die Sicherheits­
vorkehrungen debattiert wird 
oder wenn in irgendeiner an­
deren großtechnischen Ein­
richtung die Betriebsleitung 
sich den Kopf zerbricht, ob sie 
die Produktion unterbrechen 
soll, um eine eben entdeckte 
Gefahrenquelle zu versiegeln 
- in all diesen Entscheidungs­
prozessen geht es um Kom­
promisse, und zwar letzten 
Endes vornehmlich um Kom­
promisse zwischen Effizienz 
und Sicherheit. Der Entschei­
dungsspielraum des Manage­
ments ist dabei nicht unwe­
sentlich eingeengt: In den 
westlichen Ländern schützen 
Gesetze, Verordnungen und 
Gerichtsurteile die Beleg­
schaft, die Anwohner und im 
allgemeinen das Publikum. 

Es ist seltsam genug, daß sich 
seit rund zwei Jahrzehnten 
nicht nur Politiker, Ministeri­
albeamte und Richter mit der 
Frage beschäfti gen, welches 
Sicherheitsniveau für die Be­
völkerung grundsätzlich nötig 
ist. Es melden sich auch Perso­
nen zu Wort, von denen das 
Publikum bis dahin meinte, 
sie würden sich mit Seinsfra­
gen beschäfti gen, wie z. B. da­
mit wie hoch das Risiko einer 
großtechnischen Einrichtung 
ist. Nein, manche auf Sachfra­
gen spezialisierte Personen -
Wissenschaftl er! - fällen nun­
mehr auch Werturteile und 
äußern sich, wie hoch das Ri­
siko generell sein soll. 
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Werturteile - was sind 
das? 

Als erstes ist es zweckmäßig 
zu klären, was man unter ei­
nem "Werturteil", mit einem 
anderen Wort "Wertung" 
oder auch "Wertsetzung" ver­
steht. Das sind Aussagen, die 
bestimmte Verhaltensweisen 
als gerechtfertigt (oder nicht 
gerechtfertigt) erklären. Als 
Beispiel möge ein scherzhaf­
ter Spruch dienen: 

"A lies wird schLechter, 
nur eines wird besser, 
die Moral wird schlechter" 

Das ist ein Sponti-Spruch, ge­
hört zum schwarzen Humor 
und will aufheitern . Die fol­
genden Beispiele dagegen 
stammen von Ingenieuren 
und Naturwissenschaftlern 
und sind todernst gemeint. Ei­
ne Stellungnahme in fast 
wörtlicher Übersetzung aus 
dem Amerikanischen: 

n Das Risiko, infolge von 
Naturkatastrophen (,hö­
herer Gewalt') zu sterben, 
beträgt ungefähr mehr als 
1 " 1 M pro Jahr. Dieses 
Risiko dient, tendentiell, 
als wesentlicher Hinweis. 
Ein von Menschenhand 
gemachtes Risiko von die­
ser Größe ist fast unbe­
deutend. Und es kann si­
cherLich vernachLässigt 
werden, wenn es um meh­
rere Größenordnungen 
geringer ist. " 

Genauso verblüffend ist die 
folgende Wertsetzung: 

" Wir meinen, daß es ver­
tretbar und vernünftig ist, 
das durch die Anwendung 
der Technik bedingte To­
des risiko mit dem Sterbe­
risiko zu vergLeichen, dem 
der Mensch auch ohne 
Vorhandensein techni­
scher Einrichtungen aus­
gesetzt ist. Wir meinen, 
hiermit einen zumutbaren 
Grenz wertfür Unfälle mit 
Todesfolge gefunden zu 
haben. Es sind aLso in aL­
Len Bereichen des 
menschLichen Lebens so­
weit UnfalLverhüwngs­
maßnahmen zu treffen, 
bis dieser Grenz wert er­
reicht ist. " 

Schließlich eine Wertung, in 
Form eines indirekten Zitates, 
sinngemäß: Es sei unehrlich, 
Personenkraftwagen zu be­
nutzen, dadurch sich selbst 
und andere zu gefährden und 
gleichzeitig gegen großtechni­
sche Einrichtungen zu prote­
stieren. 

Diese Zitate stammen aus ei­
nem Forschungszweig, der 
sich inzwischen Sicherheits­
wissenschaft nennt. 

Wis enschaftliche Aussa­
gen sollen intersubjektiv 
überprüfbar sein 

Die zitierten Ingenieure und 
Naturwissenschaftler sind of­
fensichtlich der Meinung, daß 

es zu den Aufgaben der Wis­
senschaft gehöre, zu dem, was 
gemeinhin als Realität ge­
nannt wird , wertend Stellung 
zu nehmen. Viele Sozialwis­
senschaftier dagegen - die 
Mehrheit? fast alle? - vertre­
ten einen anderen Stand­
punkt. Dieser könnte folgen­
dermaßen charakterisiert 
werden: 

Wissenschaftliche Aussa­
gen sollen intersubjektiv 
überprüf bar sein. Valua­
tive und normative Aus­
sagen können von einer 
z weiten, dritten, usw. Per­
son nicht getestet werden. 
So haben sie in der Wis­
senschaft nichts verloren. 

Im Alltag fällt, merkwürdig 
genug, jeder Werturteile. 

Unser Vati ist der beste!" 
"Unser Vaterland ist das 
~chönste ! ", "Du sollst nicht 
stehlen! ", usw. Wir werten 
ständig. Einem Sicherheits­
wissenschaftler nimmt auch 
niemand übel, wenn er nach 
dem fünfte n Kölsch ausruft. 

Kölsch ist besser als Pils!" 
Nur wenn er ex cathedra 
spricht, möge er sich em­
schränken, meinen viele, die 
zwischen Wissenschaftlern ei­
nerseits und Poeten, Politi 
kern und Propheten anderer 
seits - aus Zweckmäßigkeits 
gründen - eine strikte A rbeits 
teilung befürworten. 
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Seinsaussagen und Sol­
lensaussagen 

Dieses Argument, das Argu­
ment der Arbeitsteilung, 
wiegt schwer. Deshalb wählt 
mancher, der auf Wertsetzun­
gen nicht verzichten will, ei­
nen Umweg, von dem sich 
aber bald herausstellt, daß es 
nur ein scheinbarer Umweg 
ist. 

Der scheinbare Umweg fängt 
damit an, daß der Sicherheits­
wissenschaftler beginnt, Da­
ten zu sammeln, z. B. aus dem 
Bergbau. Wie hoch ist das To­
desrisiko im Bergbau? Wie­
viel macht die Risikozulage 
aus? Dann spürt er der Reali­
tät in anderen Bereichen nach. 
Wie hoch ist die Eintritts­
wahrscheinlichkeit eines töd­
lichen Unfalls beim Skifahren, 
pro Stunde? Auf der anderen 
Seite: WeIchen Nutzen kann 
der Durchschnittsmensch ver­
buchen, wenn er eine Stunde 
lang Ski fährt? Und: Was zei­
gen die Verkehrsunfallstatisti­
ken? Was ist aber der Nutzen 
des Autofahrers, in Geldein­
heiten ausgedrückt? Usw. Der 
Sicherheitswissenschaftler be­
hauptet nun: Wenn die Leute 
bereit sind, so und so viel Risi­
ko gegen so und so viele Vor­
teile in Kauf zu nehmen, dann 
ist das gleiche Risiko, das von 
einer großtechnischen Ein­
richtung ausgeht, der Bevöl­
kerung genauso zuzumuten -
wenn nur die Vorteile dieser 
Anlage mindestens so hoch 
sind! Worauf die Betroffenen 
erwidern können: "Wieso? 
Wenn etwas ist, folgt daraus 
noch nicht im geringsten, daß 
es sein soll!" Wer so antwor­
tet, hat recht. Dem Sicher­
heitswissenschaftler ist ein lo­
gischer Fehler unterlaufen. 
Aus der Welt der Seinsaussa­
gen führt kein Weg in die der 
Sollensaussagen. Die beiden 
Welten sind gegeneinander 
hermetisch abgeschlossen. 
Nämlich: Ein Sachurteil kann 
auf seine Richtigkeit geprüft 
werden. Ein Werturteil dage­
gen nicht. Ein Werturteil kann 
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weder wahr noch falsch sein. 
Es ist und bleibt soviel wie ein 
- Wunsch. 

Die "Soziale Frage" -
neu gestellt 

Anfang der achtziger Jahre 
schrieb der deutsche Soziolo­
ge Professor Lars Clausen den 
Satz nieder: 

Ich bin zur Ansicht ge­
kommen, daß der Zivil­
schutz an unsere Gesell­
schaft die "SoziaLe Frage" 
neu stellt.-

Nach den Erfahrungen in der 
Zwischenzeit mit Bhopal und 
Tschernobyl und anderen ein­
deutig von Menschenhand ge­
machten Katastrophen darf 
man wohl die eben zitierte 
Aussage ergänzen und die 
These wagen: Der Zivilschutz 
und der Schutz von Auswüch­
sen der modemen Technik 
stellen an unsere Gesellschaft 
die Soziale Frage neu. 

Vor rund 100 Jahren, als die 
Industrialisierung Deutsch­
land gesellschaftlich erschüt­
terte, waren es die sogenann­
ten Kathedersozialisten, die 
meinten, sie könnten zur Lö­
sung der Sozialen Frage bei­
tragen, wenn sie Wertmaßstä­
be schmiedeten, die Lage be­
werteten und Empfehlungen 
zur Milderung der Spannun­
gen bereitstellten. Heute sind 
es Ingenieure und Naturwis­
senschaftler, die davon über­
zeugt sind, sie wären dazu be­
rufen , Werte setzend die Rich­
tung für die übrige Gesell­
schaft zu weisen. 

Es sieht fast so aus, als ob sich 
die Geschichte wiederholen 
würde. Fast . . . In der Zwi­
schenzeit spielte sich in 
Deutschland nämlich der be­
rühmte Werturteilsstreit ab, 
wobei es darum ging, ob es zu 
den Aufgaben der empiri­
schen Sozialwissenschaften 
gehört, Werturteile zu fällen. 
Gewiß, die Diskussion f1ak­
kert von Zeit zu Zeit noch im-

mer auf; gewiß, Philosophen 
und empirische Sozialwissen­
schaftier haben vielleicht noch 
nicht alle Ecken des Problems 
ausgeleuchtet, aber ... Aber 
die Naivität, mit der manche 
Sicherheitswissenschaftler das 
Wert-Problem angehen, wirkt 
nicht erfrischend, sondern 
eher ermattend. In deren Pu­
blikationen sucht man nach 
dem Namen von Max Weber 
in der Regel vergebens. Max 
Weber? Lebte von 1864 bis 
1920. Deutscher Wissen­
schaftstheoretiker, Sozial öko­
nom und Soziologe. Er brach­
te die Diskussion um die 
Werturteile in den empiri­
schen Sozialwissenschaften in 
Gang. Er war der Begründer 
der Werturteilsfreiheit. 
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Von einem Menschen wird 
erwartet, daß er ruhig und 
überlegt seine Entscheidun­
gen trifft. Wenn er diese Über­
legenheit verliert, tritt angeb­
lich die Tiefenperson zutage 
und etwas Menschliches ist 
verloren gegangen. Dann ist 
von einer Panik die Rede. 
Man stellt sich dann eine 
Menschenmenge vor, die ir­
gendwohin stürmt. Oder 
wenn ein Mensch schnell -
ohne nach links oder rechts zu 
schauen - wegläuft, sagen die 
Umstehenden, der Betreffen­
de sei wie in Panik davonge­
stürmt. 

Brickenstein (1982) definiert: 
"Panik ist eine kollektive, 
planlose und unzweckmäßige 
Reaktion einer Menschen­
menge auf eine tatsächliche 
oder auch nur befürchtete Be­
droh ung ihrer Existenz." 
Oder: "Panik bedeutet in die­
sem Sinne die Primitivreak­
tion einer Menschenmasse auf 
eine gegenwärtige, gefährli­
che (wirkliche oder vermeint­
liche) Daseinsbedrohung" . 
(Bochnik u. Richtberg 1986). 
Guggenbühler (1969) nennt 
die Panik sogar eine akute kol­
lektive Psychose. Eine pani­
sche Reaktion wird als eine 
sinnlose und "blinde" Verhal­
tensweise gesehen, und für 
Außenstehende erscheint die 
Aktion unzweckmäßig oder 
planlos. Was ist eine Primitiv­
reaktion? Ist es primitiv, wenn 
jemand um sein Leben rennt? 
Panische Reaktionen treten 
ebenso im einzelnen Men­
schen als Individualpanik auf. 
Der Anfang einer Massenpa­
nik ist wohl meist in einer In­
dividualpanik zu suchen, und 
von hier aus breitet sie sich 
dann auf die anderen Men­
schen aus. Die Voraussetzun-
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gen für eine Massenpanik und 
eine Individualpanik sind 
gleich, weil eine Menschen­
menge aus Individuen be­
steht, die sich in diesem Son­
derfall alle gleichgerichtet ver­
halten. Die entscheidende 
Verhaltensweise für die allge­
meine Feststellung einer Pa­
nik ist die schnelle "gradlini­
ge" Wegbewegung = Flucht. 
Es ist deshalb wichtig zuerst 
abzuklären, weIche Gründe 
Menschen dazu bewegen, bei 
drohenden Gefahren ihren 
Wohnort zu verlassen. Perry 
(1983) untersucht die aus­
schlaggebenden Informatio­
nen für das (nicht panikartige) 
Verlassen des Wohnortes bei 
einem Vulkan ausbruch und 
Hochwasser. An erster Stelle 
steht das eigene Erleben der 
bedrohenden Gefahr. An 
zweiter Stelle kommen die 
Empfehlungen der offiziellen 
Stellen. Derartige Empfeh­
lungen kann es nur geben bei 
sich langsam entwickelnden 
Verhängnissen. An dritter 
Stelle die Beobachtung, daß 
Nachbarn weggehen. Bei ei­
nen überraschend hereinbre­
chenden Unglücksfall gibt es 
also zwei auslösende Faktoren 
für das Verlassen des Aufent­
haltsortes: die Erkenntnis der 
eigenen Bedrohung und das 
Weglaufen anderer Men­
schen. 

Besonders Quarantelli (1954, 
1957, 1960; s. a. Foreman 
1953; Schultz 1964) hat sich 
mit den Bedingungen einer 
Panik beschäftigt. Er hat nach 
Unglücksfällen die Betroffe­
nen befragt und die Voraus­
setzungen für eine panische 
Reaktion aufgezeigt. Quaran-

telli stellt fest, daß das heraus­
ragende Merkmal einer Panik 
die Flucht weg von dem ge­
fährlichen Objekt ist. Wenn 
jedoch zwischen der ange­
nommenen Sicherheit und 
dem Fliehenden ein gefährli­
ches Objekt liegt, dann geht 
die Flucht in die Richtung ei­
ner neuen Gefahr. Für den 
Beobachter erscheint es dann , 
als ob der Betroffene blind­
lings in eine Gefahr laufe. Die 
panische Flucht ist in jedem 
Fall nicht zufällig oder un­
überlegt. Die Fluchtrichtung 
selbst wird beeinflußt von 
dem gewohnten Verhalten 
und dem allgemeinen Wissen 
um gefährliche Situationen. 
Der Mensch nimmt einmal 
den Weg, den er kennt, und 
meidet gefährliche Situatio­
nen, die ihm bekannt sind. Die 
Flucht ist in den meisten Fäl­
len die geeignetste und effek­
tivste Verhaltensweise. Er 
sagt, daß die Panik "mehr ein 
nichtsoziales als ein antisozia­
les Verhalten" sei, in dem Sin­
ne, daß die Panik ein höchst 
individualistisches Verhalten 
repräsentiert. 

Die Panik-Betroffenen be­
schreiben einheitlich die Si­
tuation als objektiv gefährlich 
und sich selbst als höchst be­
droht. Die Orientierung der 
Aufmerksamkeit geht immer 
in die Zukunft bzw. auf das, 
was geschehen könnte. Die 
Menschen beschäftigen sich 
nicht so sehr mit dem, was bis 
jetzt geschehen ist, und sind 
meist auch noch nicht persön­
lich verletzt. Die mögliche Be­
drohung wird als höchst un­
mittelbar erlebt, und das 
Überleben erfordert eine so­
fortige Reaktion. Die Betroff­
fenen verbinden ihre Gefähr­
dung mit einer bestimmten 

räumlichen Vorstellung in 
dem Sinne, daß sie ihre Flucht 
nur so weit führen , bis sie mei­
nen, daß sie aus der Gefahren­
zone heraus sind. 
Das Individuum hat die Kon­
trolle über seine Angst verlo­
ren und reagiert nur noch auf 
sich selbst bezogen. Dies be­
deutet aber nicht, daß der Be­
troffene reflektorisch, instink­
tiv oder unbewußt handelt, 
sondern eine "gewisse mini­
male Bewußtheit" bleibt er­
halten, indem z. B. der flie­
hende zur Tür rennt und Hin­
dernisse umgeht. Das pani­
sche Verhalten ist eher als 
nichtrational zu charakterisie­
ren, weniger als rational oder 
irrational. Die Betroffenen 
bedenken nicht die Folgen ih­
rer Aktionen, die manchmal 
gefährlicher sein können als 
die panikauslösende Bedro­
hung selbst. 

Bezüglich der subjektiven Be­
wertung sagt er: "Die wichtig­
ste Bedingung für das Auftre­
ten und die Fortführung einer 
Panik ist das Gefühl, daß es 
ihm nicht möglich sein werde, 
einer bevorstehenden Bedro­
hung zu entgehen ... Der 
wichtigste Aspekt ist der 
Glaube oder das Gefühl, sich 
in einer möglichen Falle zu be­
finden ... Die Flucht einer 
Panik entsteht nur, wenn das 
Gefühl oder der Gedanke, in 
einer Falle zu sein, mehr als 
Möglichkeit besteht, weniger 
als echte Wirklichkeit" . Eine 
Panikstimmung kommt auf 
bei dem Gefühl, in einer Falle 
zu sein, und wenn nur ein 
Fluchtweg vorhanden ist. "Ei­
ne weitere besondere Kondi­
tion , weIche notwendig, wenn 
auch nicht einzige Vorausset­
zung für das Auftreten und die 
Weiterführung einer Panik ist, 
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Die entscheidende Verhal­
tensweise für die allgemeine 
Feststellung einer Panik ist 
die chnelle "gradlinige" 
Wegbewegung - Flucht. 

ist das Gefühl einer großen 
Hilflosigkeit. Diese Bedin­
gung hat zwei Komponenten: 
ein Gefühl der Impotenz oder 
Kraftlosigkeit und ein Gefühl 
des Alleinseins". Die Perso­
nen fühlen sich kraftlos, um 
die Bedrohung selbst unter 
Kontrolle zu bringen, aber sie 
verzweifeln nicht, sondern be­
geben sich durch die Flucht 
aus der Gefahrenzone. Das 
Gefühl der Isolation oder des 
Alleinseins besteht in dem 
Gedanken, daß es von einem 
selbst abhängt, den Weg zur 
Sicherheit zu finden. 

Quarantelli (1954, S. 275) de­
finiert: Panik entwickelt sich 
als das Ergebnis eines Ge­
fühls, in einer möglichen Falle 
zu sein, der Wahrnehmung 
der kollektiven Kraftlosigkeit 
(Hilflosigkeit) und einem Ge­
fühl der individuellen Isola­
tion in einer Krisensituation. 

Die Voraussetzungen für ein 
Panik-Verhalten bei Un­
glücksfällen bzw. akuter Le­
bensbedrohung sind hierm it 
klar. Es besteht aber noch ein 
zweiter Bereich mit Selbst­
wertbedrohung, Frustration, 
Verlust des sozialen Status 
usw. (Stumpfe 1985). Es han­
delt sich dann um eine Indivi­
dualpanik. Eine entsprechen­
de psychosoziale Situation ist 
den Beobachtern nicht deut­
lich sichtbar und in ihrem 
Ausmaß erkennbar bzw. 
nachvollziehbar. Nur das In­
dividuum selbst hat in seiner 
subjektiven Vorstellung die 
entsprechenden Gefühle. Äu­
ßerlich erkennbar ist nur, daß 
der Mensch schnell irgend­
weIche Entschlüsse faßt und 
Aktivitäten durchführt. Land­
läufig wird das als Kurz­
schlußreaktion bezeichnet. In 
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dem Ausdruck "Torschlußpa­
nik" werden die beschriebe­
nen Voraussetzungen wieder 
deutlich: man gerät in ein pa­
nisches Verhalten, weil man 
meint, durch das Schließen ei­
nes Tores in einer möglichen 
Falle zu sitzen. 

An einigen Lebenssituationen 
sollen die Voraussetzungen 
für ein panisches Verhalten 
näher dargestellt werden: bei 
Unglücksfällen, im Krieg, bei 
der Fahrerflucht und dem 
Selbstmord. Die letzten bei­
den Fälle sind Individualpani­
ken. 

Über das Verhalten in Un­
glücksfällen existieren zahl­
reiche Berichte. Derartige 
Untersuchungen sind von 
Quarantelli in den USA 
durchgeführt worden. Als Er­
gen bis der Untersuchungen 
stellen Quarantelli u. Dynes 
(1975) fest: Der wahrschein­
lich am weitesten verbreitete 
Mythos über Katastrophen ist 
der, daß Menschen angesichts 
großer Gefahren in Panik ge­
raten ... In echten Katastro­
phen-Situationen bricht fast 
nie eine größere Panik aus. 

Drabek (1983) bestätigt diese 
Feststellung unter Berück­
sichtigung der weiteren For­
schungen. "Das Verhalten 
von Katastrophenopfern ist 
durch sofortige Selbsthilfe­
maßnahmen und die Unter­
stützungen anderer Opfer in 
der Nähe gekennzeichnet; 
weder unkontrollierte oder 
desorganisierte Reaktionen 
wie z. B. Panik ... kommen 
vor". 

Der Begriff Panik wird häufig 
gebraucht, um alle möglichen 
irrationalen Vernaltensweisen 
zu beschreiben. Der Begriff 
wi rd auch bei inhaltlich sehr 
unterschiedlichen Situationen 
benutzt (Fritz u. Marks 1971). 
In der Literatur findet sich oft 

ein Sammelsurium von Ge­
schehnissen, die als Panik auf­
geführt werden. Das Gemein­
same ist, daß mit einer größe­
ren Menschenmenge irgend 
etwas geschieht. Auch spielen 
die aufgebauschten Meldun­
gen der Medien eine große 
Rolle. Bei genauer Nachkon­
trolle zeigt es sich , daß dieses 
angegebene Ausmaß über­
haupt nicht vorgelegen hatte 
(Quarantelli u. Dynes 1975). 

Zu dem Panik-Phänomen bei 
Unglücksfällen sagen Fritz u. 
Marks (1971) abschließend: 
"Unsere Ergebnisse zeigen, 
daß die unmittelbare Proble­
matik einer Unglückssituation 
also weder in unkontrollier­
tem Verhalten noch in einem 
intensiven Gefühlsausbruch 
liegt, sondern in der mangeln­
den Zusammenarbeit und Or­
ganisation , weIche durch Leu­
te erschwert werden, die sich 
die Situation auf ihre Art (und 
oft im Gegensatz zu anderen) 
erklären. Dies ist der Punkt, 
der bei Katastrophenverhal­
ten häufig irrtümlich als " Pa­
nik" angesehen wird (S. 128). 
Bei den Naturkatastrophen ist 
zu berücksichtigen, daß die 
Lebensbedrohung in einem 
relativ kurzem Zeitraum be­
steht. Die Flutwelle, der Wir­
belsturm oder das Erdbeben 
sind in Minutenschnelle vor­
bei, und dann müssen die Ver­
letzten geborgen werden oder 
insgesamt aufgeräumt wer­
den. 

Die obigen Aussagen bezie­
hen sich auf Massenpaniken, 
die von den Behörden be­
fürchtet werden. Bei Un­
glücksfällen wird es aber im­
mer panische Verhaltenswei­
sen bei Einzelnen geben. 
Brussilowski (1928) berichtet 
bei einem Erdbeben auf der 
Krim, daß sich Menschen 
durch die Fenster stürzten, 
obwohl die Türen offen wa­
ren. Ein Arzt schreibt: "Ohne 
mich anzukleiden, lief ich auf 
die Straße, anscheinend völlig 
instinktiv, denn als ich mich 
besonnen hatte, merkte ich, 

Die Orientierung der Auf­
merksamkeit geht immer in 
die Zukunft bzw. auf das, 
was geschehen könnte. 

daß ich vollständig nackt war" 
(Bruchanski 1928, S. 425). 
Derartige Individualpaniken 
fallen bei einern größerem 
Unglück natürlich kaum auf, 
da viele Menschen herumlau­
fen und alles durcheinander 
ist. 

Die psychischen Wirkungen 
dieses Erdbebens auf der 
Krim sind näher untersucht 
worden. Einige Selbstbe­
schreibungen folgen: 

E in 51j . Arzt mit vielen 
Kriegserfahrungen berichtet: 
"Mitten im tiefen Schlaf wur­
de ich von der Bettstelle her­
untergeschleudert. Höllisches 
unterirdisches Getöse, Wan­
ken des ganzen gewaltigen 
Gebäudes, Zittern der Wän­
de, der Decke, des Fußbo­
dens, Geklirr zerschlagener 
Scheiben, keine Möglichkeit, 
einen Stützpunkt zu finden, 
um sich auf den Beinen zu hal­
ten und Kleider anzuziehen. 
Es war unmöglich, in die Pan­
toffeln zu gelangen, irgendein 
Kleidungsstück anzuziehen. 
Mit Müh~ und Not gelang es 
mir, den Uberzieher vom Re­
chen zu nehmen und ihn rasch 
auf die Schultern zu werfen 
... Irre Blicke erstarrter Men­
schen, die fassungslos in den 
Korridoren saßen. Ich verlor 
aUen Mut, dachte gar nicht 
mehr an die Meinigen, stürzte 
in den Korridor, zur Treppe, 
und zusammen mit Dutzen­
den anderen Menschen kam 
ich , unangekleidet wie ich 
war, auf die Straße ... 18 Se­
kunden dauerte der Vorgang 
und war heftig genug, um uns 
alle im ungünstigsten Fall in 
Leichen zu verwandeln. Ich 
gestehe offen: 6 - 8 Minuten 
dauerte es, ehe ich , als ich 
mich bereits auf der Straße be­
fand, zur Besinnung kam. Je­
ne 18 Sekunden, sie bedeuten 
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Das Gefühl der Isolation 
oder des Alleinseins besteht 
in dem Gedanken, daß es 
von einem selbst abhängt, 
den Weg zur Sicherheit zu 
finden. 

einen panischen Schreck, sie 
waren schauerlicher als der 
Tod. Die Zunge gehorchte 
nicht, der Körper zitterte, nur 
mit Mühe konnte man sich der 
Arme und Beine bedienen. 
Kein einziger Gedanke im 
Kopfe. Erstarrung. Erst all­
mählich kam ich am Strand 
zur Besinnung" (Brussilowski 
1928, S. 443). 

Eine Ärztin, die zu Beginn des 
Bebens noch nicht schlief, gibt 
an: " . .. bald darauf ertönte 
ein heftiges Getöse, ich sprang 
auf mit dem Schrei: Erdbe­
ben, holt das Kind. Ich machte 
alle Anstrengungen, mich 
dem Bette des Kindes zu nä­
hern, wurde aber immer zu­
rückgestoßen, mir war 
schwindlig, den Bewegungen 
fehlte jegliche Koordination, 
ich schlenderte im Zimmer 
umher und konnte nicht fas­
sen, was ich eigentlich zu tun 
hätte, ich begriff zwar, daß ich 
die Wohnung verlassen muß­
te, konnte mich aber njcht zu­
rechtfinden und wußte nicht, 
wie ich es machen sollte; ich 
verstand, daß ich mich anzu­
kleiden habe, fand aber nicht 
die nötigen Kleider, wußte 
nicht mehr, wo ich sie abends 
hingelegt hatte, obwohl ich als 
ehemalige langjährige Rayon­
ärztin die Gewohnheit hatte, 
so oft es läutete, die Kleider 
schnell zu finden und anzuzie­
hen" (Bruchanski 1928, S. 
426). 

Die besten Beobachtungs­
möglichkeiten für eine Panik 
sind in einer kriegerischen 
Auseinandersetzung gege­
ben, da hierbei die Menschen 
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immer in Lebensgefahr ste­
hen. 

Marshall (1951, S. 156) hat 
Paniken an der Front bei ame­
rikanischen Truppen im 2. 
Weltkrieg untersucht. Seine 
Ergebnjsse sind sehr auf­
schlußreich und werden des­
halb ausführlich zitiert: "Die 
Leute rennen, wenn andere 
rennen , auch wenn sie gar 
nicht wissen, warum. In sol­
chen automatischen Reaktio­
nen liegt ... die Hauptgefahr 
füreine Panik ... Da aber eine 
Panik sich wie eine Lawine 
entwickelt, muß man wohl an­
nehmen, daß jeder großen Pa­
nik irgendein ganz kleines Er­
eignis zugrunde liegt, und so 
ist es im Interesse der Sache 
wichtiger, diesen kleinen un­
bedeutenden Ursachen nach­
zugegeben, als die großen 
Wirkungen zu erforschen. 

Nach Abschluß der sieben 
Untersuchungen konnten wir 
in jedem einzelnen Fall sagen, 
wie die Panik entstanden war, 
ja wir kannten die Namen der­
jenigen Personen, die am aus­
lösenden Ereignis beteiligt ge­
wesen waren . . . Keiner der 
sieben Fälle ging ursprünglich 
von einer "spontanen Bewe­
gung" einer Gruppe von Leu­
ten aus - im Gegenteil es han­
delte sich zuerst immer um ei­
nen überlegten und bewußten 
Akt. In der zweiten Phase kam 
dann die blinde, gedankenlo­
se Flucht einer Anzahl von 
Leuten. Sie rannten wie eine 
Herde, weil sich etwas ereig­
net hatte, was ihnen plötzlich 
unheimliche Angst einjagte. 

In allen Fällen hätte die Panik 
vermieden werden können, 
denn sie entstand immer nur 
aus der Gedankenlosigkeit ei­
nes Einzelnen, der es unter­
ließ, die anderen darüber zu 
unterrichten, was er tun woll­
te. Nichts führt den Zusam­
menbruch einer Infanterieli­
nje im Gefecht sicherer herbei 
als einige Leute, die scheinbar 
ohne Grund fluchtartig nach 
rückwärts rennen. Rasche Be­
wegung in der falschen Rich-

tung ist die klare Einladung zu 
einer Katastrophe. Alle sieben 
Fälle trugen sich gleich zu: 

Ein, zwei oder mehr Mann 
rannten plötzlich nach rück­
wärts, ohne daß die anderen 
wußten, warum. Nicht das 
Rennen an sich brachte die 
Gefahr, sondern nur die unge­
nügende Information der Ka­
meraden, denn in jedem Falle 
ergab sich aus den Aussagen 
aller Zeugen, daß djejerugen, 
die zu fliehen begonnen und 
damit solche Furcht verbreitet 
hatten, daß es zu einer Panik 
kam, einen berechtigten oder 
mindestens einen vernünfti­
gen Entschuldigungsgrund 
besaßen. 

Einem Wachtmeister ... wur­
de eine Ader durchschossen. 
Fast im gleichen Augenblick 
rannte er zur nächsten Ver­
bandsteUe, ohne seiner 
Gruppe zu sagen, warum er 
austrat. Sie lief ihm nach, und 
damit begann die Auflösung 
der Front. Denn Leute, die 
den Wachtmeister nicht ein­
mal gesehen hatten, liefen 
nun, weil sie andere laufen sa­
hen. Irgendeiner schrie: "Be­
fehl! Rückzug!" Der Befehl 
wurde aufgenommen und als 
"Zurück! Zurück!" der gan­
zen Front entlang weitergege­
ben. So einfach spielt sich so 
etwas ab. 

Bei einem Fall im Pazifik trug 
es sich zu, daß der Funk einer 
Artillerie-Beobach tungs­
gruppe versagt hatte. Um die 
Verbindung aufrechtzuerhal­
ten, erhielten die Beobachter 
dje Erlaubnis, sich auf den 
nächsten Kompanie-Kom­
mando-Posten zurückzuzie­
hen, um den dortigen Apparat 
zu benutzen. Weil ziemlich 
starkes Mörserfeuer auf der 
Front lag, zog sich die Gruppe 
im Laufschritt statt im Feld­
schritt zurück. Die Infanteri­
sten sahen diese Leute durch 
ihre Linien rennen (es war 
Nacht), standen auf und rann­
ten ebenfalls. 

Es begann immer mit über-

Panik-Reaktion 

Rasche Bewegung in der 
falschen Richtung ist die 
klare Einladung zu einer 
Katastrophe. 

stürzter und unerklärlicher 
Bewegung. Andere in der Nä­
he wurden von dem, was sie 
für Flucht hielten, mitgeris­
sen. Schließlich gelang es eini­
gen beherzten Männem, 
durch rasches Eingreifen die 
Lage wiederherzustellen, in­
dem sie den Fluchtweg ver­
sperrten, die Leute zurück­
wiesen und nicht davor zu­
rückschreckten, solche, rue in 
ihre Reichweite kamen, tätlich 
anzufassen und die anderen 
mit der Waffe zu bedrohen. 

Brickenstein(1966) und Gug­
genbühl (1969) analysieren 
ausführlich an zahlreichen 
weiteren Beispielen die militä­
rische Panik. 

Die Verhaltensweisen von 
Menschen in der Bombardie­
rung und im Krieg in Deutsch­
land im 2. Weltkrieg hat Panse 
(1952) untersucht. Ein 31j. 
Arzt berichtet nach einem 
Bombenangriff: "Während 
der Such aktion kam mehr­
mals Vollalarm. Wir waren alle 
noch so verängstigt, daß wir 
bis zu 2 km planlos fortliefen. 
Ich blieb allein zurück und 
sagte noch zu den Leuten: 
"Lauft nur, ich bleibe hier". 
Nach ein paar Minuten bin ich 
aber doch hinterhergerannt. 
Dabei mußte man sich sagen, 
daß ein neuer Angriff ganz 
unwahrscheinlich war. Man 
hörte auch gar kein Motoren­
geräusch. Alle Vemunfts­
gründe und Einsichten wur­
den einfach über den Haufen 
geworfen. Man geht da einem 
ganz blinden Trieb nach. Ich 
sagte mir noch während des 
Rennens, es habe ja gar keinen 
Zweck. Trotzdem lief ich wei­
ter" (S. 41). 

Bei einem Brandbombenan­
griff berichtet ein Soldat: 
"Plötzlich wurde es ganz hell, 
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Der wahrscheinlich am wei­
testen verbreitete Mythos 
über Katastrophen ist der, 
daß Menschen angesichts 
großer Gefahren in Panik 
geraten - -- In echten Ka­
tastrophensituationen bricht 
fa t nie eine größere Panik 
aus (QuaranteIli). 

ein Kanister war unmittelbar 
neben unsere Grube gefallen. 
Ich fu hr hoch und sah, daß al­
les ringsum in Feuer stand . . . 
Ich standjetzt im Feuer und in 
stickigem Qualm. Ich wußte 
nicht wohin, raste einfach 
durch das Feuer und gelangte 
auf den Hof. Hier liefen auch 
meine Kameraden. Wir hatten 
jetzt gar keine Überlegung, ra­
sten in richtiger Panik alle zu­
sammen in gleicher Richtung 
zu den Gartenanlagen. Ich 
dachte nur daran, daß dort 
hinten freies Feld sei; man 
wurde von der Angst getrie­
ben. Es tauchten so ,stichar­
tig' Gedanken auf. Man war 
wie im Traum. - Ein Unterof­
fizier kam uns nachgestürzt, 
brüllte uns an, drohte glaube 
ich mit der Pistole. Das brach­
te uns wieder zur Besinnung. 
Wi r schl ichen uns zurück" (S. 
50). 

Panse deutet den Ablauf fol­
gendermaßen: "Für diesen 
Durchbruch der Tiefenper­
son, das Hervorbrechen der 
panischen A ngst, sind die 
Menschen verschieden dispo­
niert, und zwar dank ihrer 
psychischen Grundkonstitu­
tion, die hier ausschlaggebend 
ist. Die noch so erregende äu­
ßere Situation fü hrt zunächst 
nur bei den konstitutionell 
Disponierten zu dieser inner­
psychischen Katastrophe. In 
den Protokollen treten uns 
solche weichen und psycha­
sthenischen Persönlichkeiten 
mit weitgehenden fehlenden 
inneren Wider tandsmöglich­
keiten gegen die panische 
Angst entgegen. "Zündet" erst 
einmal der "panische Funke", 
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so fallen - nun eben auch auf 
Grund von Suggestivphäno­
menen, von Nachahmung -
auch bei Nichtsdisponierten 
die Schranken der Besonnen­
heit" (S. 118). 

Viel häufiger ist wohl das pa­
nische Verhalten einzelner. 
Das Verhalten einer Fahrer­
flucht wird unter dem Aspekt 
einer Individualpanik unter­
sucht ( Stumpfe 1986). Der 
schuldige Fahrer hat zuerst ein 
Schreckerlebnis, das mit einer 
gewissen Lebensgefährdung 
verbunden sein kann. Die Be­
drohung liegt stärker im psy­
chosozialen Bereich. Ein Au­
tounfall hat zahlreiche Konse­
quenzen in dem gesamten Le­
bensraum hinein , wie z. B. : 

1 Der Verlust von Geld 
• durch Beschädigung der 

Fahrzeuge. 

2 Der Verlust des Führer­
• scheines mit Verlust des 

Arbeitsplatzes. 

3 Die gerichtliche Verur­
• tei lung mit dem Makel 

des Vorbestraftseins. 

4 Der Verlust des Rufes, 
• ein guter Fahrer zu sein. 

S Das persönliche Einge­
• ständnis, daß man 

leichtsinnig, unverantwortlich 
oder rücksichtslos gefahren 
ist. 

6 Der persönliche Vor­
• wurf, an der Verletzung 

oder dem Tod anderer Men­
schen schuld zu sein. 

7 Der Verlust seines Rufes 
• als Politiker, Jurist, Arzt, 

Pädagoge usw. mit Abwer­
tung seiner beruflichen Quali­
fi kation. 

8 Das Versagen als 
• Mensch mit dem Einge­

ständni irgendwelcher 
Schwächen oder Störungen, 
geistiger Ausfälle usw. 

Diese und weitere ganz per­
sönliche Folgerungen bedro­
hen den Unfallverursacher 
und werden in seiner schreck-

haft erregten Phantasie noch 
weiter aufgebauscht. Die er­
sten Punkte, die stärker im so­
zialen Bereich liegen, können 
einen Menschen in seiner Be­
rufsexistenz schaden. Ein Un­
fallflüchtiger ist aber auch der 
Verantwortliche für das Ge­
schehen. Hier werden inner­
psychische Faktoren ange­
sprochen, die sich auf das sub­
jektive Selbstwertgefühl , Ver­
antwortungsgefühl und Indi­
vidualverständnis beziehen. 
Dabei wird die Vorstellung 
bedroht, die man von sich 
selbst als Mensch hat. Ein der­
artiges personales Betroffen­
sein , oft verbunden mit dem 
Zusammenbrechen von per­
sönlichen idealen Vorstellun­
gen, trifft den Menschen am 
stärksten und führt zu heftigen 
Gefühlsregungen. Der Be­
troffene erkennt nur eine 
Möglichkeit, um dieser Be­
drohung zu entgehen: die 
Flucht. Er sieht sich hier in ei­
ner Falle, der er nur durch so­
fortige Flucht entgehen kann. 
Die panische Flucht erfolgt 
auf bekannten Wegen zu be­
kannten Zielen. Dies ist seine 
Wohnung oder der Ort, wo er 
sich zuletzt aufgehalten hatte. 
Ein wirres In-die-Gegend­
hinein-laufen oder ein Ver­
stecken sind die Ausnahmen. 
Hirschmann (1960) weist dar­
auf hin, daß die psychische 
Ausgangslage für eine pani­
sche Reaktion wesentlich ist: 
"Die Täter standen bereits vor 
dem Unfall unter einem affek­
tiven Druck, dessen Bewälti­
gung die verfügbaren Ener­
gien zu einem beträchtlichen 
Teil aufgebraucht hatte". Da­
durch wird es dem Betroffe­
nen schwer, das Ausmaß der 
ihn bedrohenden psychoso­
zialen Folgen wirklichkeitsge­
recht einzuschätzen. Bei der 
Befragung findet er eine 
Gruppe, die auf den Unfall 
"als eine empfindliche Nie­
derlage eines ausgeprägten 
Selbstwertgefühls" reagiert. 
Eine andere Gruppe erfährt 
eine Überflutung mit Affek­
ten der Angst und des Entset-

Die noch so erregende Si­
tuation führt zunächst nur 
bei den konstitutionell Dis­
ponierten zu dieser inner­
psychischen Katastrophe. 

zens und entwickelte schwere 
Schuldgefühle. Die psychoso­
ziale Belastung des gesamten 
Menschen wird deutlich. Es 
erfolgt "eine Abblendung des 
Bewußtseins unter Abschal­
tung der Eindrücke der Au­
ßenwelt und Entleerung des 
Gedankenfeldes. Nach außen 
hin wirkte dieses Verhalten 
wie Teilnahmslosigkeit". 
Bei der Fahrerflucht handelt 
es sich um die Abschätzung ei­
ner realen psychosozialen Be­
drohung, wobei der Mensch 
für sich selbst als einzige Mög­
lichkeit, um dieser Gefahr zu 
entgehen, die schnelle Flucht 
sieht. Nach dem Erkennen der 
Bedrohungen ist das Bewußt­
sein des Betroffenen weitge­
hend vollständig mit dem 
Denken an die eventuellen 
Folgen ausgefüllt. Das Kenn­
zeichen einer Panik ist das 
Mißverhältnis zwischen dem 
Ereignis bzw. dem Schaden 
und der subjektiven Reaktion. 
Die intellektuelle Übersicht 
mit dem logischen Abwägen 
der Alternativen ist verloren­
gegangen. Abschließend sei 
betont, daß selbstverständlich 
nicht jede Fahrerflucht als ei­
ne panische Reaktion anzuse­
hen ist. 

Bei einigen Selbstmorden 
spricht man von einer Kurz­
schlußreaktion oder Primitiv­
handlung. Der Suizid wird 
nicht lange Zeit geplant, son­
dern als eine impulsive Hand­
lung durchgeführt. Bei einem 
Panik-Selbstmord ( Stumpfe 
1986) ist der Mensch noch 
nicht betroffen, aber das Ge­
schehen läuft schon. Das En­
de bzw. die Folgen sind abzu­
sehen. Die Beziehung zu einer 
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Bei einem Panik-Selbstmord 
ist der Mensch noch nicht 
betroffen, aber das Gesche­
hen läuft schon. 

Panik besteht darin, daß als 
einziger Ausweg die Flucht in 
Form eines Suizides gesehen 
wird. 

Die Ereignisse sind im we­
sentlichen unkontrollierbare 
Ereignisse, mit denen der 
Mensch konfrontiert wird. 
Diese Geschehen bedrohen 
ihn im psychosozialen oder im 
körperlichen Bereich. Bevor­
stehend sind Ehrverlust, Er­
niedrigung, Leiden, Folterun­
gen. Beispielhaft wären die 
Selbstmorde bei geschäftli­
chem Bankrott, bei realen 
Schuldvorwürfen nach Unfäl­
len, bei drohender Vergewal­
tigung, bei kriegerischen Nie­
derlagen. 

Hallermann (1970) be­
schreibt einem eindrucksvol­
len Fall in einer sozialen Kata­
strophensituation. Im Früh­
jahr 1945 in Ostpreußen unter 
dem Eindruck der vorrücken­
den russischen Truppen er­
schoß eine Mutter ihre fünf 
Kinder. Gleichzeitig erschoß 
eine Kusine ihre Mutter und 
ihre Schwester. Die Mutter er­
schoß dann noch die Kusine. 
Zuletzt, als die Mutter sich er­
schießen wollte, versagte die 
Pistole und die Mutter über­
lebte. Hallermann sagt: "Für 
die Beurteilung dürfte die An­
nahme entscheidend sein, daß 
sich die Patientin bei dem Ge­
danken , die Kinder zu töten, 
bereits innerhalb eines Berei­
ches befand wo nur die Ver­
zweiflung entscheidet und die 
Angst das Handeln bestimmt 
... Die Zwangs- und Angst­
vorstellungen, die eine völlige 
Aufhebung eines vernünfti­
gen Urteils bedeuten, machen 
die Einsichtsfähigkeit unmög­
lich ... Es entscheidet allein 
die affektgesteuerte, zwangs­
artig wirksame, von Angst be-
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stimmte Überzeugung der 
Notwendigkeit, der Richtig­
keit des HandeIns. " 

Schmidt (1968) stellt weitere 
Bespiele über den Selbstmord 
als Katastrophenreaktion zu­
sammen, die während des Zu­
sammenbruches im Frühjahr 
1945 in den ostdeutschen Ge­
bieten aufgetreten sind. In 
diesen Fällen kann ein "Impe­
rativ des Augenblickes nicht 
geleugnet werden, so daß Bi­
lanz und Kurzschluß sich 
überschneiden". Er weist da­
rauf hin, daß unter diesen Ver­
hältnissen öfter Familien­
oder Gruppenselbstmorde 
vorgekommen sind. Er sagt: 
"Im Prinzip erscheint die 
Furcht vor der Katastrophe 
selbstmordfördernder als die 
Katastrophe selbst". 

Zahlreiche Panik-Selbstmor­
de schildert Singer (1980) im 
Zusammenhang mit kriegeri­
schen Ereignissen. Die Folgen 
der Niederlage liegen klar vor 
Augen : Tod oder lebenslange 
Sklaverei bzw. Gefangen­
schaft. Die Entscheidung fällt 
für den Selbstmord, um diesen 
Folgen der Niederlage zu ent­
gehen. Diesen Massen ge­
meinsam ist eine ausweglose 
Situation im Angesicht eines 
grausamen Feindes oder eines 
grausamen Schicksals. 

Einige Selbstmordfälle, die 
aus Tageszeitungen gesam­
melt wurden, verdeutlichen 
die Symptomatik : 

1 In der Meinung, seinen 
• Freund auf der Jagd er­

schossen zu haben, hat ein 
französischer Jäger Selbst­
mord begangen. Der Freund 
habe jedoch lediglich Verlet­
zungen davongetragen und sei 
außer Lebensgefahr. 

2 Ein schwarzer afrikani­
• scher Busfahrer hat aus 

Verzweiflung über einen von 
ihm verursachten Unfall, bei 
dem 36 Menschen verletzt 
wurden, in Durban Selbst­
mord begangen. Der Mann 
erhängte sich. 

3 Ein 20jähriger Mann 
• kam in der Nacht mit sei­

nem Wagen in einer Linkskur­
ve auf die Gegenfahrbahn und 
stieß dort mit einem 18jähri­
gen Mofa-Fahrer zusammen. 
Der Mofa-Fahrer starb wenig 
später im Krankenhaus. Der 
junge Autofahrer floh und be­
ging dann Selbstmord. 

4 Der 53 Jahre alte Kapi­
• tän des japanischen 

Frachtschiffes "Fuji Maru", 
das 2000 Autos nach Kalifor­
nien brachte, hat in San Pedro 
Selbstmord begangen, weil 
während der Überfahrt 200 
Wagen beschädigt worden 
waren. 

5 In seiner Wohnung hat 
• sich ein 29jähriger Poli­

zeihauptkommissar mit seiner 
Dienstpistole erschossen. Un­
mittelbar vor dem Selbstmord 
war der Beamte telefonisch 
zur Hauptwache bestellt wor­
den , da Ermittlungen ergeben 
hatten, daß er vermutlich ei­
nen Verkehrsunfall verursacht 
und anschließend Fahrer­
flucht begangen hatte. 

Hier handelt es sich meist um 
Fälle mit beruflichem Versa­
gen und der befürchteten 
Bloßstellung in der Öffent­
lichkeit oder bei den Kollegen. 
Die Auswahl ist rein zufällig 
und spiegelt das Spektrum der 
auslösenden Katastrophen 
nur in Ausschnitten wider. 

Bei einem Paniksuizid steht 
ein belastendes Ereignis bevor 
oder ist kurz zuvor geschehen, 
d. h. es drohen die Folgen. Die 
Suizidhandlung erfolgt im 
Zusammenhang bzw. im di­
rekten Anschluß daran. Der 
Unterschied vom normalen 
Suizid zum Paniksuizid be­
steht darin , daß beim letzteren 
der Ausgang noch weitgehend 
unübersehbar ist. Hier ist die 
Basis für eine irreale Ausma­
lung einer bedrängenden Zu­
kunft. Die drohende Katastro­
phe läßt keine freie und unab­
hängige Entscheidung zu, 
sondern stellt diese unter 
Druck und Zwang. Dieses 

Panik-Reaktion 

Es ist keineswegs psychopa­
thologisch, daß ein Mensch 
die Übersicht verliert - mit 
oder ohne eine Gefahren­
drohung. 

Getriebenwerden beinhaltet 
ein schnelles Handeln, und 
dies wäre als Flucht zu verste­
hen, wie bei einer Panik. 

Der Begriff: Panik ist heute 
ein oft gebrauchtes Wort. In 
den Medien wird undifferen­
ziert von einer Katastrophe 
und dann auch gleich von Pa­
nik geredet. Dabe ist meist nur 
gemeint, daß Menschen ver­
wirrt, unsicher, ängstlich und 
erregt sind und dabei in Unru­
he und Bewegung geraten 
sind. Es handelt sich aber nur 
selten um Paniken mit Mas­
senflucht. Individual-Paniken 
kommen dagegen auch im 
Alltag oft vor. Ein Beispiel aus 
der Tageszeitung: "Statt ruhig 
auf dem automatischen 
Transportband durch eine 
Waschanlage zu warten, gab 
eine 45j . Autofahrerin aus un­
erklärlichen Gründen an der 
Einfahrt Gas und fuhr zehn 
Meter weit in die Waschanlage 
hinein. Die Bürsten flogen 
beiseite und die Windschutz­
scheibe ging zu Bruch, doch in 
ihrer Panik beließ es die Frau 
nicht dabei, kurz vor der Aus­
fahr stehenzubleiben. Sie leg­
te den Rückwärtsgang ein und 
fuhr zum Ausgang zurück" 
(Kölner Stadt-Anz. 22. 3. 
1986). 

Die Ausführungen zeigen, das 
ein individuelles panisches 
Verhalten nicht selten ist. Oft 
wird es nur von dem Betref­
fenden selbst bemerkt und 
nicht von den Außenstehen­
den, weil es ein seelisches Ge­
schehen ist und keine äußerli­
chen Folgen hat. Die Ursache 
ist ganz allgemein, daß der 
Mensch die Kontrolle oder die 
Übersicht verliert - über sich 
selbst oder über seine Um-
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Panik-Reaktion 

welt. Diese Unsicherheit er­
zeugt Angst und die hat der 
Mensch auch nicht mehr unter 
seiner Kontrolle. Der Mensch 
kann seine Lage nicht mehr 
übersehen und weiß nicht 
mehr, was mit ihm geschehen 
wird. Das macht ihm Angst 
und er versucht, durch Platz­
veränderung aus dieser Lage 
wegzukommen in eine Situa­
tion, die er wieder überschau­
en kann. Aus dieser Angst­
Lage versucht der Mensch na­
türlich so schnell wie möglich 
herauszugelangen, d. h. durch 
eine Flucht. 

Für derartige Verhaltenswei­
sen hat die Umgangssprache 
auch andere Bezeichnungen: 
Er hat den Kopf oder die Ner­
ven verloren, einen Nervenzu­
sammenbruch erlitten, er sei 
durchgedreht usw. Hiermit 
sind meist unsinnige Hand­
lungen und Aktionen der ver­
schiedensten Art verbunden, 
z. B. einen Gegenstand zer­
schlagen oder irgendwohin 
rennen. Wenn eine Gefahr 
vorhanden ist, kann man die­
ser ausweichen. Sind Aktio­
nen notwendig, dann wird of­
fensichtlich, daß der Betroffe­
ne nicht das richtige erforder­
liche Verhalten zeigt. 

Unter diesen Aspekten ist das 
panische Verhalten als ein 
normalpsychologischer Ab­
lauf zu sehen, den wahr­
scheinlich jeder Mensch ir­
gendwann einmal durchge­
macht hat. Es ist keineswegs 
psychopathologisch, daß ein 
Mensch die Übersicht verliert 
- mit oder ohne Gefahren­
drohung. Dies wird daran 
deutlich, daß derjenige an­
schließend normal weiterlebt. 
Es liegt auf der Hand, daß ein 
derartiger Kontrollverlust un­
ter Gefahren bzw. bei Angst 
insgesamt schneller, öfter, 
deutlicher und länger anhal­
tend in Erscheinung tritt. 

Mit einer Charakter- oder 
Nervenschwäche hat es eben­
falls nichts zu tun, wie die Bei­
spiele es zeigen. Der Begriff ist 
schon mit stark negativ gela-
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denen Aspekten belegt. Nach 
Panse beginnt eine Panik bei 
den dazu "konstitutionel\ Dis­
ponierten" und dann zündet 
der panische Funke auch bei 
den Nichtdisponierten. Es 
wird leider nicht klar, warum 
der Nichtdisponierte nun 
auch ergriffen wird. Es ist ein­
fach festzustellen, daß alle 
Menschen davon erfaßt wer­
den können. 
In den letzten Jahren ist eine 
neue Diagnose in die Psychia­
trie eingeführt worden: die Pa­
nik-Attacke. Damit wird ein 
akuter anfallsartig auftreten­
der Angstzustand beschrie­
ben, der mit den vegetativen 
Symptomen der Angst auftritt 
und nicht im Zusammenhang 
mit einer körperlichen Er­
schöpfung oder lebensbedro­
henden Situation steht. Es 
handelt sich hier um ein psy­
chopathologisches Phänomen 
und es besteht keinerlei Zu­
sammenhang - bis auf die 
wörtliche Übereinstimmung­
mit dem oben dargestel\ten 
Panik-Verhalten. 

I l 

Dazu ist zu sagen, daß eine 
echte Vorsorge wohl nicht 
möglich ist, weil keiner weiß, 
wann und wo eine Panik auf­
treten wird. Wichtig dagegen 
ist es, daß die Verantwortli­
chen eine Individualpanik er­
kennen können. D. h. , daß 
hier am Beginn eingegriffen 
werden kann. Das würde aber 
bedeuten, daß ein Standfester 
auch gleich verfügbar ist und 
nicht mitbetroffen ist. Dies ist 
im Eifer des Gefechts aber 
wohl nicht sicherzustellen. 
Ob es eine Panik-Stimmung 
als auslösende Bedingung 
gibt, dürfte fraglich sein. 
Selbstverständlich ist eine At­
mosphäre, die von Angst, 
Spannung und Bedrohung 
voll ist, eine günstige Aus­
gangslage. Dies zeigt sich in 
der Kriegsfront-Situation. 
Aber trotzdem treten auch 
hier nicht viele Paniken auf, 

sondern sie sind genauso eine 
seltene Erscheinung. 

Wenn eine Panik im Gange 
ist, müssen sich wohl- wie die 
Kriegsbeispiele zeigen 
mehrere Personen, die die 
Übersicht behalten haben, 
den Flüchtigen in den Weg 
stellen und eventuell mit 
"Handfestigkeit" die Flucht 
zum Stillstand bringen. Damit 
ist erstmal die Bewegungsun­
ruhe beendet. Die seelische 
Betroffenheit, wie z. B. die 
Todesangst bei Erdbeben, 
braucht dann noch einige Zeit 
zum Ausklingen. In vielen 
Fällen dürfte aber ein Eingrei­
fen nicht möglich sein , weil 
das Geschehen - wie die mei­
sten Gefühlsausbrüche 
ganz einfach zu schnell ab­
läuft. Es ist hier noch einmal 
darauf hinzuweisen, daß eine 
Massenpanik selten auftritt 
und auch nur eine kurzdau­
ernde Erscheinung ist. 
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(A) 

DokulDentation 

Der Bundesminister des Innern 
Der Bundesminister der Verteidi­
gung: 

Auszüge aus den Rahmenrichtlinien 
für die Gesamtverteidigung vom 10. 
1. 1989 

Erster Abschnitt 
Prinzip der Gesamtverteidi­
gung 

1 Allgemeines 

(1) Zu den wesentlichen Aufgaben des 
Staates gehört der Schutz seiner Bevöl­
kerung sowie die Verteidigung seines 
Teritoriums und seiner Unabhängigkeit 
gegen Angriffe von außen. 
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(2) Militärische Verteidigung und zivile 
Verteidigung sind organisatorisch ei­
genständig, stehen jedoch als G esamt­
verteidigung in einem unauflösbaren 
Zusammenhang. Militärische und zivile 
Seite müssen zu diesem Zweck unter ge­
meinsamer politischer Führung eng zu­
sammenwirken. Gesamtverteidigung 
erfordert aber auch die Mitwirkung der 
Gesellschaft. 

(3) Das Prinzip der G esamtverteidi­
gung gilt in gleicher Weise im nationalen 
Bereich wie im Nordatlantischen Bünd­
nis (NATO). 

2 Gesamtverteidigung und Sicher­
heitspolitik einschließlich Krisen­
bewältigung 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland 

verfolgt gemeinsam mit ihren Verbün­
deten in der NATO als sicherheitspoli­
tische Ziele 

1. einen Krieg zu verhüten und den 
Frieden in Freiheit zu bewahren, 

2. die politische Handlungsfreiheit vor 
Pressionen von außen zu bewahren, 

3. das E ntstehen von Krisen zu verhin­
dern und entstandene Krisen mit 
friedlichen Mitteln beizulegen, 

4. die Zivilbevölkerung und das Terri­
torium im Falle eines bewaffneten An­
griffs zu schützen und den Konflikt 
möglichst rasch zu beenden. 

(2) Sicherheitspolitische Mittel zur Er­
reichung dieser Ziele sind insbesonde­
re 
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Dokumentation 

1. Abschreckung und militärisches 
Gleichgewicht 

Einem möglichen Gegner muß deutlich 
werden, daß ihm die Drohung mit mili­
tärischer Gewalt oder gar deren Anwen­
dung keinen Vorteil bringen kann und 
daß bei der Anwendung von G ewalt ein 
angestrebter Gewinn in keinem Verhält­
nis zu dem Preis steht, den er zu entrich­
ten hätte. 

Dies setzt die Fähigkeit und die Bereit­
schaft voraus, das Bündnisgebiet, und 
innerhalb dessen das Bundesgebiet, not­
falls mit Waffengewalt zu verteidigen. 

Zur Abschreckung und zur Erhaltung 
der Verteidigungsfähigkeit ist ein ausge­
wogenes Kräfteverhältnis zwischen NA­
TO und Warschauer Pakt zu sichern. 
Dafür sind ausreichende militärische 
Stärke, eine ausreichende zivilile Vertei­
digung sowie politische Solidarität im 
Bündnis erforderlich. 

2. Abrüstung und Rüstungskon­
trolle 

Abrüstung und Rüstungskontrolle sind 
integraler Bestandteil der Sicherheits­
politik der Allianz. Ziel der auf einer ge­
sicherten Abschreckungs- und Verteidi­
gungsfähigkeit basierenden Rüstungs­
kontrollpolitik ist es, ein stabiles und 
ausgewogenes militärisches Kräftever­
hältnis auf möglichst niedrigem Niveau 
herzustellen und den Ausbau der Zu­
sammenarbeit zwischen West und Ost 
zu fördern . Dabei kommt es darauf an, 

• einen Beitrag zu leisten, der das si­
cherheitspolitische West-Ost-Verhält­
nis kalkulierbarer und stabiler und Kri­
sen beherrsch barer macht, 

• Disparitäten im militärischen Kräfte­
verhältnis zu beseitigen und Stabilität 
auf niedrigerem Niveau der Streitkräfte 
und Rüstungen herzustellen , 

• mit diesem Ziel verläßlich nachprüf­
bare Vereinbarungen abzuschließen, die 
die Sicherheit aller Beteiligten erhöhen, 

• durch Vereinbarung vertrauens- und 
sicherheitsbildender Maßnahmen die 
Transparenz und Berechenbarkeit mili­
tärischer Potentiale und Aktivitäten zu 
erhöhen. 

3. Entspannung 

Der Abbau von Spannungen zwischen 
O st und West ist für Deutschland als ge­
teiltes Land von besonderer Bedeutung. 
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Die Bundesrepublik Deutschland und 
die NATO wollen Dialog und Zusam­
menarbeit auf der Grundlage gesicher­
ter Verteidigungsfähigkeit. Diese Zu­
sammenarbeit wirkt stabilisierend und 
kann auch der Rüstungskontrolle positi­
ve Anstöße geben. 

4. Krisenbewältigung 

Bei einer Verschlechterung der interna­
tionalen politischen Lage unterhalb der 
SchweBe eines bewaffneten Konfliktes, 
die die äußere Sicherheit der Bundesre­
publik Deutschland oder des Bündnis­
ses gefährdet (außenpolitisch-militäri­
sche Krise), werden das Bündnis und 
seine Mitgliedsstaaten in Übereinstim­
mung mit Geist und Wortlaut des Nord­
atlantik-Vertrages und der Charta der 
Vereinten Nationen alles tun, um die 
Verhältnisse wieder zu normalisieren. 

Dies erfordert lagegerechte Maßnah­
men verschiedener Art. Vorrangig sind 
Maßnahmen politischer, außenpoliti­
scher, diplomatischer informatorischer 
und wirtschaftlicher Art anzuwenden ; 
erforderlichenfalls sind auch vorberei­
tende Maßnahmen der zivilien und der 
militärischen Verteidigung zur Erhö­
hung der Verteidigungsbereitschaft in 
Betracht zu ziehen. 

a) Zu den vorrangig anzuwendenden 
Krisenmaßnahmen können gehören 
Verhandlungen mit der Gegenseite, Er­
klärungen des NATO-Rates, Antrag auf 
Behandlung der Krise im Weltsicher­
heitsrat der Vereinten Nationen, Ein­
stellung von Wirtschaftshilfen, Anord­
nung von Handels- und Verkehrsbe­
schränkungen; 

b) Krisenmaßnahmen der zivilen und 
militärischen Verteidigung müssen so­
wohl der Beilegung der Krise dienlich 
sein als auch die Bereitschaft zur Vertei­
digung für den Fall gewährleisten, daß 
die Bemühungen um die Beilegung der 
Krise scheitern . 

Zweiter Abschnitt 
Allgemeine Strukturen der 
Gesamtverteidigung 

Erster Unterabschnitt 

Allgemeines 

3 Verteidig!!!!g und Grundgesetz 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland 
hat der Verteidigung - unter gleichzeiti-

gern Verbot eines Angriffskrieges - im 
Grundgesetz Verfassungsrang einge­
räumt. Die Maßnahmen der Verteidi­
gung sind in Übereinstimmung mit dem 
Verfassungsrecht und dem Völkerrecht 
zu treffen. 

(2) Nach dem Grundgesetz bleiben die 
rechtsstaatliche, freiheitlich-demokrati­
sche Grundordnung einschließlich der 
Gewaltenteilung sowie das Bundes­
staatsprinzip auch in einer Krise und im 
Verteidigungsfall erhalten. 

4 Zuständigkeiten des Bundes 

(1) Der Bund hat die ausschließliche 
Gesetzgebung über die Verteidigung 
einschließlich des Schutzes der Zivilbe­
völkerung. 

(2) Die militärische Verteidigung wird 
vom Bund in eigener Zuständigkeit 
durchgeführt. 

(3) Auf dem Gebiet der zivilen Vertei­
digung 

1. hat der Bund die Ziele, das Gesamt­
konzept und die Rahmenbedingungen 
festzulegen sowie die Grundsatzent­
scheidungen zu treffen. Er erläßt die er­
forderlichen Gesetze einschließlich der 
entsprechenden Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvorschriften ; 

2. ist jeder Bundesminister für alle Zivil­
verteidigungsmaßnahmen seines Ge­
schäftsbereichs verantwortlich. Der 
Bundesminister des Innern hat zusätz­
lich die notwendige Koordinierung 
durchzuführen; 

3. kann die Bundesregierung im Vertei­
digungsfall unter den im Grundgesetz 
genannten Voraussetzungen auch den 
Landesregierungen und den Landesbe­
hörden Weisungen erteilen. 

5 Zuständigkeiten der Länder 

Die Länder 

1. führen die Bundesgesetze auf dem 
Gebiet der zivilen Verteidigung im Auf­
trag des Bundes oder als eigene Angele­
genheit aus, soweit diese nicht aus­
nahmsweise in bundeseigener Verwal­
tung durchgeführt werden; 

2. führen durch die von ihnen bestimm­
ten Behörden die Aufgaben durch, die in 
sonstigen Rechtsvorschriften des Bun­
des festgelegt sind; 

3. haben notwendige Maßnahmen nach 
dem vom Bund festgelegten Gesamt­
konzept der zivilen Verteidigung in eige-
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ner Verantwortung zu planen, vorzube­
reiten und durchzuführen; 

4. überwachen die plangemäße Vorbe­
reitung und Durchführung der Einzel­
rnaßnahmen im nachgeordneten Be­
reich. Das Schwergewicht dieser Maß­
nahmen liegt bei den Behörden der all­
gemeinen Verwaltung auf der Kreisstu­
fe, zum Teil auch bei den kreisangehöri­
gen Gemeinden; 

5. können nach dem Grundgesetz im 
Verteidigungsfall in ihrem Zuständig­
keitsbereich den Bundesgrenzschutz 
einsetzen und der Bundesverwaltung 
Weisungen erteilen, wenn die zuständj­
gen Bundesorgane außerstande sind, die 
notwendigen Maßnahmen zur Abwehr 
der Gefahr zu treffen, und die Lage un­
abweisbar ein sofortiges Handeln in ein­
zelnen Tei len des Bundesgebietes erfor­
dert. 

6 Organe mit Zuständigkeit für bei­
de Teilbereiche der Gesamtvertei­
dig!!!!g 
(1) Die Gesamtverteidigung mit ihrem 
militärischen und ihrem zivilen Teilbe­
reich steht unter der einheitlichen politi­
schen Führung der Organe, die sowohl 
für die militärische als auch für die zivile 
Verteidigung zuständig sind. 

(2) Organe mit dieser übergreifenden 
Zuständigkeit sind 

1. der Bundespräsident im Rahmen sei­
ner verteidigungsbezogenen Zuständig­
keiten, z. B. der Verkündung des Vertei­
digungsfalles; 

2. der Bundestag und der Bundesrat in 
Verteidigungsangelegenheiten sowie im 
Verteidigungsfall unter den entspre­
chenden grundgesetzlichen Vorausset­
zungen der Gemeinsame Ausschuß; 

3. der Bundeskanzler, der im Rahmen 
seiner Richtlinienkompetenz auch die 
Richtlinien der Sicherheits- und Vertei­
digungspolitik und damit der Gesamt­
verteidigung bestimmt; 

4. die Bundesregierung (Bundeskabi­
nett), die über Grundsatzangelegenhei­
ten der Gesamtverteidigung entscheidet 
und auf diesem Gebiet im Rahmen ge­
setzlicher Ermächtigung die notwendi­
gen Rechtsverordnungen erläßt; 

5. der Bundessicherheitsrat, der als Ka­
binettausschuß der Bundesregierung 

a) unter dem Vorsitz des Bundeskanz­
lers mit den Bundesministern des Aus-
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wärtigen, der Verteidigung, des Innern, 
der Justiz, der Finanzen und für Wirt­
schaft als Mitgljedern zusammentritt. 
Andere Bundesminister werden zu den 
Sitzungen hinzugezogen, wenn Angele­
genheiten ihres Geschäftsbereichs be­
rührt sind; 

b) Fragen der Sicherheitspolitik, insbe­
sondere auf allen Gebieten der Verteidi­
gung, berät sowie die Arbeit der Bun­
desressorts im militärischen und zivilen 
Teilbereich der Gesamtverteidigung ko­
ordinjert. Er kann endgültig entschei­
den, soweit nicht nach dem Grundgesetz 
oder einem Bundesgesetz ein Beschluß 
der Bundesregierung erforderlich ist; 

6. der Interministerielle Krisenstab, der 
in einer Krise unter Vorsitz des zuständi­
gen Abteilungsleiters im Bundeskanz­
leramt auf Abteilungsleiterebene zu­
sammentritt und die zur Krisenbewälti­
gung erforderlichen Maßnahmen koor­
diniert, insbesondere bei den beteiligten 
Bundesressorts die Einleitung entspre­
chender Maßnahmen anregt und auf be­
schleunigte Durchführung hinwirkt. 

Zweiter Unterabschnitt 
Grunderfordernisse für bei­
de Teilbereiche der Gesamt­
verteidigung 

7 Vorbereitung im Frieden 

Alle Maßnahmen der Gesamtverteidi­
gung si nd im Frieden, soweit notwendig 
und möglich, vorzubereiten. 

8 Zusammenwirken 

Die Träger von Gesamtverteidigungs­
aufgaben aller Ebenen haben sowohl im 
Frieden als auch in einer Krise und im 
Verteidigungsfall bei al len Planungs-, 
Vorbereitungs- und Durchführungs­
maßnahmen im erforderlichen Umfang 
zusammenzuwirken. 

9 Ausbildung und Übun~ 

(1) Das mit Aufgaben der Gesamtver­
teidigung befaßte Personal ist im Frie­
den entsprechend aus- und fortzubilden. 

(2) Zur Erprobung der Planungen und 
Verfahren sowie zu Ausbildungszwek­
ken sind internationale und nationale 
Übungen durchzuführen. 

10 Alarmplanung 

(1) Zur Erleichterung der Herstellung 
der militärischen und der zivilen Vertei-

Dokumentation 

digungsbereitschaft oder zu deren An­
passung an den jeweiligen Verlauf einer 
Krise sind von den zuständigen militäri­
schen und zivilen Behörden im Frieden 
entsprechende Alarmpläne zu erstellen 
und zu führen. 

(2) Mit der Durchführung der Alarm­
pläne wird insbesondere sichergestellt, 
daß dje notwendigen Maßnahmen im 
Rahmen der Gesamtverteidjgung 
schnell und aufeinander abgestimmt ge­
troffen werden können. 

Dritter Abschnitt 
Die militärische Verteidi­
gung als Teilbereich der Ge­
samtverteidigung 
Erster Unterabschnitt 
Allgemeines 

11 Verfassungsauftrag 
Das Grundgesetz bestimmt, daß der 
Bund Streitkräfte zur Verteidigung auf­
stellt. 

Die Durchführung der mit der militäri­
schen Verteidigung verbundenen Ver­
waltungsaufgaben obliegt nach dem 
Grundgesetz der Bundeswehrverwal­
tung. 

12 Bündnisbedingte Gesamtstruk­
tur der Bundeswehr 

Die Bundeswehr erfüllt ihren Auftrag im 
Rahmen des Nordatlantischen Verteidi­
gungsbündnisses. Daher sind dje 
Kampfverbände der Bundeswehr, mit 
Ausnahme von Verbänden des Territo­
rialheeres, zu Teilen bereits im Frieden 
der NATO unterstellt bzw. zur Unter­
stellung unter NATO-Befehlshaber vor­
gesehen. Diese Unterstellung erstreckt 
sich nur auf die Operationsführung. Alle 
anderen Aufgaben (z. B. Personalwe­
sen, Logistik, Sanitätswesen) verbleiben 
in eigener (nationaler) Zuständigkeit. 

13 Befehls- und Kommandogewalt 

Die Befehls- und Kommandogewalt 
über die Streitkräfte der Bundeswehr 
( deutsche Streitkräfte) hat der Bundes­
minister der Verteidjgung. Mit Verkün­
dung des Verteidigungsfalles geht die 
Befehls- und Kommandogewalt auf den 
Bundeskanzler über. Die Leitung der 
Bundeswehrverwaltung bleibt auch im 
Verteidigungsfall beim Bundesminister 
der Verteidigung. 
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Die unbekannte Größe 
Das Te rrlto rI al heer als Partner 

der ZMlverteidigung 
Horst Sch6ttler 

1. Vorbemerkung 

Im Heft 2/1989 der ZIVILVERTEIDIGUNG hat Wolfgang Beßlich die Ge­
schichte ulld Entwicklung des heutigen Territorialheeres aus der Landwehr des 
Hochmittelalters vorgestellt. 

Mit der Auflösullg des Kommandos Territoriale Verteilig/mg (KTV) als selbstän­
dige Teilstreitkraft im Jahre 1969ulld der Eil/gliederung in die TSK Heerbegillllt 
die " neue Zeit" des Territorialheeres. Ob dieser 20jährige Zeitabschllitt eine 
positive Bilallzfiir die SoldateIl alls dem Blickwinkel von Aufgabe, Ausriistullg, 
militärischer A kzeptallZ ul/d verteidigungspolitischer RelevallZ zuläßt, ist das 
Ziel meines Beitrages - nicht ohne einen Ausblick ill die 90er Jahre zu verges­
sen. 

Doch ZUllächst scheint mir eine Riickschau il/ das Jahrzehnt VOI/ 1960 bis 1970 
lmerläßlich. 

2. Die territoriale Verteidig.m!g 
als Faktor der nationalen Landes­
verteidigung 
In einem fast dreißig Jahre alten Hand­
buch über die Bundeswehr ist zum 
TerrH ausgesagt: 

Für die gemeinsame Verteidigung hat die 
Bundesregierung der NATO die für einen 
unmittelbaren Kampfeinsatz an der Front 
bestimmten Verbände von Heer, Luftwaffe 
und Marine zur Verfügung gestellt. Ihre Or­
ganisation ist in den vorangegangenen Kapi­
teln aufgezeigt. Der nationalen landesver­
teidigung obliegt es, die Gesamtmobilisie­
rung aller militärischen und zivilen Hilfsquel­
len durchzuführen und damit die Vorausset­
zungen für den Kampf der NATO-Verbände 
zu schaffen. Die Aufgaben umfassen: 

Personelle und materielle Unterstützung der 
Streitkräfte (Ersatzwesen, Transport, Fern­
meldewesen, Sanitätsdienst, Instandsetzu ng, 
Infrastruktur, Versorgungsgüter) ; 

Aufrechterhaltung der Regierungsgewalt im 
Bund, in Ländern und Gemeinden; 

Ziviler Bevölkerungsschutz; 

Objektschutz; 

Erhaltung der natürlichen Hilfsquellen; 
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Dezentralisierte Bevorratung von kriegs­
und lebenswichtigen Gütern. 

Ein Teil dieser Aufgaben der nationalen Lan­
desverteidigung fä llt der mili tärischen Füh­
rung zu, ein anderer gehört in den zivilen Be­
reich. Andere Aufgaben sind nur in gemein­
samer Planung lösbar. 

Bemerkenswert an dieser Aufgabenpa­
lette ist die Benennung von orginären 
Verantwortlichkeiten der Zivilen Ver­
teidigung nach heutigem Verständnis, 
wie 

• Aufrechterhaltung der Staats- und 
Regierungsfunktionen (Innere Stabi­
lität) Zivilschutz (Schutz der Zivilbe­
völkerung); 

• Versorgung der Bevölkerung (Bevor­
ratung und Bewirtschaftung); 

• Unterstützung (und Versorgung) der 
Streitkräfte; 

(in Klammern gesetzte Begriffe sind 
Anmerkungen d. Verf.). 

Die teils militärischen, teils zivilen Zu­
ständigkeiten, aber vor allem die von 
beiden Seiten gemeinsam zu erfüllenden 
Aufgaben und zu erbringenden Lei-

stungen machten die Notwendigkeit der 
zivil-militärischen Kooperation sichtbar 
und wiesen auf die transmissionsgleiche 
Über- und Vermittlerfunktion des 
TerrH hin . Diese nationalen Aufgaben 
wurden für den NATO-Komman­
dobereich durch die Einrichtung von 
Deutschen Bevollmächtigten bei den 
amerikanischen und britischen Streit­
kräften und von Verbindungsstäben bei 
den französischen und belgisehen Streit­
kräften ergänzt. Derselben Quelle zufoI­
ge war diese Aufgabe Besonderheit und 
Novität gleichermaßen: 

"Aus der Zweiteilung der Verteidigungsauf­
gaben (gemeinsame Verteidigung der NATO 
und nationale Landesverteidigung) ergibt 
sich erstmalig in der deutschen Militärge­
schichte die Aufgabe, neben der Kampffüh­
rung an der Front, auf die die oberste natio­
nale militärische Führung keinen unmittel­
baren Einfluß hat, für alle militärischen Füh­
rungsaufgaben "hinter der Front" eine eige­
ne nationale Organisation, die Territoriale 
Verteidigung (TV) zu schaffen. " 

Die Kommandobehörden und Dienst­
stellen der TV zeigten ihre integrierende 
Funktion aber auch in der Verwendung 
von Angehörigen aller drei Teilstreit­
kräfte im Verhältnis 6:3:1 (Heer: Luft­
waffe: Marine). "Somit wird die TV der 
Mittler zwischen den Kommandobehör­
den der NATO einerseits und der Zivil­
verteidigung andererseits, der es obliegt, 
auf allen Gebieten einen Ausgleich zu 
schaffen und gemeinsame Verteidi­
gungsvorbereitungen zu gewährlei­
sten." (nach: Wissenswertes über die 
Bundeswehr 1960/ 61, Frankfurt/ M.) 

Diese Mittlerfunktion ist auch heute die 
zentrale Aufgabe der Kommandobe­
hörden, Einrichtungen und Einheiten 
der Territorialen Verteidigung. 
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Territorialheer als Partner 

3. Organisation und Truppen der 
Territorialen Verteidigung bis 
1969/70 

Organisation der TV (Stand 1969/70) 

BMVg 

Kdo Terr Vtdg 
(KTV) 

Wehrbereichskommandos (WBK) 
(mit Generalstabsabteilungen G l-G4 sowie Spezialstabsabt. ) 

I 
I 

Wehrbereich Land 

I Schleswig-Hoistein, Hamburg 
n Niedersachen, Bremen 
III Nordrhein-Westfalen 
IV Hessen,Rheinland-Pfalz,Saariand 
V Baden-Württemberg 
VI Bayern 

Sitz des WBK 

Kiel 
Hannover 
Düsseldorf 
Mainz 
Stuttgart 
München 

I TV-Stäbe I 
25 I Truppen d. TV I 

I Kommandanturen I 
Standort-/Truppen­
übungsplatz-/ Trans­
port/ Fernmelde­
kommandanturen , 
territoriale Sanitäts­
einrichtungen etc. 

Territoriale Ver­
teidigungsstäbe SicherungsbataiLlone, Fern­

meldebtl. , Pioniertruppen 
(u. a. Pionierbtl. , Fluß 
PiKp, SperrPiBtl., Bau­
truppen , Wallmeigruppen) 
ABCAbwehrbtl. , Feldjä­
ger- und Verkehrs rege­
lungsbtl., Transport-, Ver­
sorgungs- und Sanitäts­
truppen, 
1 WachbataiLlon für den 
protokollarischen Dienst 

Tab. 1 

4. Das Territorialheer der 80er 
Jahre 

4.1 Organisation 

Nach der Auflösung des Kommandos 
Territoriale Verteidigung und Fusion 
mit dem Feldheer zur Teilstreitkraft 
(TSK) Heer änderte sich organisatorisch 
folgendes: 

a) Errichtung von Territorialkomman­
dos ' und somit dreier neuer Kom­
mandoebenen zwischen den Ländern 
und dem Bundesministerium der 
Verteidigung (BMVg) 
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• TKS (Mannheim, fr. Heidelberg) 
für Länder BY, BW, HE, RLP, SL 

• TKN (Mönchengladbach) für 
Länder NRW, NS, HB und 

• TK S-H (Kiel) (zug\. WBK I) für 
Länder HH, SH 

b) Bildung von Verteidigungsbezirks­
kommandos (VBK) 

derzeit 29 (Ebene Regierungsbezirk/ 
im Ausnahmefall Bundesland) und 

c) Einrichtung von Verteidigungskreis­
kommandos (VKK) 

derzeit 80 (Ebene Landkreis/ kreis­
freie Stadt) 

Die Tabelle 2 zeigt die Gliederung der 
neuen territorialen Führung: 
(Siehe nächste Seite) 

Auf den ersten Blick sieht die militä­
risch/zivile Kommandostruktur/ Admi­
nistration schlüssig und funktionsge­
recht aus. Bei näherer Betrachtung wird 

die vom Parlament in 1956 aufgestellte 
Forderung, daß eine einheitliche Ver­
waltung im Bund auf die föderalen 
Strukturen der Bundesrepublik ausge­
richtet sein muß, trotz verfassungsrecht­
lieher Verankerung in Art 36, Abs. 2 
GG, nur unzureichend erfüllt. Mit dem 
7. Gesetz zur Ergänzung des Grundge­
setzes vom 19.3.1956 wurde auch die 
Trennung von Streitkräften (Art 87a) 
und Bundeswehrverwaltung (Art 87b) 
Verfassungsgebot. 

So sind zwar die Kommandobehörden 
des Territorialheeres und der Bundes­
wehrverwaltung - beide verbleiben in 
Krise und Krieg weitestgehend in natio­
naler Zuständigkeit - der Verwaltungs­
gliederung der Bundesländer angepaßt, 
was die Zusammenarbeit und Mittler­
funktion auf dieser Ebene erleichtert3. 

Trotzdem ist für viele Soldaten die Zu­
ordnung militärischer Dienststellen zum 
zivilen Pendant dadurch erschwert, daß 
die Verwaltungs- und Organisations­
strukturen von Land zu Land unter­
schiedlich sind. Der Regelaufbau der zi­
vilen Verwaltung wird gerade auf den 
Ebenen der Mittelinstanzen (Regie­
rungspräsidien ), die in vier Bundeslän­
dern (Saarland, Schleswig-Holstein und 
die Stadtstaaten) nicht bestehen, und 
den Behörden der Kreisebene (Land­
kreise und kreisfreie Städte) vielfach 
modifiziert. 

Den drei Territorialkommandos, fünf 
Wehrbereichskommandos bzw. sechs 
Wehrbereichsverwaltungen im Ge­
schäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung stehen zehn Landesregie­
rungen gegenüber. 29 Verteidigungsbe­
zirkskommandos und 80 Verteidigungs­
kommandos sind dagegen die An­
sprechpartner von 26 Regierungsbezir­
ken in sechs Bundesländern und 237 
Landkreisen sowie 91 kreisfreien Städ­
ten in der Bundesrepublik Deutschland. 

Das verwirrende Zahlenbild beruht al­
lerdings auf dem besonderen Status des 
Landes Schleswig-Holstein und des 
Stadtstaates Hamburg. In diesem einen 
Fall nämlich ist das Territorialkomman­
do Schleswig-Holstein Ansprechpart­
ner der Landesregierungen von Ham­
burg und Schleswig-Holstein. 

Den 26 Bezirksregierungen in sechs 
Bundesländern stehen 26 Verteidi­
gungsbezirkskommandos gegenüber. 
Die VBK 10, 20 und 46 decken jeweils 
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Die territoriale Führunglliganisation 

BMVg 
F Ü H 

I 
KU 

~ VerteidigungsJ 
Bezirkskomroondos \ 

\ 

80 Verteidigungs­
kreiskommQndos 

Tab. 2 

\ 

Hingewiesen werden muß in diesem Zu­
sammenhang auf die Bundeswehrverwal­
tung, insbesondere die territoriale Bundes­
wehrverwaltung. Sie umfaßt gegenwärtig 
- sechs Wehrbereichs verwaltungen (ana­
log WBK 1- VI) 
• 96 Kreiswehrersatzämter und 184 

Standortverwaltungen mit 60 Außen­
stellen auf Stadt-/ Kreisebene 

die Bereiche der Länder Bremen, Ham­
burg und Saarland ab4

• 

4.2 Aufgaben und Kräfte des Territo­
rialheeres 

Dem Weißbuch 1985 ist im Kapitel 
"Auftrag der Streitkräfte" zu entneh­
men5 : 

"Die Sicherung der Operationsfreiheit 
der unter NATO-Oberbefehl stehenden 
deutschen und verbündeten Streitkräfte 
in der Bundesrepublik Deutschland ist 
vor allem Aufgabe der unter nationalem 
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• 15 Rechenzentren und 28 Bundeswehr­
fachschulen, 

• je ein Wehrbereichsbekleidungs-, 
Wehrbereichsverptlegungs- und Wehr­
bereichsgebührnisamt. 

Befehl verbleibenden Kräfte des Terri­
torialheeres. Dazu schützt das Territori­
alheer Räume und Objekte im rückwär­
tigen Gebiet, unterstützt Bewegungen 
über Gewässer, beteiligt sich an der 
Schadens- und Kampfmittelbeseiti­
gung, übernimmt ABC-Abwehraufga­
ben und leistet Unterstütztung für Ver­
kehrs- und Transportaufgaben. Hinzu 
kommen Aufgaben der zivil-militär­
ischen Zusammenarbeit der psychologi­
schen Verteidigung und des Sperreinsat­
zes." 

Territorialheer als Partner 

Gemäß Ziff. 434 dieses Weißbuchs be­
steht das TerrH zur Erfüllung seines 
Auftrags aus 

• den territorialen Truppen, 

• den territorialen Dienststellen6
. 

Neben der nationalen Unterstellung des 
Territorialheeres ("Heimatschutzkom­
ponente") zählt vor allem die Tatsache, 
daß gern. Ziff. 92, zweiter Absatz, des 
Bundeswehr-Weißbuchs von 1983 "Mi­
litärische Verbände, die in einem Krieg 
unter nationalem Kommando verblei­
ben, üblicherweise in einem Bündnis­
vergleich nicht gezählt werden. Dazu ge­
hören die Territorialen Streitkräfte bei­
der Bündnisse"7. 

(Unterstreichung durch den Verfasser). 

Die personelle Komponente, die das 
TerrH in besonderem Maße verkörpert, 
lassen diese Bewertung militärpolitisch 
und taktisch verwunderlich erscheinen. 
Die Friedensstärke beträgt rd. 45000 
Soldaten; es wächst zu einer Kriegsstär­
ke von etwa 550000 Mann auf (zum 
Vergleich - Feldheer im Frieden rd. 
270000 Mann). Die Gesamtstärke des 
Heeres soll im V-Fall 1,1 Millionen Sol­
daten umfassen (einschI. WHNS-Trup­
penteile, s. Kap. 4.3) . An diesem Perso­
nalumfang stellt das TerrH über 60 % al­
ler Soldaten, das durch Einberufung von 
Reservisten die außerordentlich große 
Mobilmachungsrate sichtbar macht. 

Ist das TerrH deshalb "die unbekannte 
Größe"? 

4.3 Das Wartime-Host-Nation-Ab­
kommen (WHNS) 

In das Territorialheer eingegliedert sind 
außerdem Stäbe, Verbände und Einhei­
ten, die in der Krise und im Krieg im 
Rahmen des WHNS-Abkommens mit 
den USA Unterstützungsleistungen er­
bringen. Ihre Stärke beträgt im V-Fall et­
wa 92000 Soldaten, die als unter natio­
nalem Befehl verbleibende Kräfte zur 
integrierten NATO-Verteidigung bei­
tragen. 

Ziel des Vertrages ist es, die amerikani­
sche Verpflichtung von 

• Verstärkung der bisher stationierten 
vier Divisionen innerhalb von 10 Ta­
gen auf 10 Divisionen und 

• Zuführung von 30 zusätzlichen Luft­
verstärkungsstaffeln innerhalb von 10 
Tagen durch folgende Verpflichtun-
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Die Tabelle 3 "Zivil-Militärische Zusam­
menarbeit" verdeutlicht die Einbindung des 
Territorialheeres in den zivi l-militärischen 
Planungsprozeß und Leistungsaustausch: 

gen der BR Deutschland zu ermögli­
chen: 

• zivile Unterstützung von Transport 
und Versorgung 

• militärische Unterstützung durch 

• Sicherung, 

• technische Hilfe, 

• Instandsetzung, 

• Nachschub und Transport und 

• Sanitätshilfe. 

Diese Leistung in Krise und Krieg, durch 
rd. 90000 mobil zu machende Reservi­
sten erbracht, wird im Frieden durch 800 
aktive Soldaten und 700 zivile Mitarbei­
ter als Kader vorbereitet. 

Grundlage war der HNS-Vertrag vom 
15.4.1982, der wegen seiner ausschließ­
lich zivilen Leistungen mit dem WHNS­
Folgevertrag vom 13.6.1986 auch auf 
militärische Leistungen ausgedehnt 
wurde. Die militärischen Einheiten, die 
diese vertraglichen Verpflichtungen er­
füllen, sind die Unterstützungskom­
mandos (WHNS). Das erste U-Kom­
mando (U-Kdo 3 in Köln) besteht seit 
dem 14.1.1986. Weitere Unterstüt­
zungskommandos, insgesamt sechs, 
wurden seither aufgestellt. Diesen sechs 
U-Kdos - Kdr = Dienstgrad Oberst ­
sind je drei einem TerrKdo bzw. einem 
WBK unterstellt, wobei räumlich ein 
Schwerpunkt in Südwestdeutschland 
liegt. 

4.4 Die deutsch-französische Brigade 

Sie im Rahmen dieses Beitrages über das 
Territorialheer vorzustellen, ist gleicher­
maßen logisch wie auch anfechtbar. 
Nach der Heeresstruktur 2000, s. Kap. 
4.5, ist sie dem Feldheer zugeordnet; 
nach fran zösischer Verteidigungs-Dok­
trin und Bewaffnung kann sie nur in der 
Rückwärtigen Kampfzone (RCZ) ein­
gesetzt werden. Sie läßt sich zudem in 
kein Schema einfügen. 

Die deutsch-französische Brigade ist 
weder der einen noch der anderen Ar­
mee unterstellt. In Friedenszeiten ist ihre 
vorgesetzte Dienststelle der "deutsch­
französische Sicherheitsrat" mit Sitz in 
Paris, in dem beide General-/ Führungs-
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Ebenen der Zivil-Militärischen Zusammenarbeit 

SHAPE 
I-----I~'" AFNORTH ._ 

AFCENT 

Bundesminister der Verteidigung 

BAl TAP I._~ TK-Schleswig-
. ~=H=o=IS=le=in=:::: 

Mehrere zivile 
Bundesressorts. 

koordiniert 
vom BMI/ KM .0) 

NORTHAG/2ATAF .-~I TK-NORO Zusammenarbeit mit den nationalen Ober­
kommandos der velbündeten Streitkräfte 

.-~ :=1 ==TK=-S=Ü=O ~ 

Il a NATO-Korps 0)1 ... 15 wehrbereichs- li ,_. \5 wehrbereichs-j.. 8 Landes· 
11 '1 kommandos verwallungen l..-_re.;..Oie_ru_n..:..oe_n_..I 

Oisivionen .) f-' 29 Verteidigungs· I ; I 
bezirkskommandos 1- ' .-----~ f-' 

. 
I 

26 Regiervngsbelir'" 
blw. Behörden In 
HamburQ. Blem,n 

und Min. i. Saarland 

Brigaden·) I ... 80 VerteidiounOs- I ,_ . , 96 K'eisweh,ersallJmltr ... 237 Kreise 
kreiskommandos I 18' Slandorlverwallunge 91 kreisfreie St~dte 

i i 
., ünd Ye'gleichbare Kommandob,hOrden der lunwall, und der Marine 
0) Abt. lN - "hhslrophln-/lIvllschuh, Nothllvorsorg.,llvlh Verteidigung" 

Tab. 3 

stäbe vertreten sind. Derzeitiger und da­
mit erster Sekretär ist der deutsche Ge­
neralmajor Naumann, zugleich Stabsab­
teilungsleiter Militärpolitik im Füh­
rungsstab der Streitkräfte. 

Die Brigade hat eine Stärke von 4200 
weiblichen und männlichen Soldaten, ist 
nur mit leichter Bewaffnung ausgerüstet 
und auf die Standorte Böblingen und 
Donaueschingen seit Okt. 1988 bzw. 
April 1989 verteilt. Der erste Komman­
deur, der französische Brigadegeneral 
Sengeisen, entwickelte gegenüber fran­
zösischen Senatoren für den V-Fall fol­
gendes Einsatzkonzept: "Die Brigade 
kann unter operationelle Führung eines 

deutschen Territorialkommandos ge­
steilt werden, um im Stationierungs­
raum rückwärtige Sicherheitsaufgaben 
zu übernehmen. Vorstellbar wäre auch 
die Unterstellung unter ein französi­
sches oder ein Korps der Alliierten . . . 
Die Ausrüstung . .. erlaubt es nicht, in 
der ,Vorneverteidigung" mitzuwirken ­
womit Frankreich eine Kollision mit sei­
ner eigenen Verteidigungskonzeption 
vermeidet"8. 

Dies läßt den Schluß zu, daß die Brigade 
bei ihrem Einsatz im rückwärtigen Ge­
biet auf jeden Fall an der Sicherung der 
Operationsfreiheit für die unter NATO­
Befehl stehenden Verbände mitwirkt. 
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4.5 Die Truppen des Territorialheeres 
von 1980-1988 

Mit dem Verteidigungs-Weißbuch von 
1979 wird auch im TerrH die in den 
80iger Jahren beschlossene Heeress­
truktur 4 "eingeläutet"9. 

Bei unveränderter Kommandostruktur 
- TerrKdo bis VKK - wurden die 
Neuerungen bei den Brigaden der Hei­
matschutztruppe geplant. 

Der personelle Aufwuchs sollte durch 
Erhöhung der Übungsplätze für Reser­
visten von 130 000 auf 210 000 ermög­
licht werden. Diese Entwicklung wurde 
bis 1987 zügig vorangetrieben, so daß 
von den geplanten 12 Heimatschutzbri­
gaden 

• die der ,,5-Reihe" = 6 HSchBrig mit 
50-65 % Personalstärke (dav. 2 dem 
FeldH unterstellt)und 

• die der ,,6-Reihe" = 6 HSchBrig als 
Geräteeinheiten aufgestellt verfügbar 
sind. 

Die 45 Heimatschutzbataillone (Jä­
gerbt\.) wurden zu insgesamt 15 Hei­
matschutzregimentern , dem VBK un­
terstellt, zusammengefaßt. 

Alle anderen Kamp/truppen des TerrH 
entsprachen der o. g. Aufstellung, Tab. 
4. Daneben sind Feldersatz-, Wehrleit­
und Ersatzbataillone, Feldausbildungs­
regimenter und -bataillone zusammen 
mit ABC-Abwehrbataillonen, Pionie­
ren und Feldjägern im rückwärtigen Ge­
biet zum Einsatz vorgesehen. 

4.6 TerrA 1988 - und was kommt 
danach? 

Das Jahr 1988 wird für das Territorial­
heer bei den Kampftruppen wegen sei­
ner entscheidenden Veränderungen 
"Geschichte" machen. 

Am 23. Februar 1988 hat der damalige 
Verteiligungsminister Wörner den 
"Bundeswehrplan 1989" gebilligt. Im 
Rahmen dieses Konzeptes wird die 
"Heeresstruktur 2000" zur 

• Auflösung aller 12 Heimatschutzbri­
gaden und deren Aufgehen in den künf­
tig 15 teilaktiven Heimatschutzregimen­
tern und 

• Verlagerung von rd. 3000 qualifizier­
ten Dienstposten vom Feldheer zum 
Territorialheer führen, die den Präsenz­
grad in wichtigen Bereichen heben sol­
len. 
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Vergleich Heeresstruktur 3/4 
Heimatschutztruppe/Kampftruppen 

Territorialheer (Heimatschutztruppe) 
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Tab. 4 

Notwendige Erprobungen und Versu­
che haben Ende 1988 begonnen. 

5. Die Bundeswehrverwaltung 

Im Kap. 4.1 wurde auf die verfassungs­
rechtliche und kooperative Bedeutung 
der Bundeswehrverwaltung in gebote­
ner Kürze hingewiesen. In diesem Ab­
schnitt sollen die Fakten und Aufgaben 
der "zweiten Säule" innerhalb der Bun­
deswehr vorgestellt werden : 

HeinIai ' 
~ c hull 

brigild(:n 

mit 10 Panze,bataUlonen 
14 Jege,balaillonan 
8 Falda,tllla,lebeielUonen 

X 

leimalschull 
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In 16 Reglmlnl., 
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-150 
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Mit 180000 zivilen Mitarbeitern ist dje 
Bw-Verwaltung personell fast so stark 
wie die Berufs- und Zeitsoldaten der 
Streitkräfte. 

Von diesen arbeiten 83000 Bedienstete 
unmittelbar bei der Truppe. 

Die Mehrheit der Mitarbeiter tut Dienst 
in der: 

Siehe Aufstellung nächste Seite 
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• Territorialen Bundeswehrverwaltung mit: 
Wehrbereichsverwaltungen mit AußensteIlen, ca. 72 000 Mitarbeiter 
KWEA, StOV, Akademien, Fachschulen, 
Rechenzentren etc. 

• Rüstungsbereich mit: 
Bundesamt für Wehrtechnik u. Beschaffung, ca. 19 000 Mitarbeiter 
wehrtechn. Dienst- und Erprobungsstellen etc. 

• Truppenverwaltung in : 
Truppenteilen, Kommandobehörden, Krankenhäusem ca.6 000 Mitarbeiter 
(Besonderheit! , Teil der bewaffneten Macht im Kriege 
gern. HLKO) 

Die Bundeswehrverwaltung. 

I 
Territoriale 
Bw-Verwaltung 

I 
Truppen-Bereich 

Rüstung 

~ 
ver~ltUng 

WBV Wehrbereichs- ~~"""~ 
-- -- ;"averwaltung und Komman-

I dobehörden 
_ sowie 

I 12 Bw-I 

[@j 
Kreiswehr­
ersatzamt 

Tab. 5 

Unter den vielfältigen Aufgaben der 
alltäglichen Verteidigungsverwaltung 
sind für die nationale Landesverteidi­
gung stichpunktartig Schwerpunkte zu 
nennen: 

• Deckung des Bedarfs an wehrpflich­
tigen Soldaten, zivilem Personal (z. B. 
Wehrersatzwesen, Musterung, Einpla­
nung, Einberufung, Wehrüberwa­
chung); 

• Deckung des Bedarfs an zivilen 
Sach-, Werk-, Dienstleistungen (z. B. 
materielle Mobergänzung); 

• Beschaffung, Bewirtschaftung und 
Bevorratung des Materials; 

• Errichtung und Bewirtschaftung von 
Unterkünften und Liegenschaften; 
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Kranken-

@j"""" 
Standort­
verwaltung 

• Unterstützung der verbündeten 
Streitkräfte (im Rahmen zwischen­
staatlicher Vereinbarungen) ; 

• Zusammenarbeit mit den zuständi­
gen zivilen Behörden und der gewerb­
lichen Wirtschaft. 

Die Zusammenarbeit und die gegen­
seitige Unterrichtung im Rahmen der 
militärischen Landesverteidigung zwi­
schen Bundeswehrverwaltung und mi­
litärischen sowie zivilen Dienststellen 
erfolgt im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall bis zur Ebene der Bezirksre­
gierung durch Einrichtung von Verbin­
dungsgruppen der Wehrbereichsver­
waltung (WB V). 

6. Die Mittlerfunktion der territo­
rialen Kommandobehörden 

6.1 A llgemeine Grundsätze 

Nach dem Prinzip der Gesamtverteidi­
gung stehen militärische und zivile Ver­
teidigung in einem untrennbaren Sach­
zusammenhang. Arbeitsinstrumente 
und -verfahren innerhalb der Gesamt­
verteidigung ist die in Kap. 4.1 vorge­
stellte ZMZ. Ihre Aufgabe ist es, die Be­
reiche der militärischen und zivilen Ver­
teidigung aufeinander abzustimmen, die 
gegenseitige Unterstützung zu koordi­
nieren und somit die militärische Lan­
desverteidigung zu gewährleisten. 

Eine besonders wichtige Funktion im 
Rahmen der ZMZ nehmen die territo­
rialen Kommandobehörden als Mittler 
auf allen Führungsebenen und zwischen 
den Dienststellen, Behörden und Ein­
richtungen der Gesamtverteidigung 
(GV) wahr. 

Diese Mittlerfunktion dient der Zusam­
menarbeit zwischen 

• den Streitkräften und den Behörden 
der zivilen Verteidigung, 

• den Streitkräften und der Bundes­
wehrverwaltung sowie 

• den deutschen Streitkräften unter na­
tionalem Befehl einerseits und den 
Streitkräften unter NATO-Befehl und 
den verbündeten Streitkräften unter na­
tionalem Befehl andererseits. 

Sie erfolgt auf der Grundlage festgeleg­
ter Zuständigkeiten und Verfahren. Die 
territorialen Kommandobehörden ha­
ben sich dabei um einen Interessenaus­
gleich zu bemühen. 

Zur Mittlerfunktion gehören 

• das Abstimmen von militärischen 
und zivilen Maßnahmen in erforderli­
chem Umfang, 

• das Entgegennehmen und Weiterlei­
ten bestimmter Unterstützungsersuchen 
aus dem militärischen oder dem zivilen 
Bereich und 

• das Prüfen militärischer Unterstüt­
zungsersuchen auf Zulässigkeit und 
Notwendigkeit aus militärischer Sicht 
sowie ggf. ihre Abstimmung und Ein­
ordnung in Prioritäten in Zusammenar­
beit mit den Bedarfsträgern. 

Die unmittelbare Zusammenarbeit zwi­
schen Kommandeuren der NATO bzw. 
von verbündeten Streitkräften unter na-
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tionalem Befehl mit den Behörden der 
zivilen Verteidigung kann nur dann im 
AusnahmefaIl erfolgen, wenn die terri­
torialen Kommandeure an der Aus­
übung der Mittlerfunktion gehindert 
sind. In diesen FäIlen sind sie unverzüg­
lich zu unterrichten. 

6.2 Vermittlung bei der Nutzung zivi­
ler Leistungen 

Die Bundeswehr und die verbündeten 
Streitkräfte sind zur Herstellung und Er­
haltung ihrer Einsatzbereitschaft und 
zur ErfüIlung ihres Auftrages in Krise 
und Krieg auf die Nutzung ziviler Lei­
stungen angewiesen. Diese zivilen Lei­
stungen umfassen diejenigen Dienst-, 
Werk- und Sachleistungen, die von der 
Bundeswehr nicht, nicht in erforderLi­
chem Umfang, nicht rechtzeitig oder nur 
mit verhältnismäßig hohem Aufwand 
gedeckt werden können. Die verbünde­
ten Streitkräfte werden im Rahmen des 
Host Nation Support (HNS), des SA­
CEUR AGREEMENTS IO und hierzu 
ergänzend getroffener Vereinbarungen 
unterstützt. Alle Anmeldungen haben 
sich auf das unerläßIiche Maß zu be­
schränken. 

Der Bedarf wird nach dem in der BR 
Deutschland geltendem Recht und den 
tatsächlichen Möglichkeiten gedeckt. 
Dabei sind die lebenswichtigen Belange 
der Zivilbevölkerung zu wahren. Wäh­
rend im Frieden vorausplanbarer Bedarf 
- mit Ausnahme des Bedarf an zivilen 
Arbeitskräften - bei den Streitkräften 
der Bundeswehr vor Weitergabe an die 
Bundeswehrverwaltung durch die je­
weils vorgesetzte Dienststelle geprüft 
wird, melden die verbündeten Streit­
kräfte ihren vorausplanbaren Bedarf bei 
dem für sie zuständigen Territorialkom­
mando an. Im Rahmen ihrer Mittler­
funktion unterrichten die territorialen 
Kommandobehörden die verbündeten 
Streitkräfte über geltende Verfahren so­
wie Engpässe bei vorausplanbarem Be­
darf. 

Im Frieden sind Koordinierungsgesprä­
che zwischen den anmeldenden Streit­
kräften der Bundeswehr und der Ver­
bündeten, den territorialen Komman­
dobehörden und der für die Bedarfsdek­
kung zuständigen Bundeswehrverwal­
tung zu führen. In Krise und Krieg auf­
tretender, vorher nicht planbarer bzw. 
zusätzlicher Bedarf = ad-hoc-Bedarf ist 
von 

• den deutschen Streitkräften über das 
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regional zuständige Verteidigungskreis­
kommando und von 

• den verbündeten Streitkräften grund­
sätzlich über die territorialen Komman­
dobehörden ihrer entsprechenden Ebe­
ne anzumelden. Die Weiterleitung der 
Anmeldung an die bedarfsdeckende 
Stelle der Bundeswehrverwaltung er­
folgt immer über das regional zuständige 
Verteidigungskreiskommando. 

Die territorialen Kommandobehörden 
prüfen vor Weitergabe der Anmeldun­
gen an die Bundeswehrverwaltung, 

• ob sie dem Grunde nach zulässig, 

• aus militärischer Sicht notwendig und 
dringlich sind und ob sie mit eigenen 
Kräften und Mitteln oder aus ihrem Ver­
antwortungsbereich gedeckt werden 
können. 

Werden zugewiesene Leistungen nicht 
oder nicht voIlständig erfüJlt, so unter­
richtet der Bedarfsträger die bearbeiten­
de territoriale KdoBehörde. Diese wie­
derum verständigt die zuständige Ar­
beitsebene der Bundeswehrverwaltung, 
die weitere Maßnahmen veranIaßt. Im 
FaJle ziviler Arbeitskräfte erfolgt die 
Unterrichtung unmittelbar an die zu­
ständige Standortverwaltung. 

Die sogenannten Aufgabenbündel be­
dürfen der steten Koordinierung und 
Abstimmung, der gegenseitigen ver­
trauensvoIlen Unterstützung und der 
wechselseitigen Berücksichtigung mili­
tärischer und ziviler Belange unter Gel­
tendmachung der nationalen Interessen. 

Um diese breit gefächerte Kooperation 
zu gewährleisten (ZMZ), bedarf es gera­
de wegen des Fehlens von Vorschriften 
und Regeln der friedensmäßigen politi­
schen und administrativen Veranke­
rung. ZMZ ist daher im AIItag zu prakti­
zieren bzw. für Krise und Krieg zu pla­
nen, zu organisieren und in gemeinsa­
men Besprechungen und Übungen zu 
erproben. Soweit möglich, sind gemein­
same Stabsbesprechungen und Stabs­
rahmenübungen jeder anderen Form 
der Zusammenarbeit vorzuziehen. 

(WINTEX/ CIMEX ist, ~on der 
Ubungsbeteiligung und den Ubungsin­
halten her, die umfassenste Erprobung 
der Zusammenarbeit zwischen den NA­
TO-Mitgliedsstaaten auf allen Arbeits­
ebenen in den jeweiligen Nationen. Sie 
als "alberne Kriegsspiele" zu bezeich­
nen, wie dies der Ministerpräsident ei­
nes nördlichen Bundeslandes tat, zeugt 
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von einer absoluten Fehlbeurteilung der 
Schulungs- und Übungsmöglichkeiten 
haupt- und ehrenamtlicher Kräfte. Bei 
unvermeidbaren und unerwarteten Ge­
fahrenlagen sind routinierte und sach­
kundige Entscheidungen in kürzester 
Zeit durch die staatlichen Organe ge­
genüber dem betroffenen Bürger zu lei­
sten - und er erwartet sie als Notfallvor­
sorge, s. a. im folgenden Kap. 7.) 

7. Territorialheer und Katastro­
p-henhilfe/Notfallhilfe 

Heinz Breuer, Leiter des Zentralen Ka­
tastrophendienststabes (ZKD) bei der 
Behörde des Innern des Senats der Frei­
en und Hansestadt Hamburg, steIlt in 
seinem Beitrag im ZMZ-Sonderheft" 
ein wenig ironisch, aber dem Zeitgeist 
entsprechend fest: "Es ist ja richtig, die 
Streitkräfte sind zuständig für die Ab­
wehr äußerer Bedrohung ... Aber auch 
den zivilen Katastrophenschützern muß 
man das sagen, weil sie die ganze Armee 
schon für den Katastrophenschutz ver­
einnahmt haben." 

In der Tat ist nach Art 35, Abs. 2 und 3., 
in dem der Einsatz der Bundeswehr bei 
Naturkatastrophen oder besonders 
schweren Unglücksfällen geregelt ist, 
der am wenigsten umstrittene Anlaß mi­
litärischer Aktivitäten. Selbst politische 
Parteien oder Gruppierungen, die für 
die Auflösung der Bundeswehr plädie­
ren , können sich Streitkräfte als Helfer 
in der Not gut vorstellen. Das bereits er­
wähnte nördliche Bundesland könnte 
sich eine Mitwirkung bei WINTEX/ CI­
MEX durchaus denken, wenn die 
Übungsanlagen Flut- und Schneekata­
strophen, Flugzeugabstürze und Eisen­
bahnunglücke oder Chemie- / Ölunfälle 
sowie UnfäIle in kern technischen Anla­
gen vorsehen würden 12. 

Alle diese Einsätze der Bundeswehr im 
In- und Ausland brachten entscheiden­
de Hilfe. Ihre personeIlen und materiel­
len Leistungen und Ressourcen waren 
oft die Wende zum Besseren. Und der 
Generalinspekteur der Bundeswehr, 
Admiral WeIlershoff, hat mit Erlaß vorn 
23.10.1986 durchaus den Einsatz bei 
Katastrophen und die Mitwirkung bei 
Übungen als dem militärischen Auftrag 
förderlich angesehen. 

"Neben dem Verteidigungsauftrag nach Ar­
tikel87a Absatz 1 GG haben solche Hilfelei­
stungen (Katastrophen u. ä., Yerf.) einen ho­
hen Stellenwert. " 
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"Die Bedingungen, unter denen Hilfseinsät­
ze erfolgen, weisen häufig eine weitgebende 
Übereinstimmung mit Bedingungen auf, un­
ter denen Einsatzau.fträge . . . zu erfüllen 
sind." 

"Die Durchführung von Hilfseinsätzen bei 
Naturkatastrophen, schweren Unglücksfäl­
len oder bei dringender Nothilfe dient neben 
dem humanitären Zweck in vielen Fällen zu­
gleich auch der Ausbildungsförderung der 
Truppe." 

Trotzdem ist diese Amts- und Katastrophen­
hilfe unbestritten kein Aufgabenbereich der 
Militärischen Landesverteidigung. 

Die Grundlagen der Hilfeleistungen der 
Bundeswehr im Frieden sind als EinzeIerlas­
se im Ministerialblatt des BMVg vom 
21.11.1988 veröffentlicht l3• 

Aus diesen Richtlinien sind folgende wesent­
lichen Grundsätze bescbrieben: 

Zum Einsatz von Rettungsmitteln der Bun­
deswehr im Rahmen des zivilen Rettungswe­
sens 

a) Alle Rettungsmittel der Bw dienen vor­
nehmlicb der medizinischen Versorgung von 
Bw-Angehörigen. 

b) Der Einsatz von Rettungshubschraubern 
im Rahmen des militärischen Such- und Ret­
tungsdienstes (SAR) hat absoluten Vorrang 
vor Einsätzen im zivilen Bereich. 

c) Die Einsätze von Rettungshubschraubern 
und Notarztwagen sind grundsätzlich auf 50 
km Umkreis um das jeweilige Rettungszen­
trum beschränkt. 

In Ausnahmefällen kann dieser Radius auf 
80 km erweitert werden. 

d) Die Entscheidungsbefugnis der Bundes­
wehr über die Durchführung des Einsatzes 
bleibt unberührt. 

e) Alle Einsätze sind kostenpflichtig; es wer­
den Kostenpauschalen erhoben, die durcb 
das BMVg festgesetzt und von der WBV mit 
den zivilen Kostenträgern und Organisatio­
nen vereinbart werden. 

Zu Hilfeleistungen der Bundeswehr bei Na­
turkatastrophen oder besonders schweren 
Unglücksfällen und im Rahmen der dringen­
den Nothilfe 

a) Der Einsatz ist grundsätzlich nur zulässig, 
wenn das betroffene Land oder die zuständi­
ge Katastrophenschutzbehörde bei regiona­
ler Gefährdung gem. Art 35, Abs 2 GG die 
Hilfe an fordert 

b) oder bei überregionaler Gefährdung die 
Bundesregierung den Einsatz beschließt und 
das BMVg einen entsprecbenden Befebl 
gern. Art 35, Abs. 3 GG erteilt. 

c) Die Bw leistet Hilfe nur solange, bis zivile 
Einrichtungen und Organistionen am Kata­
strophenschutzort einsatzbereit sind. 

d) über Art und Umfang des Einsatzes ent-
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scheiden die regional oder örtlich zuständi­
gen territorialen Befehlshaber/ Komman­
deure (TerrKdo - VKK) im Einvernehmen 
mit den Kommandobehörden und Einheits­
führern der Teilstreitkraft. 

e) Die zuständige Webrbereichsverwaltung 
ist zu beteiligen. 

f) Ist bei Naturkatastrophen oder besonders 
schweren Unglücksfällen sofortige Hilfe ge­
boten, die vorherige Anforderung der Bun­
deswehr durch die zuständigen Katastro­
phenscbutzbehörden jedocb nicbt oder nicht 
rechtzeitig möglich, hat jeder Kommandeur, 
Dienststellenleiter und Einheitsführer selb­
ständig die für die sofortige Hilfe erforderli­
chen Maßnahmen zu treffen. In diesem Falle 
ist die zuständige Bebörde unverzüglich über 
die Hilfeleistung des Bundeswehr zu unter­
richten. 

Die verantwortliche Gesamtleitung des Ein­
satzes geht auf den Katastropheneinsatzleiter 
der zuständigen Behörde der inneren Ver­
waltung über, sobald dieser zur Stelle ist oder 
Anordnungen trifft. 

g) Der den Einsatz der Truppenteile und 
Dienststellen leitende Offizier erhält seine 
Weisung für den Einsatz von dem für den 
Gesamteinsatz aller beteiligten Helfer ver­
antwortlichen Katastropheneinsatzleiter der 
zuständigen Behörde der inneren Verwal­
tung der Länder. 

h) Die zur Hilfeleistung eingesetzten Bun­
deswehrangehörigen bleiben ibren Kom­
mandeuren, Dienststellenleitern und Ein­
heitsführern unterstellt. Werden mehrere 
Truppenteile und Dienststellen oder Ange­
hörige verschiedener Truppenteile und 
Dienststellen der Bundeswebr eingesetzt, 
übernimmt zunächst der dienstälteste Soldat 
den Befehl, bis durch den regional zuständi­
gen Befehlshaber/ Kommandeur des Terri­
torialbeeres oder den nächsten gemeinsamen 
Truppenvorgesetzten ein Offizier mit der 
Leitung des Einsatzes beauftragt wird. Der 
jeweilige leitende Offizier ist auch befugt, 
eingesetzten Beamten und Arbeitnehmern 
der Bundeswehr dienstliche Anordnungen 
zu erteilen. 

i) Die für die Katastrophenhilfe entstande­
nen Aufwendungen sind der Bundeswehr zu 
erstatten. 

Den für das Rettungswesen und den 
friedensmäßigen Katastrophenschutz 
verantwortlich zuständigen Ländern, 
Kreisen und ggf. Gemeinden muß klar 
sein, daß der Einsatz der Bundeswehr 

• immer hinter den orginären Interes­
sen und den Aufgaben der Streitkräfte 
zurücksteht, 

• nicht die Regel sondern die Ausnah­
me 

• stets kostenpflichtig und 

• bei der Katastrophenhilfe über das 
Territorialheer anzufordern ist. 

8. Aufgaben, Chancen und Pro­
bleme des Territorialheeres 

Zwischen den Partnern der Landesver­
teidigung müssen folgende Aufgaben 
gemeinsam bearbeitet werden: 

• Ständiger Informations- und Lage­
austausch, 

• Schutz ziviler und militärischer Ob­
jekte, 

• Abstimmen von Alarmmaßnahmen, 

• Aufenthaltsregelung für die Bevölke­
rung in Gefahrensituationen, 

• Verkehrsregelung, allgemeines Ver­
kehrswesen, 

• Nutzung ziviler Leistungen, 

• Fernmeldewesen, 

• Sanitäts- und Gesundheitswesen, 

• Bevölkerungsschutz, inkl. Selbst­
schutz, Schutz von Kulturgut, 

• Presse-, Rundfunk- und allgemeines 
Info-Wesen, 

• UK-Stellung des Schlüsselpersonals, 

• Militärischer und ziviler Luftverkehr, 

• Streitkräfte und Umweltschutz. 

Diese AufgabenpaleUe, die keinen An­
spruch auf Vollständigkeit erhebt, wird 
dem TerrH übertragen, ist vom Kom­
mandeur und seinen Mitarbeitern zu er­
ledigen. Auf die hohe Mobilmachungs­
abhängigkeit wurde mehrfach hingewie­
sen - wie kann mit dem vorhandenen 
Personal bestand eine Aufgabenbewälti­
gung erfolgen? 

Die zahlenmäßig stärkste und in der 
Hierarchie unterste Ebene im TerrH ist 
das VKK. ("Die höchsten Türme fangen 
beim Fundament an", T. A. Edison, 
1847-1931) 80 Kommandos sind für 
mindestens zwei Landkreise/ kreisfreie 
Städte und bis zu sieben kommunalen 
Gebietskörperschaften zuständige Ar­
beitsebenen; 80 Kommandeure sind 
oder sollen Partner von 326 Landräten, 
Oberbürgermeistern, Oberstadtdirek­
toren und Oberkreisdirektoren, den 
Hauptverwaltungsbeamten (HVB) sein. 
Obwohl auf die politischen, meist par­
teipolitischen Einflüsse bei den kommu­
nalen Wahlbeamten nicht eingehend, 
bleiben genug organisatorische, perso­
nell bedingte Schwierigkeiten. 
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Aufgaben der Militärischen 
LandesverteidigY.Qg. 

• Mittlerfunktion zwischen militärischem und 
zivilem Bereich 

• . Aufrechterhalten der Operationsfreiheit 

• Besondere Führungs - und Unterstützungsautgaben . 

• Gewährleisten der 
• personellen Einsatzbereitschaft, 
• der Logistik, 
• der san- dienstlichen Betreuung und Versorgung 
der deutschen Streitkräfte 

• Unterstützen der Zivilen Verteidigung . 

= AUFGABENBEREICH DER BUNDESWEHR, DER AUCH 
IN KRISE UNO IM KRIEG IN NATIONALER 
VERANTWORTUNG BLEIBT. 

Tab. 6 

Dazu kommen die militärischen Verbin­
dungs-, Koordinations- und Unterstüt­
zungsaufgaben zu den anderen Streit­
kräften und den eigenen Teilstreitkräf­
ten . Den Verteidigungskreiskomman­
dos vom Typ A (A = größtes VKK, des 
weiteren Typ B, C) gehören im Frieden 
max. 10 Offiziere und Unteroffiziere, 
insgesamt ca. 30 Soldaten an. 

In einem Leserbrief macht G eneralleut­
nant a. D. R. von Reichert angesichts 
dieses Dilemmas gar den Vorschlag, 
Territorialheer und Feldheer zu vereini­
gen l4

• 

"Damit stellt sich mit größerer Dringlichkeit 
die alte Frage nach der Fusion von Feld- und 
Territorialheer. Können wir uns auf dem en­
gen Raum der Bundesrepublik mit ihrer ge­
ringen Tiefe den Luxus zweier Heere leisten, 
von denen das eine immer der "arme Bru­
der" sein wird, für den um so weniger übrig 
bleibt, je knapper die Mittel werden? Wo 
liegt - dieser Frage kann nicht wei ter ausge­
wichen werden - die unterste Grenze für ak­
tive Stämme zur Ausbildung und Mobilma­
chung von Geräteeinheiten, wenn Tempo 
und Qualität gewahrt werden sollen? Es gibt 
gewichtige, besonders militärpolitische 
Gründe, die gegen eine Fusion sprechen. 
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Aber ein Territorialheer, dessen Mobilma­
chung auf schwankenden Beinen steht, nutzt 
weder den Alliierten noch dem eigenen 
Land." 

Zudem ist das Image des TerrH auch in­
nerhalb der Bundeswehr noch heute 
nicht unumstritten, wenn auch in den 
80er Jahren eine deutliche Verbesse­
rung eingetreten ist. 

Für viele Oberstleutnante war die Ver­
wendung als stv. Kdr eines VBK oder als 
Kdr im VKK letzte Beförderungsmög­
lichkeit und " Auslaufposten" . Ins TerrH 
versetzt zu werden galt als militärischer 
(und gesellschaftlicher) Rückschritt. 
Generalstabsoffiziere fanden nur auf 
den Kommandoebenen TerrKdo und 
WBK Verwendung. 

Die Personalstruktur hat sich entschei­
dend verändert und verbessert. Die 
Masse der Kommandeure im Verteidi­
gungskreis gehört den Jahrgängen 1937 
bis 1944 an. Mindestens eine, mögli­
cherweise zwei weitere Verwendungen 
werden folgen . Militärische Leistung 
und persönlicher Erfolg als territoriale r 
Kommandeur zahlen sich aus. Langjäh-
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riger Einsatz im TerrH fördert Erfah­
rung und Wissen - sorgt für Sicherheit 
im Umgang mit "Zivilverteidigem" jeg­
licher Couleur und Provenienz. 

Vermehrt sind Obersten mit General­
stabsausbildung VB-Kommandeure 15 

und die Schule des Territorialheeres als 
Teil der Kampftruppenschule 1 in Ham­
melburg führt nicht nur sämtliche Lehr­
gänge für Verwendungen im TerrH 
durch, sondern auch für Kommandeure 
der Reserve und für zivile Führungs­
kräfte aus Wirtschaft, Medien und Poli­
tik. 

Das Territorialheer gewinnt an Bedeu­
tung! 

In der JAP kommentiert G. Hubatschek 
auch das geänderte Verhältnis zwischen 
dem Feldheer und dem Territorial­
heer l5• 

• Im Feldheer wird auf den bisherigen Prä­
senzgrad der Brigaden (90 %) verzichtet. 
Die 41 Brigaden des Feldheeres (bisher 36) 
werden - im Schnitt - aus zwei voll präsen­
ten und zwei gekaderten Kampfbataillonen 
bestehen. Das heißt: Die Last der Kaderung 
und Aufwuchs im Mobilmachungsfall wird 
nicht mehr einseitig dem TerritoriaJheer auf­
gebürdet. Sie wird auch von den Brigaden 
des Feldheeres getragen - und zwar auch 
von jenen, die über die modernste Ausstat­
tung verfügen . In Zukunft werden auch Pan­
zer- und Panzergrenadierbataillone gekadert 
sein. 

Unter diesen Rahmenbedingungen und 
Zwängen muß die vorgeschlagene "Heeres­
struktur 2000" als eine mutige Entscheidung 
gewertet werden. Auf den Versuch, optisch 
einen höchstmöglichen Stand zu halten, wur­
de zugunsten einer soliden und besseren 
Struktur der Verbände verzichtet. Die bishe­
rigen gravierenden Unterschiede zwischen 
Feldheer und Territorialheer - mit dem Er­
gebnis einer "Zwei klassen wirtschaft" - wur­
den abgebaut. Die Lasten der Mobilmachung 
(mit allen, was dazu gehört) wurden gerech­
ter verteilt. Allerdings wurden in der Gliede­
rung der Brigaden nunmehr im Feldheer 
selbst Abstufungen in der Eignung und Ver­
wendbarkeit in Kauf genommen. 

Und es ist sicher kein Zweckoptimis­
mus, wenn der Befehlshaber im Wehr­
bereich V, Stuttgart, G eneralmajor F. 
Schild, bei seinem Vortrag anJäßlich der 
Kommandeurtagung des Inspekteur des 
H eeres im Jahre 1987 dem Territorial­
heer bescheinigt: 

"Es gibt in der Bundeswehr 

- kaum einen vielfältigeren Aufgabenbe­
reich, 
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- keine Funktion, die mehr Phantasie und 
Kreativität verlangt und mehr Raum für 
freie schöpferische Tätigkeit gibt UDd 

- nur wenige Bereiche, in denen man den 
Komprorniß so schätzen lernt. " 

Das Territorialheer - weiter eine unbe­
kannte Größe? 
Sicher nicht, denn in und für die natio­
nale Landesverteidigung, für den Schutz 
der Heimat, ist es ein unverzichtbares 
verteidigungs- und gesellschaftspoliti­
scher Garant. 
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Weiterleben - eine 
Studie der Zentralsteile 
für Gesamtverteidigung 
Herbert Braun 

Diese Studie wurde für die neutrale Schweiz erstellt. Sie sollte Anstoß geben für den 
Sinn von Zivilschutzmaßnahmen auch in der Bundesrepublik Deutschland. 

Wie würde sich der Einsatz von Massenvernichtnngswaffen langfristig 
auf unsere Gesellschaft auswirken? Wie lassen sich unsere Möglichkei­
ten für den Wiederaufbau und unser Weiterleben abscbätzen'? Eine 
Studie der Zentralstelle für Gesamtverteidigung untersuchte diese bri­
santen Fragen. Der Verfasser war in dieser Studie beteiligt und stellt de­
ren wichtigste Erkenntnisse vor: Währe~d sich d.ie Frage, ob ein st~te­
giscber Atomkrieg überlebt we~en konnt~, "!ch~, bean~o~en la~t, 
lauten die Prognosen für "schwachere Erelgmsse - beispielsweise 
taktische Atomwaffeneinsätze - optimistischer: In gut zebn Jabren 
sollte eine relative Normalisierung erreicbt werden können. Mi 

Vorgehen 

Die damals verfügbaren Unterlagen zur 
Frage der Erholungsfähigkeit eines Lan­
des nach dem Einsatz von Massenver­
nichtungswaffen zeigten bald, daß vor 

Art der Szenarien Szenario 

Nr. Beschreibung 

allem über deren Auswirkungen auf die 
Truppe das Kriegsmaterial und die 
Schutzbauten Kenntnisse vorhanden 
waren. Über die längerfristigen Folgen 
für die zivile Infrastruktur und die Zivil­
bevölkerung waren nur sehr kärgliche 
Informationen aufzutreiben. Auch über 
die Folgen von durch A-Explosionen 
ausgelöste Flächenbrände bis hin zur 
Veränderung der Atmosphäre und des 
Klimas war zu Beginn unserer Arbeiten 
nur wenig bekannt. 

Um die gestellten Fragen zu beantwor­
ten , entschlossen wir uns für folgendes 
Vorgehen: 

- Zuerst mußten A- und C-Kriegssze­
narien erarbeitet werden, welche einer­
seits möglichst plausibel zu sein hatten 
und andererseits in bezug auf die Schwe­
re der mit ihnen verbundenen Einwir­
kungen auf das System Schweiz eine Art 
Eskalationsleiter darstellen sollten. 

Im Bereich der A-Szenarien (siehe Ab­
bildung 1) reichte das Spektrum vom 
nuklearen elektromagnetischen Puls 
(-EMP-) bis hin zum voll eskalierten 
strategischen Schlagabtausch zwischen 
den Supermächten. Dazwischen wurden 
folgende Ereignisse betrachtet: "Kon­
ventioneller Angriff auf das KKW 
Beznau",,, 1 Megatonne über Oerlikon" 
"Kernwaffenabsturz in " taktischer 
A-Krieg an der Ost-West-Grenze in 

Betroffene Räume 

Seit Jahren wird in der Öffentlichkeit 
immer wieder die Frage aufgeworfen, ob 
angesichts der zu erwartenden Zerstö­
rungen in einem Nuklearkrieg unsere 
Gesamtverteidigungsvorbereitungen 
noch sinnvoll seien. Insbesondere wird 
vielfach dem Zivilschutz vorgehalten, er 
ermögliche durch seine Schutzbauten 
und Vorkehrungen wohl das kurzfristige 
Überleben der Bevölkerung; langfristig 
sei aber in einer atomaren Trümmerwü­
ste kein Weiterleben möglich. Damit 
steht der Weg offen für Spekulationen 
und Schlagworte wie zum Beispiel "die 
Lebenden werden die Toten beneiden", 
welche bewußt die Zielsetzungen unse­
rer Sicherheitspolitik und damit auch 
den Sinn der Armee und des Zivi lschut­
zes in Frage stellen. 

Einzelereignis EMP 
~--+------------+------~--~ 

Vor diesem Hintergrund ertei lte der 
Bundesrat 1983 der Zentralstelle für 
Gesamtverteidigung den Auftrag, die 
langfristigen Auswirkungen des Einsat­
zes von Massenvernichtungswaffen auf 
unsere Gesellschaft zu untersuchen und 
darauf basierend die Möglichkeiten fü r 
den Wiederaufbau und das Weiterleben 
abzuschätzen. 
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Taktischer 
A-Krieg 

Strategischer 
A-Krieg 

2 KKW Beznau 

3 1 MT Oerlikon 

4 1 MT Ins 

5 

6 

7 

8 

Ausserhalb 
der Schweiz 

Ausserhalb 
und innerhalb 
der Schweiz 

Eurostrategischer 
Schlagabtausch 

Weltweiter 
Schlagabtausch 

Figur 1: Progression der A-Kriegssenarien 
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Weiterleben 

Zentraleuropa" , "taktischer A-Krieg 
mit Einbezug der Schweiz" sowie ein 
"euro-strategischer Schlagabtausch." 

Die C-Ereignisse andererseits umfassen 
sogenannte primäre C-Ereignisse, bei 
welchen C-Waffen - oft im Verbund mit 
konventionellen Waffen - gegen Ziele in 
der Schweiz zum Einsatz gelangen. 
Auch eine indirekte C-Bedrohung als 
Folge eines konventionell vorgetrage­
nen Angriffs auf eine chemische Indu­
strieanlage wurde untersucht. Darauf 
wurden die direkten Wirkungen der je­
weiligen Waffenarten auf die betroffe­
nen Menschen, auf die geschaffene Um­
welt (Infrastruktur, Gesellschaftsstruk­
tur) und auf die natürliche Umwelt 
(Ökologisches System) analysiert, das 
heißt, die Überlebenschancen als Vor­
aussetzung für das Weiterleben quanti­
tativ untersucht. Schließlich wurde dar­
aus die Erholungsfähigkeit der Schweiz 
abgeschätzt. Hierfür mußten zusätzliche 
Studien durchgeführt werden, um Er­
kenntnisse über die Reaktion der Bevöl­
kerung und das Verhalten des sozio­
ökonomischen Systems Schweiz im Falle 
atomarer Katastrophen zu gewinnen. 

Gesamthaft verfügen wir heute über ei­
ne Grundlagendokumentation von über 
25 Einzelstudien. Ein Teil der Resultate 
wurde im Rahmen der "Studien zur Si­
cherheitspolik der ZGV" publiziert und 
steht interessierten Bibliotheken und In­
stituten zur Verfügung. 

Auswertung der Szenarien 

Die wichtigsten Waffenwirkungen auf 
die Gesellschaft und ihre Einwirkungs­
dauer nach einem Nuklearkrieg sind in 
Abbildung 2 schematisch dargestellt: 

Je nach Schwere des untersuchten Sze­
narios verschieben sich die Auswirkun­
gen auf die Gesellschaft von den direk­
ten Waffenwirkungen bei "nur" takti­
schem Einsatz zu den sekundären und 
langfristig maßgeblichen Schäden bei ei­
nem eskalierten Schlagabtausch. 

Die Studiengruppe mußte im Laufe ih­
rer Untersuchungen erkennen, daß eine 
Abklärung der Weiterlebensmöglich­
keiten nach schweren ABC-Kriegser­
eignissen, welche sich auf übliche, wis­
senschaftliche Arbeitstechniken - also 
auf eine Analyse nach kausalen Zusam­
menhängen - stützt, kaum möglich ist. 
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Z.lt 
nach Angriff 
1 - 2 Tage 

3 - 4 Tage 

2 - 7 Tage 

5 - 50 Tage 

2 Wochen -
1 Jahr 

1 - 2 Jahre 

5 - 20 Jahre 

10 - 20 Jahre 

2 - mehrere 
Generationen 

Md'I . Jac:k Green. SurvIval ot FOOCI Ctopl lIf\d lN"toc:k .., Ihe Event 
ot Nuclea, War, AEC Symp SetI" U. ,g71 , p. 3 

Figur 2: Waffenwirkungen auf die Gesell­
schaft und ihre Einwirkungsdauer 

Die zunehmende Komplexität der Pro­
blematik und die Tatsache, daß mit 
wachsender Beobachtungszeit die Re­
aktionen der Überlebenden auf die Stö­
rung das Geschehen entscheidend zu 
beeinflussen vermögen, setzen nahezu 
unüberwindbare Grenzen an eine solch 
deterministische Abklärung. 

Die nachfolgend skizzierten Resultate 
sind daher eher der Versuch einer quali­
tativen Lagebeurteilung, als einer quan­
tifizierbaren Zukunftsbeschreibung. 

Generelle Beurteilung der A-, B­
und C-Kriegsszenarien 

Folgen von C-Kriegsereignissen 

Der Einsatz von seßhaften chemischen 
Kampfstoffen bleibt im Vergleich zur 
Ausdehnung von Verstrahlungsanlagen 
ein lokales Ereignis. Kurz- und mittelfri­
stig mag ein C-Einsatz die Lebensver­
hältnisse erschweren und eine allfällige 
Normalisierung verzögern , jedoch auf 
keinen Fall verunmöglichen. Die lang­
fristige Erholung und der Wiederaufbau 
wird durch C-Kriegsereignisse außer­
halb der direkt betroffenen Gebiete nur 
unbedeutend beeinflußt. 

Folgen primärer und sekundärer 
B-Ereignisse 

Die militärische Wirksamkeit und Be­
deutung des Einsatzes von B-Kampf­
stoffen (primäre B-Ereignisse) werden 
zumindest vorläufig und im Vergleich zu 
den A-Wirkungen von den Experten als 
gering eingestuft. Isoliert betrachtet 
dürften primäre B-Ereignisse keine 
langfristigen Folgen haben. 

Bei schweren A-Szenarien ist die Gefahr 
der Entstehung und Ausbreitung von 
Epidemien in einer unter anderem 
durch Strahlung und verminderte Hy­
giene geschwächten Bevölkerung (se­
kundäre B-Ereignisse) ein bestimmen­
der Faktor für die Abschätzung der Er­
holungsfähigkeit. Diese hängt entschei­
dend vom Vorbereitungsstand medizi­
nischer, hygienischer und nicht zuletzt 
organisatorischer Maßnahmen ab. 

Folgen von A-Kriegsszenarien 

Hier können nun zweifellos Szenarien 
konstruiert werden, weIche ein Weiter­
leben ganzer Nationen, ja Kontinente in 
Frage stellen. Aber gerade wegen der 
globalen Auswirkungen eskalierter 
A-Kriegsszenarien wird ihre Eintretens­
wahrscheinlichkeit sehr klein. 

Die Analyse aller A-Szenarien zeigte ein 
wichtiges Resultat: Schutzmaßnahmen 
und angepaßtes Verhalten der Bevölke­
rung würden erlauben, auch an sich sehr 
schwere Verstrahlungslagen zu überste­
hen. Langfristig würden jedoch epide­
miologische und klimatische Folgen die 
dominanten Faktoren für die Erholung 
darstellen. In den anderen A-Szenarien, 
welche in irgendeiner Form einen nicht 
voll eskalierten, also beschränkten Ein­
satz von Kernwaffen vorsehen, dürfte ei­
ne Erhaltung der Grundfunktionen der 
Gesellschaft und eine Erfüllung der 
Grundbedürfnisse möglich sein , wo­
durch die elementaren Bedingungen für 
Erholung und Wiederaufbau - abhän­
gig von den angenommenen Zerstörun­
gen in mehr oder weniger langen Zeit­
spannen - gegeben sind. 

Bedeutung der Wirtschaft 

Unter der Annahme, daß der physische 
und psychische Zustand der Bevölke­
rung und ein Mindestmaß an verblei-
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ben der Infrastruktur die Voraussetzung 
dazu erfüllen, wird die Erholungsfähig­
keit eines Landes weitgehend vom 
Funktionieren seiner Wirtschaft abhän­
gen. Vor allem wichtig ist dabei die 
Landwirtschaft, welche die Grundbe­
dürfnisse nach Nahrung decken muß. 

Die auf den A-Szenarien basierende 
Analyse der wirtschaftlichen Aspekte 
ließ folgendes erkennen: 

- Der heutige Spezialisierungsgrad 
und die hohe Energieabhängigkeit ma­
chen die Wirtschaft und insbesondere 
die Landwirtschaft auf Störungen sehr 
anfällig. 

- Viele Wirtschaftsbereiche zeigen 
heute einen Trend zur Konzentration. 
Dadurch werden Wirtschaftsstrukturen 
gebildet, welche zunehmend verletzbar 
sind und wenig innere Widerstandkraft 
aufweisen. 

- Die Anpassung der Wirtschaft an die 
Bedingungen weiträumiger Zerstörun­
gen verlangt Kenntnisse und Verfahren, 
die zum größten Teil heute nicht mehr 
im Gebrauch sind (mittlere Technolo­
gie). Die Sicherung des industriellen 
Know-how und der Kenntnisse des 
Handwerks entspricht daher einer Not­
wendigkeit. 

Weitere Aspekte 
der Erholungsfähigkeit 
Neben der Ökonomie, die eine zentrale 
Stellung bei der Abschätzung der Erho­
lungsfähigkeit einnimmt, spielen viele 
weitere Faktoren eine Rolle, welche zum 
Teil nicht oder nur schwer quantifizier­
bar sind. Die Störanfälligkeit der Fauna 
und Flora und die Belastungsgrenzen 
der verschiedenen ökologischen Kreis­
läufe bei AC-Ereignissen ist ein noch 
ziemlich unerforschtes Gebiet. 

Eine enorme Ungewißheit bleibt auch 
im Bereich der "Wertsysteme" der Men­
schen jenseits des biologischen Überle­
bens. Erfahrungen mit Kriegsopfern 
zeigen, daß Traumate vielfach erst nach 
10 bis 20 Jahren aufbrechen (KZ- oder 
Überlebenssyndrom). Der Mensch ist 
aber die wichtigste Ressource für den 
Erholungsprozeß, seine physische und 
psychische Gesundheit daher die 
Grundvoraussetzung für das Weiterle­
ben der Gesellschaft. 

Schlußfolgerungen 
Nicht nur in der Natur, sondern auch in 
den hochentwickelten Staaten haben 
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sich komplexe Netzwerke und Wechsel­
beziehungen und damit auch gegenseiti­
ge Abhängigkeiten zwischen Regionen, 
Gemeinschaften und Individuen ent­
wickelt. Schon kurzfristige, örtlich be­
schränkte Einwirkungen wie im Falle ei­
nes taktischen Nuklearkrieges könnten 
schwerwiegende Auswirkungen zeiti­
gen. Langfristige Störungen wie Klima­
veränderungen respektive erhöhte Ra­
dioaktivität würden einen neuen Gleich­
gewichtszustand definieren, auf den sich 
Natur und Gesellschaft einpendeln 
müßten. Sicher ist auch, daß das Niveau 
dieses Zustandes tiefer läge als unser 
heutiges Wohlstandsniveau. 

Wir sind uns sehr wohl bewußt, daß die 
uns aufgetragene Problemstellung keine 
einfache und in plakativer Form präsen­
tierbare Lösung besitzt. Die Frage, ob 
auf dem Territorium der Schweiz nicht 
nur eine oder mehrere Gruppen von 
Menschen, sondern ob die Schweiz als 
ein staatliches Gebilde mit einer eigenen 
Geschichte und Identität einen strategi­
schen Atomkrieg überleben kann oder 
nicht, ist letztlich nicht beantwortbar. 
Unser Planen und Handeln muß auf der 
Tatsache aufbauen, daß wir es nicht wis­
sen. 

Optimistischer sehen die Prognosen für 
die Erholungsfähigkeit der Schweiz bei 
den Szenarien vom Einzelereignis bis 
zum taktischen A-Waffeneinsatz aus, 
obschon auch hier die Verwüstungen 
und Leiden in keiner Art bagatellisiert 
werden dürfen. In diesen leichteren Sze­
narien kommt die Studie Weiterleben 
zum Ergebnis, daß bis zu einer relativen 
Normalisierung der Lage gut zehn Jahre 
nötig sein würden. Viel hängt dabei von 
einem überregionalen, ja internationa­
len Austausch und den Möglichkeiten 
externer Hilfeleistung ab. 

Was könnten nun die Gesamtverteidi­
gungsorgane tun, um die Chancen für 
die Überlebens- und Erholungsfähig­
keit unserer Gesellschaft zu verbessern -
einmal davon abgesehen, daß sämtliche 
Maßnahmen, welche einen Nuklear­
krieg verhindern sollen, unsere volle 
Aufmerksamkeit verdienen? 

Die bereits vorhanden Strategien im Be­
reich von Zivilschutz, Militär und wirt­
schaftlicher Landesversorgung sollten 
im bisherigen Sinne ergänzt und verbes­
sert werden. Die nachfolgend aufge­
führten Punkte sind als Anregung zu 

Weiterleben 

verstehen, erheben jedoch keinen An­
spruch auf Vollständigkeit. 

- An die zivilen und militärischen Füh­
rungsorgane, die sich mit der Linderung 
der Schäden unter der Zivilbevölkerung 
in und nach einem Atomkrieg befassen, 
werden sehr hohe und weit überdurch­
schnittliche Anforderungen und die Fä­
higkeiten hinsichtlich Planung, Ent­
scheidung, Organisation und Führung 
(sog. Chaos-Management) gestellt. 

• Die Bekämpfung von Plünderungen, 

• die gerechte Verteilung von Nahrung 
und Wohnraum, 

• die Wiederherstellung einer Rechts­
kultur. 

- In einer atomaren Katastrophe wären 
die Ärzte und das Pflegepersonal völlig 
überfordert. Auf so riesige Zahlen an 
Verwundeten und Kranken kann die 
medizinische Versorgung eines Landes 
im Normalfall gar nicht ausgelegt wer­
den. Eine Grundausbildung der Bevöl­
kerung in Nothilfe, Hygiene und Kran­
kenpflegesollte daher (nicht nur im Hin­
blick auf solche Situationen) geplant 
und durchgeführt werden. 

- Die kriegswirtschaftliche Vorsorge 
sollte ihr Augenmerk auch auf ganz be­
stimmte und für das Überleben und den 
unmittelbaren Wiederaufbau wichtige 
Produkte richten, die heute zu einem 
Großteil nicht mehr in unserem Lande 
hergestellt werden. Hier wäre unseres 
Erachtens auch eine neue Aufgabe für 
den Kulturgüterschutz zu definieren: die 
Katalogisierung und Archivierung von 
Know-how im Bereich des Handwerks 
und der mittleren Technologie. 

Noch viel besser wäre es, wenn die 
Grundlagen für eine robuste Wirtschaft 
im Rahmen einer eigenständigen Regio­
nalentwicklung in der Schweiz erhalten 
werden könnten. 

Diesen Beitrag veröffentlichen wir 
mit der freundlichen Genehmigung 
der "Allgemeinen Schweizerischen 
Militärzeitschrift ASMZ" und des 
Autors Dr. Herbert Braun. 
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Minenräumen in Afghanistan 
Erster zusammengefaßter Bericht 

H. Richter 

Auszugsweise 'Übersetzung derjenigen TeUe des Berichts, 
die das lVIinenproblem in Afghanistan betreffen 

Der Bericht wurde im Auftrage des Büros des Koordinators der Vereinten Nationen der huma­
nitären und wirtschaftlichen Hilfsprogramme für Afghanistan angefertigt. 

Sicherheit und Zugangs­
möglichkeiten (zum 
Land; d. Ü.) 

Als Folge der Kampfhandlun­
gen und des politischen 
Streits, die sowohl ihre Exi­
stenzgrundlagen als auch ihr 
Leben bedrohten, war die Be­
völkerung (Afghanistans, d. 
Ü.) genötigt, ihre Heimat zu 
verlassen und innerhalb des 
Landes, wie auch ins Ausland 
auszuweichen. Den flüchtlin­
gen ist die derzeitig vorherr­
schende Lage voll bewußt, 
und sie werden sich erst ent­
scheiden zurückzukehren, 
wenn ihnen realistische Über­
lebensaussichten eröffnet 
werden. 

Gegenwärtig besteht eine er­
hebliche Lücke hinsichtlich 
zuverlässiger Informationen 
über die Sicherheitslage und 
die Zugangsmöglichkeiten ins 
Land. Hinzu kommt die sich 
rasch verändernde gesell­
schaftspolitische Lage. Es ist 
daher mit höchstem Vorrang 
alles daran zu setzen, zutref­
fende Informationen zu erfas­
sen, die Entwicklung der Lage 
und der Nöte und Bedürfnisse 
fortlaufend ebenso zu verfol­
gen, wie auch die erforderli­
chen Vorbereitungen zu tref­
fen, damit das Hilfs- und Wie-
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deraufbauprogramm schnell­
stens entwickelt und durchge­
führt werden kann, sobald der 
sichere Zutritt zum Lande 
möglich ist. 

Nur unter äußerst gefährli­
chen Umständen ist der Z u­
tritt zum größten Teil des 
ländlichen Afghanistans mög­
lich : 

• Weite Gebiete sind vermint 
und mit Blindgängern ver­
seucht. 

• ]n vielen Gebieten dauern 
Streit und Kampfhandlungen 
noch an. 

• Die Infrastruktur ist schwer 
geschädigt. 

Zur wohl unmenschlichsten 
Erscheinungsform des neun­
jährigen Kampfes in Afghani­
stan ist der ausufernde und 
rücksichtslose Einsatz von 
Minen geworden. Es wurden 
mehr Minen, vorwiegend ge­
gen Menschen (anti-personal 
= AP-Minen), aber auch ge­
gen Panzer (anti-tank = AT­
Minen), als in irgendeiner an­
deren kriegerischen Ausein­
andersetzung unserer Zeit 
eingesetzt . Modem e Minen­
verlegesysteme erlauben die 

Ausstreuung von Minen aus 
Hubschraubern und von son­
stigen Flugzeugen aus. Minen 
können durch die Artillerie 
bis zu 25 km weit verschossen 
werden oder sie können von 
Granatwerfern zugleich bei 
Infanterie-Angriffen verfeu­
ert werden. Folge dieser breit­
gefächerten Einsatzentwick­
lung ist, daß die genaue Erfas­
sung verminter Gebiete 
(durch die kämpfenden Par­
teien, d. Ü ) nicht (mehr) 
möglich ist. Ausnahmen bil­
den hier einige begrenzte AP­
Minenfelder zum Schutz stra­
tegischer Einrichtungen wie 
z. B. Flugplätze, Kraftwerke, 
Garnisonen usw., die karto­
grafisch erfaßt sind. 

Die herausragendste Bedro­
hung von Leib und Leben der 
Afghanen stellen voraussicht­
lich für viele Jahre die ohne je­
de planmäßige Erfassung ver­
legten Minen dar. Mehr noch: 
Das Vorhandensein der Mi­
nen hat unmittelbare Auswir­
kungen auf die Aussichten zur 
wirtschaftlichen Wiederbele­
bung des Landes. Felder blei­
ben unbestellbar, Weiden un­
zugänglich, Wälder unbetret­
bar, Handel und Wandel mit 
Agrarprodukten werden nicht 
recht in Gang kommen usw. 

usw. Falls das Minen-Problem 
nicht unverzüglich angegan­
gen wird, werden die ökono­
mischen Schäden für die 
Landbevölkerung beträcht­
lich sein . 

Maßnahmen für eine breit an­
gelegte Aufklärung und Un­
terweisung zur Erkennung 
von Minen und die Vermitt­
lung von Möglichkeiten, wie 
ihnen auszuweichen ist, sind 
zu allererst vorzusehen. Sie 
müssen die Flüchtlinge im 
Iran und in Pakistan , wie auch 
im Lande selbst, ebenso errei­
chen wie die (noch) ortsansäs­
sige ländliche Bevölkerung. 
Diese Kampagne sollte aus­
drücklich der Notwendigkeit 
Rechnung tragen, daß auch 
die Kinder erreicht werden, 
die der größten Gefährdung 
ausgesetzt sind. 

Die Völkergemeinschaft hat 
die Aufgabe, ein Grundpro­
gramm für die Kartierung ver­
minter Gebiete, wie auch für 
die Anfangsausbildung der 
Afghanen in Minenräumen, 
zu erstellen. 

Die wichtigsten AP- und AT­
Minen, die von den an den 
Kämpfen beteiligten Grup­
pen eingesetzt wurden, sind 
im Anhang aufgeführt. Viele 
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der in Afghanistan verwende­
ten Minen sind Kunststoff­
konstruktionen. Deshalb ist 
deren Detektion mit herge­
brachten Mitteln äußerst ris­
kant. Von entscheidender Be­
deutung ist es in diesem Zu­
sammenhang, daß die Her­
stellerländer die erforderli­
chen technischen Unterlagen 
zur Verfügung stellen, damit 
Verfahren für den richtigen 
Umgang mit bestimmten Mi­
nenarten erarbeitet und er­
gänzt werden können. 

Minenräumung 

Zur Lösung des Problems der 
Beseitigung der Minen sind 
alle internationalen Bemü­
hungen zusammenzufassen. 
Die zur Verfügung gestellten 
Mittel der Geberländer müs­
sen unmittelbar eingesetzt 
werden. Die frühzeitige Ein­
richtung von zentralen, koor­
dinierenden Leitstellen in den 
Grenzgebieten und im Lan­
desinnern wird entscheidend 
sein. 

Der größte Teil der Minenräu­
mungen im Innern Afghani­
stans wird durch die Afghanen 
selbst am besten erledigt wer­
den können. Während der 
neun Kriegsjahre haben viele 
Afghanen Erfahrungen im 
Umgang mit Minen erwor­
ben. Sie haben erfindungsrei­
che, aber auch äußerst riskan­
te Verfahren zur Beseitigung 
der Minen entwickelt. In gro­
ßer Zahl muß jetzt Personal 
für die Minenräumung ausge­
bildet und mit den notwendi­
gen Minenräumausrüstungen 
ausgestattet werden. Beab­
sichtigt ist die Einrichtung ei­
gener Ausbildungszentren, 
um zu gewährleisten, daß am 
Ende mindestens zwei bis drei 
Spezialisten in jedem Dorf 
vorhanden sind, die mit Mi­
nen und Blindgängern fach­
kundig umgehen können. 

Die Kartierung der Lage und 
Ausdehnung der verminten 
Gebiete muß vorrangig erfol­
gen. Außer der vermessungs-
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technischen Geländeaufnah­
me als wesentliche, umfassen­
de und zusammenhängende 
Informationsquelle sollten zu­
sätzliche Möglichkeiten, wie 
die Luftbildvermessung und 
Satellitenbilddaten, herange­
zogen werden, um schnell Er­
kennisse zu gewinnen. 

Die Minenräumung muß zu­
nächst bei den Hauptwege­
und Straßenverbindungen be­
ginnen. Dem muß unmittelbar 
die Entminung der Felder, der 
Weiden und der Weichbilder 
der Dörfer folgen. Da es fast 
überall Minen gibt, sind die 
zuerst zu räumenden Flächen 
festzulegen. Gebiete, die erst 
später zu räumen sind, müs­
sen eindeutig gekennzeichnet 
und ab ge perrt werden. 

Die Minenräumung wird in 
Afghanistan überwiegend von 
Spezialisten als EinzeIräu­
mung betrieben werden müs­
sen. Trotzdem werden zuwei­
len auch mechanische Räum­
verfahren anwendbar sein. 
Die Mehrzahl der internatio­
nal angewendeten Verfahren 
zur Beseitigung von Minen 
laufen mehr auf ein "Bekämp­
fen" als auf ein Säubern von 
Minenfeldern hinaus. Zum 
Beispiel wird die Verwendung 
von Sprengstoff, um Gassen 
minenfrei zu sprengen, oder 
von Panzern mit Pflugscha­
ren, um Minen zur Seite zu 
pflügen, in der halbwüstenar­
tigen Gebirgslandschaft Af­
ghanistans generell nicht an­
wendbar sein. Ausnahmen 
bilden hier nur die in Ebenen 
verlaufenden Straßen. 

Die Beseitigung der einzelnen 
Mine nach ihrer Entdeckung 
wird von ihrer Art und Lage 
abhängen. Fachkundiges Per­
sonal hat dann zu entschei­
den, ob die Mine entschärft 
und entfernt wird, ob sie an 
Ort und Stelle zu sprengen ist, 
oder ob sie zu kennzeichnen 
und sichern ist, damit später 
eine mechanische Zerstörung 
vorgenommen werden kann. 
Eine Grundausstattung an 

Minenräumen in Afghanistan 

Geräten für die Minenräu­
mung muß jedem fachkundi­
gen Spezialisten verfügbar 
sein. 

Bei der Räumung von Straßen 
wird der Einsatz mechani­
scher Räumsysteme, wie z. B. 
die Verwendung von Walzen 
vor Panzern oder vor sonsti­
gen Fahrzeugen, in einigen 
Gegenden anzuwenden sein. 
Hierbei wird jedoch ein be­
trächtlicher logistischer Auf­
wand erforderlich. 

Üblicherweise fällt die Mi­
nenräumung nicht in die Zu­
ständigkeit irgendeiner inter­
nationalen Behörde. Unter 
der Schirmherrschaft des Be­
auftragten der Vereinten Na­
tionen für Afghanistan wird 
(aber) eine internationale und 
multi-nationale Anstrengung 
unabdingbar sein, um ein Pro­
blem dieses Ausmaßes und 
dieser Komplexität anzuge­
hen. In diesem Sinne haben 
die Regierungen Frankreichs, 
Italiens, Neu-Seelands, Nor­
wegens, Pakistans, Schwe­
dens, der Türkei, des Verei­
nigten Königreichs und der 
Vereinigten Staaten von 
Amerika ihr Interesse bekun­
det, sich an der gewaltigen 
Aufgabe zu beteiligen. Der 
Afghanistan-Beauftragte hat 
sich in dieser Frage auch an 
die Regierung der Sowjet­
union gewendet. Zur Zeit be­
fassen sich die Beratungen 
hauptsächlich damit, die ko­
ordinierte Minenräumung zu 
planen. Dies schließt ein: 

• Bereitstellung der finan­
ziellen Mittel, 

• Zusammenfassung der 
technischen Unterlagen über 
die Arten und Identifizie­
rungsmöglichkeiten der Mi­
nen und die Aufstellung der 
benötigten Minenräumaus­
stattungen, 

• Aufstellung und Durchfüh­
rung eines Aufklärungspro­
gramms zum Thema Minen 
für die breite Bevölkerung, 

das in den Flüchtlingslagern 
beginnt und dann ins Innere 
Afghanistans ausgedehnt 
wird, 

• örtliche Einmessung und 
Kartierung der Verminungen 
in den am meisten betroffenen 
Gebieten Afghanistans und 

• Aufstellung und Durchfüh­
rung eines Ausbildungspro­
gramms für Afghanen im Mi­
nenräumen. 

(Noch) Andauernde 
Kampfhandlungen 

Jüngste Berichte vermitteln, 
daß weiterhin heftige Kämpfe 
stattfinden, und daß der Kon­
flikt fast überall im Lande wei­
tergeht. Betroffen sind insbe­
sondere folgende Regionen : 
im Norden die Provinzen 
Balkh und Samangan, im 
Nordosten die Provinzen 
Kunduz und Badkashan, im 
Osten die Provinzen Nangra­
har, Kunar, Kabul, Bamyan, 
Farwan, Logar, Wardak und 
Ghazni und im Süden die Pro­
vinzen Kandahar, Paktika und 
Zabul. .. . . Während der 
kommenden Monate muß die 
Entwicklung sehr sorgfältig 
beobachtet werden, damit die 
Hilfs- und Wiederaufbau pro­
gramme für jedes Gebiet an­
laufen können , sobald dieses 
zugänglich wird. 

In Afghanistan einge­
setzte Minenl ) 

Vorläufige Erkenntnisse ha­
ben zu der Annahme geführt, 
daß in Afghanistan etwa 15*) 
Arten von AP-Minen und 5*) 
Arten von AT-Minen zum 
Einsatz gekommen sind. Von 
den AP-Minen sind vier Ty­
pen im sog. Streuverfahren 
verlegbar, elf werden von 
Hand oder mit Maschinen 
verlegt. Die Hauptmerkmale 
der verwendeten Minen wer­
den nachstehend beschrieben. 
Es muß betont werden, daß 
diese Information unvollstän­
dig ist und ergänzt werden 
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wird, sobald Arbeitsergebnis­
se von Räumungen vorliegen. 

.): Zahlen Il. eng\. Vorlage; gern . 
nachf. Aufstellung: 13 bzw. 7, d. Ü. 

PEM-l (oder PMZ): Dieses 
Bombiet wird auch "Butter­
fly" oder "Grüner Papagei" 
genannt. Es wird üblicherwei­
se von Hubschraubern aus 
oder mit Granatwerfern zum 
Einsatz gebracht. Es ist über­
all in Afghanistan anzutref­
fen , insbesondere jedoch ent­
lang der Grenzstraßen nach 
Pakistan. Die Kunststoffmine 
hat einen extrem geringen 
Metallanteil. Das besondere 
an ihr ist, daß sie infolge von 
Lageveränderungen, z. B. 
durch Wegstoßen oder durch 
Aufheben und auch durch 
Druck detoniert. Eine Selbst­
zerstörung oder Selbstsiche­
rung ist nicht vorhanden. We­
gen der geringen Dicke von 
nur 1,5 cm ist die Mine unter 
angewehtem Sand oder unter 
Gras usw. sehr leicht unsicht­
bar. Die Ladung besteht aus 
40 g flüssigem Sprengstoff. 
Aufgrund dieser geringen La­
dungen ist die Mine dazu be­
stimmt, Verstümmelungen zu 
verursachen. 

PMN (oder PMN-6): Die 
von Hand zu verlegende AP­
Mine ist aus Hartkunststoff 
hergestellt. Sie hat das Ausse­
hen einer runden Tabakdose 
und enthält 240 g Sprengstoff. 
Die Mine hat einen Druck­
zünder. 

PMD, PMD-6M: AP-Mine 
mit 75 - 200 g Sprengstoff in 
einem rechteckigen Holzbe­
hälter mit einem darüberlie­
genden, angelenkten Schar­
nierdeckel, der als Druckplat­
te dient. Diese Mine kann bei 
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vielen Sprengfallen vorhan­
den sein . 

OZM 3/ 4 und Typ 69: Eine 
zylindrische AP-Mine, die 
durch Druck, Stolperdraht, 
elektrisch oder durch Fern­
zündung gezündet werden 
kann. Der Minenkörper 
springt, je nach Länge eines 
Halteseils, 1,5 bis 2,5 m hoch, 
bevor er mit einer Wirkweite 
von 25 m explodiert. Diese 
Mine verursacht schwerste 
Verstümmelungen. 

PONZ-2: Eine AP-Mine, die 
aus einem Holzpflock und ei­
nem gußeisernen, 6reihigen 
Splittermantel, ähnlich einer 
Handgranate, besteht. Die 
Sprengladung besteht aus 75 g 
zylindrisch gegossenem TNT. 
Die Auslösung erfolgt mittels 
Stolperdraht. Die Wirkung ist 
im allgemeinen tödlich . 

TM-62: Diese AT-Minen-Fa­
milie ist rund und leicht ge­
wölbt, mit Blech- oder Kunst­
stoffumhüllung. Die Hauptla­
dung wiegt 7 kg. Gezündet 
wird die Mine mit einem 
Kippstab-Zünder. 

TM-46 und Typ 72: Runde 
Standard-AT-Mine mit Me­
tallumhüllung und Druck­
oder Kippstab-Zünder. Die 
Minen haben eine Wiederauf­
nahmesicherung. Die Spreng­
lad ung von 5,3 kg verursacht 
schwerste Schäden bei unge­
panzerten Fahrzeugen wie 
LKW und Land Rover. 

TM-38: Die AT-Mine besteht 
aus einem flachen Blechbe­
hälter mit einer 3,6-kg-La­
dung in der unteren Hälfte 
und einem Druckzünder in 
der Deckelbaugruppe. 

TH-41: Baugleiche Mine wie 
die TM-46, jedoch mit einem 
universellen Druck-/ Zugzün­
der. Die Mine ist grundsätz­
lich rund und enthält eine la­
dung von 3,8 kg und eine Ver­
stärkungsladung von 74 g Pi­
krinsäure. 

TMD-B: E ine AT-Mine, be­
stehend aus einer Holzkiste 
von ca. 30 x 30 cm, oben mit 
hölzernen Druckbrettern. Die 
Mine kann leicht verändert, 
vergrößert und für Sprengfal ­
len verwendet werden. 

TS-SO und T /79: Eine runde 
AP-Mine aus Kunststoff mit 
Druckzündung. Die Hauptla­
dung wiegt 50 g. Diese Minen 
wurden in großen Stückzahlen 
auf landwirtschaftlichen Stra­
ßen und Wegen verlegt. 

VS-SO: E ine AP-Mine aus 
Kunststoff, die manchmal mit 
elektronischer Aufnahmesi­
cherung und Selbst-Sicherung 
ausgestattet ist. 

SB-33: Eine runde AP-Mine 
aus Kunststoff. Wegen ihrer 
unregelmäßigen Kontur und 
ihrer geringen Höhe von 3 cm 
ist sie nur schwer zu sehen. 
Diese Mine ist sehr verbreitet. 

V-69: E ine Spring-Mine, die 
entweder durch direkten 
Druck auf eines ihrer 5 "Hör­
ner" oder durch einen Stol­
perdraht gezündet wird. Die 
Hauptladung ist von über 
1 000 Metallsplittern umklei­
det, die tödliche Verletzungen 
im 25-m-Umkreis hervorru­
fen. 

AT: Eine nicht-metallische 
AT-Mine mit Aufnahmesi­
cherung. 

AP: Eine AP-Mine mit mini­
malem Metallanteil. Auslö­
sung durch Druckzünder. Die 
Hauptladung besteht aus Te­
tryl. 

AT:2) E ine metallfreie AT­
Mine mit Druckzündung. Die 
vorstehende Mine "AP" wird 
hier zwischen Druckplatte 
und Hauptladung einge­
bracht. 

M14: Eine kleine runde AP­
Mine mit integriertem Zün­
der, die vollständig aus Kunst­
stoffbesteht. Ladung: 28 gTe­
tryl. 

M3: Eine AP-Splittermine 
mit quaderförmigem Gußei­
sengehäuse. Die 400-g-La­
dung wird durch Druck- und 
Zugauslösung gezündet. 

M16: E ine 500-g-AP-Spring­
mine, die ebenfalls weit ver­
breitet ist. 

Anmerkungen 

1): Die Bezeichnungen/ Be­
schreibungen der Minen wurden 
ohne Einbeziehung evtl. vorhan­
dener eigener Unterlagen wieder­
gegeben. Einige Typen scheinen 
jedoch identisch mit hierzulande 
unter anderen oder ähnlichen Be­
zeichnungen bekannten Minen zu 
sein. Obwohl über die Herkunfts­
länder seitens des UN-Beauftrag­
ten keine Angaben gemacht wer­
den, ist jedoch erkennbar, daß 
Ost und West ihre Minen-Tech­
nologie in Afghanistan einge­
bracht haben. 

2): Es ist nicht feststellbar, ob die­
se "AT" identisch ist mit der be­
reits zuvor aufgeführten. 
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Woljgang Beft/ich lind Dr. Horst 
Schölt/er 
" Zivilschutz lind Zivilverteidigung 
Handbiicherei für die Praxis 
Orgal/isation in Übersichten 
6. neugefaßte und erweiterte Auflage 
1989 
Jüngling, Verlag für Verwaltung und 
Behörden, Karlsfeld DM 48,-

Gerade noch rechtzeitig vor Beginn der 
NATO-Stabsrahmenübung WINTEXI 
CIMEX 1989 erschien die Neuauflage 
der Organisation in Übersichten", die 
Verl~g und Herausgeber als " Handbü­
cherei für die Praxis" bezeichnen. So ist 
dann auch die Konzeption der 6. Auflage 
mit den seit 1975 herausgegebenen 
Handbüchern vergleichbar - dem Fach­
mann, aber auch dem interessierten Laien 
schnell und einfach eine Antwort auf Fra­
gen zur Gesamtverteidigung zu geben. 
Dieses umfangreiche politische, rechtli­
che und organisatorische Gebäude wi rd 
in acht Ab chnitte gegliedert: 
Gesamtverteidigung; Zivile Verteidigung 
im nationalen Bereich der Bundesrepu­
blik Deutschland (Aufgaben, Rechts­
grundlagen, Behörden und Lehrberei­
che);Aufgaben der zivilen Verteidigung 
im Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern ; andere verteidigungswichtige 
zivile Bundesressorts; Aufgaben der zivi­
len Verteidigung im Geschäftsbereich der 
Länder; Die zivile Verteidigung im kom­
munalen Bereich ; Die Bundeswehr; Zivi­
le NATO-Verteidigung. 
Diese Abschnitte sind in Sachbegriffe, 
Stichpunkte zur Gesamtverteidigung, 
Ressorts, Behörden, Institutionen, Ver­
bände, politische, parlamentarische und 
militärische Gremien unterteilt. Schlägt 
der Leser nach, so findet er unter diesen 
Punkten Rechtsgrundlagen, Organi­
grammel Funktionsschemata, Beschrei­
bungen und Zahlen, die ihn sofort in die 
Lage versetzen, eine erste Beurteilung zu 
treffen und sich in der komplexen Materie 
zurechtzufinden. Sinnvoll ist auch der 
Verweis auf weitere Informationen im 
Werk, die er, bezogen auf die Arbeitsebe­
ne, zur Vertiefung der Themen national 
und international übersichtlich findet. 
Aktuell ist diese 6. Ausgabe. Entwicklun­
gen, Änderungen (bis Okt. 1988) und 
selbst Absichten bis in die 90iger Jahre 
sind erfaßt. 
Das Autorenteam legt mit der 6. Auflage 
ein Handbuch aus der Praxis für die Pra­
xis vor. Es ist gleichermaßen verwendbar 
für die Partner in der Gesamtverteidi­
gung. Der Soldat erhält Einblick in die für 
ihn fremde Zivilverteidigung und die zivi­
len Bediensteten erfahren das Wichtigste 
über die Militärische Verteidigung. 
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Schiwy/Harmony/Oeslreidler 
" Baugesetzbuch" (BauGB) 
Samm/ullg des gesamten Bllch- lind 
Städteförderullgsrechfs des BlIlldes 
IIlld der Länder 
Kommentar 
Loseblattwerk : 
2. Ergänzungsljeferung, 
Stand 1. 7. 1988,216 Seiten, 
DM 92,-
3. Ergänungsljeferung, 
Stand 15. 10. 1988, 284 Seiten, 
DM 89,-
4. Ergänzungsliefeung, 
Stand 1. 1. 1989, 296 Seiten, 
DM 94,-
(soeben erschienen) 
Verlag R. S. Schulz, Berger Straße 
8-10, 8136 Percha/ Starnberger 
See 

Dieses Loseblattwerk gehört in die Hand 
jedes Baufachmannes/ Baufachfrau, in 
die Hand der in Städten und Gemeinden 
verantwortlichen Baubeauftragten. An­
derungen in der Gesetzgebung machen 
von Zeit zu Zeit eine Überarbeitung und 
Neukommentierung notwendig, die in 
dieser 2. Ergänzungslieferung ebenso 
vorgelegt wird wie auch in der 3. E rgän­
zungslieferung mit einern Umfang von 
284 Seiten bei einem Ladenpreis von DM 
89,-. Der jeweils neueste Gesetzesstand 
ermöglicht verantwortungsvolle Arbeit 
auf dem gesamten Bausektor und erleich­
ter Planung, Berechnung, Bauausfüh­
rung, Anwendung von Zivil - und Verfah­
rensrecht und sämtl iche baugesetzliche 
Beachtungen. 
Die Übersicht zu dem nach Nummern ge­
ordneten Gesamtwerk: 1. Gesetzestext 
Baugesetzbuch, 2. Kommentar-Bauge­
setzbuch, 3. Verfassungsrecht, 3/ 1. 
Grundgesetz, 4. Baurecht, 4/ 1. Benut­
zungsverordnung 1977, 4/2. Benut­
zungsverordnung 1962, 4/ 3. Benut­
zungsverordnung 1968, 4/ 4. Wertermitt­
lungsverordnung, 4/ 5. Planzeichenver­
ordnung 1981, 5. Wohnungs- und Sied­
lungswesen, 5/ 1. 2. Wohnungsbaugesetz, 
5/2. Neubaumietenverordnung 1970, 
513. 2. Berechnungsverordnung, 5/ 4. 
Wohnungsbindungsgesetz, 5/ 5. Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetz, 516. 
Raumordnungsgesetz, 5/7. 6. Zivil- und 
Verfahrensrecht , Grundstücksverkehr, 
6/ 1. Bürgerliches Gesetzbuch, 6/ 2. 
Wohnungseigentumsgesetz, 6/ 3. Grund­
buchordnung, 6/ 4. Zivilprozeßordnung. 
Landesrecht: die gesetzlichen Bestim­
mungen sämtlicher Bundesländer 
einsch\. Berlin, Hamburg und Bremen. 
Neu aufgenommen wurden in der 2. Er­
gänzungslieferung die Gebührenverord-

nung für Amtshandlungen auf dem Ge­
biet des Wohnungswesens und des Woh­
nungsbaus vom 28. Juni 1988 für das 
Land Hamburg und die Nr. 4/ 5. PIanzei­
chenverordnung. In Neufassung liegt die 
Wohngeldverordnung vor. 
Mit der 3. Ergänzungslieferung wird das 
Werk auf den Rechtsstand vom 15. Okto­
ber 1988 gebracht; mit der 4. auf den 
Stand vom 1. Januar 1989. Neu aufge­
nommen wurde die Verordnung über die 
Honorare für Leistungen der Architekten 
und der Ingenieure. 

Nell allf der CeBIT '89 
Complltergestützte Eillsatz- und 
Me/dllllgsbearbeitllllg bei R ettungs­
diellsten 

Für die computergestützte Einsatz- und 
Meldungsbearbeitung bei Rettungsdien­
sten entwickelte Dornier das adaptierbare 
Leitsystem ALlCE. Vom Entgegenneh­
men von Meldungen bis zur abschließen­
den Archivierung des Vorganges unter­
stützt ALICE das Leitstellen- und Fahr­
zeugpersonal in allen dafür notwendigen 
Arbeitsphasen. Die Hauptkomponenten 
von ALlCE si nd der Zentralrechner und 
die Arbeitsplätze. Der Zentralrechner 
fü hrt die Steuerung des Gesamtsystems 
durch und verwaltet die umfangreichen 
Datenbänke, wie z. B. die Dateien für 
Fahrzeuge, Ortsbeschreibungen, Einsatz­
mittel und verfügbare Arzte. Die Arbeits­
plätze bestehen in der Regel aus zwei er­
gonomisch gestalteten Sichtgeräten, die je 
nach Anwendung durch einen Grafik­
bildschirm für die Anzeige von Karten­
ausschnitten oder Lageplänen ergänzt 
werden können. Mit dem Leitsystem 
ALlCE wurden u. a. kommunale Ret­
tungsleitstellen in Baden-Württemberg 
und Nordrhein-Westfalen sowie ein Che­
miekonzern in Antwerpen ausgerüstet. 
Quelle: Dornier Presse und Information , Pf. 
1426, 7990 Friedrichshafen 
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Der vorbeugende Brandschutz muß 
an Bedeutung gewinnen 

Der Bundesverband Feuerlöschgeräte 
und -anlagen e. V. (bvfa), Hagen, ein Zu­
sammenschluß von 47 Herstellern und 
Errichtern von Feuerlöschgeräten und 
-anlagen und von 190 Brandschutz-Fach­
händlern , hat einen neuen Vorsitzenden ; 
er findet eine Fülle ebenso wichtiger wie 
schwieriger Aufgaben vor. Vor allem gilt 
es, eine Antwort auf die Herausforderun­
gen - und Chancen - zu finden, die der 
Gemeinsame Europäische Binnenmarkt 
ab 1993 auch den Brandschutz- Herstel­
lern und -Händlern stellt. In allen Ver­
bandsbereichen muß die europäische und 
die weltweite Normung von Brandschutz­
erzeugnissen verstärkt und beschleunigt 
werden, um Qualitäts- und Sicherheits­
einbrüche im großen Binnenmarkt zu ver­
meiden. 

Der Umweltschutz gewinnt an Bedeu­
tung (nicht nur als Wasser-, sondern künf­
tig auch als Luft- und Bodenschutz). Weil 
Brandschutz aber auch Umweltschutz 
sein muß, kann man sich nicht länger auf 
den Personenschutz beschränken, son­
dern muß den Sachschutz wieder einbe­
ziehen. 

Trotz steigender Risiken geht die Perso­
nalstärke der Feuerwehren bundesweit 
zurück. Das zwingt dazu, den vorbeugen­
den Brandschutz zu verstärken, sicherzu­
stellen , daß Brände schon in der E ntste­
hungsphase bekämpft und an ihrer Aus­
breitung gehindert werden . Klassische 
Mittel für die Bekämpfung von Entste­
hungsbränden sind Feuerlöschgeräte und 
-anlagen . 

bvfa 

AEG OLympia Roadfax 

Mit dem AEG Olympia Roadfax können 
für ein Autotelefon im C-Netz Teleko­
pien gesendet und empfangen werden. Es 
besteht aus einem Telekopier-Gerät der 
CCITT-Gruppe 3, einer Adapterbox für 
den direkten Anschluß an ein Autotele-

fon und einer 12-V-Strom versorgungs­
einheit, die in Fahrzeugen unterscniedLi­
eher Bauart, z. B. PKW, Kombi , Trans­
porter, LKW, integriert werden (hilfreich 
beim Massenanfall von Verletzten zur 
Vorbereitung von chirurgischen Maßnah­
men im aufnahmefähigen Krankenhaus, 
Anm. d. Red.). 

Durch die direkte Kopplung des Fax-Ge­
rätes an das Autotelefon ist die Übertra­
gungsgeschwindigkeit mü 4800 bps ge­
genüber dem Betrieb mit Akkustikkopp­
ler doppelt so hoch. Der Bediener kann 
zwischen zwei Betriebsarten wählen: 
Beim automatischen Betrieb können Te­
lekopien auch nach Verlassen des Fahr­
zeugs empfangen werden. Roadfax er­
kennt selbsttä tig, ob eine Telekopie oder 
ein Anruf ankommt. Im halbautomati­
schen Betrieb kann man ohne Unterbre­
chung innerhalb eines Anrufs telefonie­
ren und Telekopien übermitteln . 

Identifikalionssystemfiir die Sicher­
heitsindustrie 
Eureca-System 

Es handelt sich hierbei um ein komplettes 
Identifikationssystem, das sich besonders zu 
Überwachungszwecken eignet. 
Jedes Identifikationssystem enthält einen 
Entkoder, eine Antenne, mehrere Hocnfre­
quenz-Etiketten sowie aUe weiteren Bauteile 
eines einfachen Bewertungssystems. 
"HF-Etiketten sind für dieSicherheitsbran­
che zukunftsweisend, da man niermü den 
Zutritt von Mitarbeitern oder Fahrzeugen 
kontrollieren kann , ohne aUe externen und 
internen Kontrollpunkte mit Sicherheitsbe­
amten besetzen zu müssen. 
Identifikationsetiketten sind besonders bei 
internen Sicherheitsschranken äußerst prak­
tisch. Diese können entweder mit Sicher­
heitsbeamten besetzt oder durch Karten be­
dient werden. 
Die Etiketten sind nicht größer als eine 
Streichholzschachtel. Sie empfangen und 
senden Hochfreq uenzim pulse aus und kön­
nen neben weiteren Daten gegebenenfalls 
auch ihren eigenen Codespeichern. Nähert 
sich die Etikette einer Antenne, findet ein In­
formationsaustausch statt. 
Quelle: Eureca-Systems, 6063 Victoria Road, Sur­
biton, Surrey KT 6 4NW 

Über die Unsicherheit 
Sammelband mit kleineren 
Liicken 

Holzheu, Franz (u. a.), Gesellschaft 
und Unsicherheit. Hrsg.: Bayerische 
Rückversicherung Aktiengesell­
schaft. Verlag Versicherungs wirt­
schaft (VVW). Karlsruhe 1987. 249 
S. 

Im Vorwort des Sammelbandes, der vor 
uns liegt, ist u. a. zu lesen: 

"Anläßlich ihres 75jährigen Jubiläums 
möchte die Bayerische Rück mit der 
Schrift "Gesellschaft und Unsicherheit" 
einen Beitrag leisten zur aktuellen Dis­
kussion um die Sicherheitsaspekte gesell­
schaftlicher E ntwicklung ( ... )" Das Prä­
sentieren eines Diskussionsbeitrags aus 
Anlaß eines Firmenjubiläums ist eine no­
ble Geste und verdient Aufmerksamkeit, 
wenn der Beitrag nicht von PR-Leuten 
zurechtgebogen, sondern , wie in diesem 
Falle, von Wissenschaftlern erbracht wur­
de. Den Jubilar ehrt auch, daß er - wie der 
Leser es gleich sieht - die beitragenden 
Wissenschaftler nicht auf die strenge Be­
achtung der Grenzen seines kommerziel­
len Betätigungsfeldes verpflichtete. 

Bei der Beantwortung der zentralen Fra­
ge, wie die Gesellschaft mit der Unsicher­
heit umgeht, kommen zwar nicht alle so­
zialwissenschaftlichen Disziplinen gleich­
berechtigt zum Zuge - die wirtschaftliche 
Sicht dominiert -, wird jedoch der Ver­
sicherung, dem Betätigungsfeld des Jubi­
lars, keine Starrolle zugeschanzt. Allein 
schon deshalb beschränkt sich die poten­
tielle Leserschaft des Buches nicht auf 
Mitarbeiter der Versicherungswirtschaft. 
Mindestens die vier Aufsätze des grund­
legenden, disziplinmäßig recht gut ausge­
wogenen und gelungenen ersten Tei les 
("G esellschaftliche Verfahren zur Bewäl­
tigung von Unsicherheit" ) sind jedem zu 
empfenlen, der in der Praxis oder in der 
Theorie mit Risiko zu tun hat. Die Auto­
ren des zweiten Tei les ("Entwicklungs­
tendenzen in der Nachfrage nach Sicher­
heit") gehen eher speziellen Themen vor­
wiegend aus wirtschaftlicher Sicht nach. 

Schade, daß der Leser die Vertreter der 
Kieler Schule der Katastrophenforschung 
(Lars Clausen, Wolf R. Dombrowsky u. 
a. ) unter den Autoren umsonst sucht. -
Offensichtlich sind keine ausländischen 
Wissenschaftler um Beiträge gebeten 
worden . Der Mangel jedoch, daß Werke 
von z. B. Guido Calabresi, Russel R. Dy­
nes, Howard Kunreuther und E. L. Qua­
rantelli nicht einmal in den Anmerkungen 
und Bibliograpnien vorkommen, wirkt 
ein wenig irritierend. 

Dr. J . Nagy 
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Die Johallniter-Unfall-Hilje e. V. 
tut vielfür den Nachwuchs in ihrer 
weltweiten Unfall-Hiljsorganisation 

_ WirIllOotMIffIt! GN . _ .. 
~ JOHANNITER·UNFALL-HILFE • . v. Go: 

~ In~burQlm20. 5. llIe8 l' -II<~ _-.--_ ... _ <1 . 

EINLADUNG 
ZUM VORTRAG 

Dr. AJbrecht von Cassal, Bonn 
GeneralsekrelAr des Johllnntterordens 

IheJruI; 

DER 
JOHANNITERORDEN 

I vom Spital ~~~I!e~~ =n:;=n:.:oSChlchle -
, von den KreunQgen aber Zypem, RhOdoa, Malta; 

die Ballev Brandenburg ; die Gegenwart 

ORT; Men8n888! Ladeoburg 
ZEIT : 19 AQnII989 2000 Uhr 

EINTRITT FREI 

Es ist heute nicht selbstverständlich, daß 
Jugendliche, zumeist freiwillige Jugendli­
che, sich zur Mithilfe in Hilfsdiensten be­
reitfinden, wie es die sozialen Hilfsdien­
ste, z. B. Behinderten- und Krankenbe­
treuung, Katastrophenschutz, Rettungs­
und Krankentransportdienst, Erste Hilfe­
ausbildung der Bevölkerung sind. 

Die Johanniter-Hilfe e. V. bildet Jugend­
liche aus und stellt in Vortragsreihen 
kompetenter Fachkräfte, zusammen mit 
Lichtbilder mittels einer kleinen Ausstel­
lung, dem interessierten Publikum das 
Wirken ihrer Hilfsorganisation vor. 

ZIVILVERTEIDIGUNG möchte zwei 
Einladungen aus Ladenburg vorstellen, 
die innerhalb des Bundeswettkampfes 
"Wir machen mit! " Als Plakate veröffent­
licht worden waren . 

I 48: Wir~~!G: " . 

I 
~ JOHANNfTEA-tJNFAlL-HILFE I .V. G: (0 

W~,.,.., ~~!.1:9~1'", ... ... ,-

I EINLADUNG I 
I Z~~m~~o~~G 

Pr8s!denl der Johannller-Unlall-Hllle 

Thema: 

DIE JOHANNITER-UNFALL-HILFE 
als OrdensWtlOt des Johanniterorden. 

und ais Fachverband des OIekonischen Werkes 
der Eve~ellachen Kirche In Oeulscblal'ld 

Ihre Aufgaben : 
. dem leidenden Menschen unserer Zelt beistehen" 

ORT: QQmt!oIS83t Ladeoburg 
ZEIT ~,~')fIr 1989, 20,OQ IJhl 

EINmlTIFREI 

I 

l .. l .. r"rl"t •• ;"tlM~ : 
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Primörenergie schonen 

Recycling-Verfahren gewinnen immer 
mehr an Bedeutung. Mit ihrer Hilfe wird 
es möglich , wertvolle Rohstoffe und Ma­
terialien besser und intensiver zu nutzen 
als jemals zuvor. Dabei spielen wirtschaft­
liche .~spekte eine ebenso große Rolle 
wie Uberlegungen zum Umweltschutz 
und zur begrenzten Verfügbarkeit der 
verwendeten Grundstoffe. Neu ist in die­
sem Zusammenhang die Überlegung, 
auch Sprengstoffe (zum al solche für 
wehrtechnische Verwendung) aus Pro­
duktionsrückständen wiederzugewinnen. 
Im Werk Schrobenhausen (MBB) wurde 
jetzt ein Recyc\ing-Verfahren für die 
Rückgewinnung von Oktogen entwickelt. 

Bei der Produktion von Sprengladungen 
faUen , bedingt durch das verwendete 
Druckgußverfahren, große Rückstände 
an. Dabei handelt es sich um ein Gemisch 
aus TNT und Oktogen, das weder ver­
schmutzt noch chemisch verändert ist, je­
doch in der vorhandenen Form die tech­
nischen Anforderungen nicht erfüllt. Dies 
sowie der hohe Rohstoffpreis für Okto­
gen waren der Ausgangspunkt, das be­
reits erwähnte Recyc\ ing-Verfahren zu 
entwickeln . Aus den in fester Form vorlie­
genden Produktionsrückständen sollte 
dabei das teure Oktogen herausgelöst und 
anschließend durch Um kristallisierung in 
definierbare Korngrößen gebracht wer­
den. 
Der chemische Ablauf für ein derartiges 
Verfahren , wie er im Werk Schrobenhau­
sen entwickelt und erprobt wurde, ist wie 
fo lgt: Mit Hilfe von Toluol wird das TNT 
vom Oktogen abgelöst. Das dabei entste­
hende Roh-Oktogen wird aus Aceton 
umkristallisiert, gleichzeitig gereinigt und 
in eine wieder verwertbare Korngröße ge­
bracht. 
Die in der Anlage verarbeitete "Chemie" 
mag man als einfach bezeichnen, die An­
lage zur Wiedergewinnung von Spreng­
stoffen ist bisher jedoch in ihrer Art ein­
malig und ein wichtiger Beitrag zur Scho­
nung von Primärenergie. 
QueUe: Mßß aktuell / Technologie 

Vorsdlrijten d. zivilen Verteidigung 
A usgabe Baden- Würllemberg 
Sammlung der Gesetze, Rechls­
und Verwaltu"gsJlorschrijte" in Ver­
weisen und Stich wortverzeichnis 
Hrsg. Helmut Diillund 
Dr. Gerhard A. Müller 
1. Auf/g. , 1988, Loseb/att-Ausgabe, 
582 s., in Plastikordner, DM 68,80 
Kommunalschriften- Verlag 1. Jehle 
München GmbH, Vogelweideplatz 
10,8000 München 80 

In der ZIVILVE RTEIDIGUNG Nr. 
1/88 stellte Dr. Werner Schmitt das Lose­
blattwerk Ausgabe Bayern unseren Leser 
vor und schrieb dazu : "Ein Nachschlage­
werk also für den Praktiker, wo immer er 
mit ZV befaßt ist. Geeignet vor allem für 
die Vollzugsbehörden der unteren und 
mittleren Verwaltungsebene, aber auch 
für die Planer in den Ministerien oder die 
Behörden der Bundeswehrverwaltung 
und des Territorialheeres. Es wäre zu 
wünschen, daß entsprechende Sammlun­
gen auch für andere Länder herausge­
bracht würden." 

Und hier nun liegt dieses Werk vor für Ba­
den-Württemberg. Die wichtigsten Ver­
waltungsvorschriften der zivilen Verteidi­
gung sind in der gültigen Fassung im Text 
wiedergegeben, und alle ZV-Vorschriften 
sind in Hinweisen lückenlos zusammen­
gefaßt. Bei veröffentlichten Vorschriften 
wird die Fundstelle angegeben, bei nicht 
veröffentlichten das Aktenzeichen. Die 
Sammlung ist systematisch gegliedert und 
enthält al le Vorschriften, die bei den ZV­
Vorbereitungen, wie etwa bei WINTEX 
~or allem von den baden-württemberg~ 
Ischen Kommunen, aber auch von den zi­
vilen Bundesbehörden und militärischen 
Dienststellen in Baden-Württemberg zu­
grunde zu legen sind. 

Das Nachschlagewerk für den Praktiker, 
von kompetenten Fachautoren verfaßt 
auf dem neuesten Stand der Gesetzesla~ 
gen gehalten, ist benutzerfreundlich aus­
gestattet und hat einen vernünftigen 
Preis. Wir haben der Empfehlung von Dr. 
Schmitt für die Ausgabe Bayern nichts 
hinzuzufügen: es sollte diese Sammlung 
für weitere Bundesländer herausgebracht 
werden. 

emo 

A uch der Hllnd hai Schulzwirkung 
auf Haus lind Grundstück 

Nicht nur das Alarmgerät, der Wach­
mann , die wachsamen Nachbarn und die 
~oli.zei erschweren es dem Eindringling, 
10 eIn fremdes Anwesen zu gelangen, son-
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dern auch die wohl älteste "Schutzanla­
ge". der Hund . 

Aus einer Nachricht über eine in Öster­
reich durchgeführte umfangreiche empi­
rische Forschungsarbeit (in Broschüre 
veröffentlicht) entnehmen wir der Fach­
zeitschrift "Protector": 

Schulzwirkung von Hunden 
Das Vorhandensein von Hunden schei nt 
sich ebenfalls als wirksamer Schutz vor 
ungebetenen Gästen zu erweisen. Auf al­
le Fälle hat sich die Angst, durch Bellen 
oder Beißen entdeckt bzw. gestellt zu wer­
den, dementsprechend eingeprägt. Dar­
über herrschte zwischen Plan- und Spon­
tantätern nahezu die gleiche Meinung 
(siehe Tabelle). 

Die Gefahr, durch Bellen verraten zu wer­
den, hielt sogar 71 Prozent der Plantäter 
vom Einbruchvorhaben ab. Und 41 Pro­
zent aller Täter würden den Einbrechver­
such sofort aufgeben, wenn sie bei der 
Tatausführung unerwartete Bekannt­
schaft mit einem Hund machten . Krimi­
nalpräventive Wirkung können auch auf 
einen Hund hinweisende Zeichen entfal­
ten . In diesem Zusammenhang erscheint 
es äußerst interessant, daß die Mehrhei t 
der Täter (59 Prozent) auch dann an die 
Anwesenheit eines Hundes glaubte, wenn 
sie nur Hinweise auf einen solchen regi­
strierte (Warntafeln, Gebell , Hundehüt­
te) . Versperrt ein Hund den eingeschlage­
nen Fluchtweg, würde mehr als die Hälfte 
jeder Tätergruppe nach einem geeigneten 
Ausweg suchen. Ein Viertel der Spontan­
täter gibt in solchen Fällen auf, während 
doppelt so viele Plan täter (28 Prozent) 
wie Spontantäter Gewalt gegen den 
Hund üben würden. 

Lothar Brauer 
Gefahrensloff-Sensorik 
Farbe - Geschmack - Reiz­
wirkullg gefährlicher Stoffe 
Gerudlssch wellen werle 
Loseblallwerk ill robustem Plastik­
Ordner 19 x 22 cm ca. 400 Seiten, 

Täter gesamt Plantäter Spontantäter 

Hund im Tatobjekt 52 53 53 

Hund im Garten 53 56 51 

Hund beim Nachbarn 34 29 29 

n = 105 n = 40 n = 53 

Wenn ja, warum? 
Bellen 60 

Beißen 32 

Sonstiges 8 

100 

Quelle: .. Protector" n = 53 

DM 98,- Ergällzullgslieferung 
DM 0,32 pro Seite 
ecomed verlagsgesellschafl ",bh 
JuStUS-VOII Liebig-Straße J, 
8900 Lalldsberg a. Led, 

Die menschlichen Sinne als Frühwarnsy­
stem, so sollten sie eingesetzt werden, 
nicht nur am Arbeitsplatz, sondern rund­
um im alltäglichen Leben. Die meisten 
chemischen Reizstoffe lassen ich erspü­
ren: durch Sichtbarkeit, Geschmack, Ge­
ruch, Reizwirkung, auch ihrer Kombina­
tionen. 

Lothar Brauer widmet sich in seinem 
Werk vor allem dem Geruch; denn wenn 
die menschlichen Sinne, und hier beson­
ders der Geruchssinn, auch individuell 
verschieden empfindlich ausgeprägt sind, 
und wenn es auch keine exakt reprodu­
zierbaren Geruchsschwellenwerte gibt, so 
haben diese Geruchswahrnehmungen für 
den Fachmann Aussagekraft für die 
Raumluftkonzentration eines Schadstof­
fe. Die Bestimmung von Geruchsschwel­
lenwerten und die systematische Darstel­
lung der gemessenen Daten erscheinen 
deshalb vordringlich und werden intensiv 
vorgenommen. 

Z um besseren Verständnis werden zu­
nächst die wichtigsten Vorgänge beim 
Riechen und der Weg der Erregung bis zu 
den Riechzentren im Gehirn beschrieben: 
Geruchscharakterisierung, Empfindlich­
keit, Geruchsqualität, Schnüffeln, 
Schmerzfasern, Gewöhnung, Faktoren, 
die die Geruchsempfindlichkeit beein­
flussen . 

So vorbereitet, kann der Benutzer des 
Werkes lernen, Erken ntnis e aus den Ge­
ruchswahrnehrnungen zu gewinnen und 
Schadensbegrenzungen oder sogar Scha­
densvorbeuge ei.nzuleiten. Das umfang-

71 59 

24 31 

6 10 

100 100 

n = 17 n = 29 

reiche Kapitel "Stoffdaten" enthält eine 
umfassende Sammlung von Geruchs­
schwellenwerten zu über 700 Schadstof­
fen. Literaturangaben erleichtern Nach­
prüfbarkeit und Bestimmung im Detail. 
Skizzen und Tabellen bieten auf einen 
Blick Schlüsse aus dem Gesagten. 

Durch die ständige Aktualisierung, die 
das Loseblattwerk erfahren soll, bleibt 
der Benutzer der Behörden, chemischen 
Werke, Hilfs- und Katstrophenschutzein­
heiten und auch bei der Truppe in der La­
ge, "die menschlichen Sinne als Früh­
warnsystem" einzusetzen. 

Neues Autolelefoll von AEG 
Olympia 
Noch sicherer erreichbar im Notfall 

Mit dem tragbaren Funktelefon Telecar C 
ist man immer erreichbar. Es kann als Au­
totelefon oder mit einem Akkuteil als mo­
biles Funktelefon genutzt werden (zur 
Nachrüstung für den Notfall und Kata­
stropheneinsatz von Fahrzeugen). 

Das Telecar C wird mit einem Handbe­
dienapparat oder einem Einbaubedien­
gerät geliefert und zeichnet sich durch ge­
ringe Abmessungen, leichter Bedienbar­
keit und hohe Sendeleistung aus. 

Das Sende-/ Empfangsgerät ist mit nur 
zwei Handgriffen in einer praktischen 
Schnellhalterung im Kofferraum des Au­
tos befestigt. Die kleine Auflage für den 
Hörer läßt sich individuell anbringen. Al­
le Verbindungen si.nd steckbar. Das Sen­
de- / Empfangsteil und ein Akkuteil mit 
Handgriff sind schnell und einfach zu ver­
binden. Nach dem Stecken der Antenne 
und der Schnur de Handapparates ist die 
Anlage als mobiles Funktelefon betriebs­
fertig. 
Quelle: AEG, Öffentlichkeitsarbeit, Theodor­
fo rm-Kai I, 6000 Frankfurt a. M. 70 
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Der U.S.A.-Absatzmarkt 1988 für automatische Erkennungssysteme* 
AufschJüsseJung nach Produktsegmenten 

BALKENCODE $1233 MIO. 

KENNUIIGS- oder !DENTl Fl ZIERUIIGSSYSTEI1E 

QUELLE : Frost & Sullivan, Inc. 
Bericht 1856 

Absatzmarkt für automatische 
Identifizierungssysteme 
aus Frost & Sullivan-Studie 

Spracherkennungssysteme sind eines der 
derzeit wachstumsintensivsten Datenein­
gabesysteme und legen laufend zu, ob­
wohl wichtige technologische Entwick­
lungen (wie z. B. sprecherunabhängi~e 

Systeme) noch auf sich warten lassen. Die 
Nachfrage konzentriert sich meist auf ein 
Umfeld, wo man die Hände freihaben 
und trotzdem Präzision gewährleistet 
werden muß, angefangen mit Notfallbe­
handlungsräumen bis zu Fleischverarbei­
tungs-Betrieben. Dollarwertmäßig belief 
sich der Markt 1987 auf 27 Mio. und soll 
bis 1992 die 145 Mio. Dollar-Marke er­
reicht haben. 

Der Haushalt 1990 

Er hat ein Volumen von 301 Mil­
Liarden Mark, 3,4 % mehr als in 
diesem Jahr. Unter Posten 36 Zi­
vile Verteidigung sind für 1990 
angegeben : 948,4 Millionen 
DM, das sind 10,8 Prozent mehr 
als vorher. 

Quelle: "Stuttgarter Nachrichten" 

Z IVILVERTEIDIGU NG 111 / 89 

SPRACHE $38 MIO. 

SJCHTSYSTEME $16 MJ e 

OCR $44 MIO. 

Ägypten: 
Assuan spart Milliarden 

Die aus den Wasserkraftwerken am Assu­
an-Staudamm in Ägypten gewonnene 
Elektrizität habe umgerechnet rund vier 
Milliarden Dollar weniger gekostet, als 
wenn sie mit Öl befeuerten Kraftwerken 
erzeugt worden wäre. Der Stausee habe 
Ägypten außerdem vor Dürre und den 
Folgen der Nilfluten bewahrt, und die 
landwirtschaftlich nutzbare Fläche für 
den Reisanbau konnte zum Beispiel ver­
sechsfacht werden, hieß es jüngst zum 30. 
Jahrestag der sowjetisch-ägyptischen 
Vereinbarung über den Dammbau in 
Ägypten. 
Quelle: "Stromthemen" 

Entwicklung des europäischen 
Raumanzugs EVA beginllt 

Die europäische Weltraumbehörde ESA 
hat jetzt die Entwicklung des Systems für 
Außenbordtätigkeiten EVA (Extra Vehi­
cular Activities) eingeleitet und in einen 
Vertrag eingebunden. Mit EVA wird eu­
ropäischen Astronauten die Arbeit im 
Weltraum außerhalb von Raumfahrzeu­
gen oder Kabinen ermöglicht. Im Ver­
gleich zu derzeitigen amerikanischen und 
sowjetischen Ausführungen werden für 
den geplanten europäischen Raumanzug 
verstärkt fortschrittliche Technologien 
eingesetzt. Er stellt somit eine neue Ge­
neration von Raumanzügen dar. 

Quelle: Dornier GmbH, 7990 Friedrichshafen 

Satelliten-Seenotrufsystem setzt sich 
durch 
/n Zukunft kein spurloses Ver­
schwinden von Schiffen mehr 

Die Internationale Konferenz über Si­
cherheit auf See hat kürzlich beschlossen, 
daß bis zum Februar 1999 alle Passagier­
und Handelsschiffe mit einem neuen Si­
cherheitssystem im Seefunkdienst ausge­
rüstet werden müssen. Als Teilsystem hat 
hier die Friedrichshafener Dornier-Un­
ternehmensgruppe das satelliten gestützte 
Seenotrufsystem DRCS entwickelt und 
bereits international erfolgreich getestet. 
Die europäische Raurnfahrtagentur ESA 
hat dem deutsch / fi nnischen Firmenkon­
sorti um Nokia-Helsinki und Dornier den 
Auftrag erteilt, die Entwicklung der 
Empfangs-und Auswerteanlagen für die 
Erdfunkstellen des INMARSAT-Systems 
d urchzu führen. 
Kernstück des neuen "Global Maritime 
Distress and Safety System" (GMDSS) 
werden Einrichtungen zur automatischen 
Alarmauslösung im Seenotfall, von Schiff 
zu Schiff und von Schiff nach Land sein. 
Hauptlast der Seenotrufkette wird den be­
währten Satelliten des INMARSAT-Sy­
sterns zufallen. Eine der INMARSAT­
Komponenten ist das .. Distress Radio Call 
System" (DRCS), welches von Dornier in 
enger Zusammenarbeit mit der Deut­
schen Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt, dem Deutschen 
Hydrographischen Institut und mit Förde­
rung des Bundesministers für Forschung 
und Teclmologie entwickelt wurde. 
Die Satelliten-Seenotfunkbaken (EPIRB 
- Emergency Position Indicatin Radio 
Beacon) schwimmen im Notfall selbsttä­
tig auf und lösen den Seenotalarm aus. 
Selbst bei sehr schnell ablaufenden Unfäl­
len wird es deshalb zukünftig kein spurlo­
ses Verschwinden von Schiffen und Men­
schen mehr geben. Mit dem ausgeklügel­
ten Übertragungsverfahren des DRCS ist 
es möglich, innerhalb weniger Minuten -
auch bei ungünstigen Übertragungsbedin­
gungen - Seenotalarm in den Rettungs­
leitsteIlen auszulösen. 
Quelle: Dornier GmbH - Pressestelle 
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Schriften reihe 
" Zivile Verteidigung" ZV 2 
Solmecke/ Wandel/Wolter 
J ohannes Pfeiffer / U lrich 
Werschnitzky 
2. Auflage, 168 Seiten, kart. , 
DM 1980 
Walhalla u Praetoria Verlag, 
Postfach 301, 8400 Regensburg 1 

In diesem Band wird die Veranlagung 
landwirtschaftlicher Erzeuger zur Ablie­
ferung bewirtschafteter Erzeugnisse als 
ein zentraler Teilbereich zur Ernährungs­
sichersteIlung behandelt. 

Besonders für die Beauftragten in den 
Gemeinden, die für die Ernährungssi­
chersteIlung ihrer Bevölkerung verant­
wortlich sind, bedeutet der vorliegende 
Band eine wertvolle Hilfe zur Bewälti­
gung der Aufgaben. Es wird eingehend 
über Grundlagen und Ausgestaltung des 
Veranlagungsverfahrens informiert. Zur 
Vorbereitung und Durchführung der Ver­
anlagung wird eine Überblick gegeben 
über das Aufbringungs- und Kontrollsy­
stem, wobei die internen Verwaltungsauf­
gaben in den Verwaltungsebenen der 
Länderbehörden angesprochen werden. 
Den Erläuterungen ist ein Überblick über 
die Produktions- und Leistungsgrundla­
gen der deutschen Landwirtschaft voran­
gestellt. 

Text der Landwirtschafts-Veranlagungs­
verordnung sowie die dazugehörige Ver­
waltungsvorschrift und die einschlägigen 
Formblätter werden vorgestellt. Über­
haupt erleichtern Skizzen und Tabellen 
die Benutzung zur Anwendung in der täg­
lichen Praxis. 

Die Autoren dieses Bandes sind als kom­
petente Fachleute unseren Lesern von ZI­
VILVERTElDIGUNG bekannt, sie bür­
gen für eine praxisgerechte Darstellung 
des Teilbereiches der Ernährungssicher­
steIlung in Notsitu.ationen. 

emo 

Eurosignal "sprint" 
Immer und überall erreichbar 
Wichtig auch für Einsatz/eiter im Not­
fall und Katastrophen 

Bundesweit immer und überall erreichbar 
ist man (z. B. der leitende Notarzt, Anm. 
d. Red.) mit dem neuen Eurosignal 
"sprint" der Firma Swissphone Telecom­
munications. Bis zu vier verschiedene 
Rufnummern können mit diesem klein­
sten nur 115 g leichten Eurosignal emp­
fangen werden. Damit weiß der Empfän­
ger anhand akustischer und optischer Si­
gnale sofort , welche Telefonnumm er er 
zurückrufen bzw. wie er - entsprechend 
einer vorherigen Vereinbarung - reagie­
ren soll . 

Mit einer einzigen 1,5 Volt Batterie ist der 
kleine Funkempfänger darüber hinaus für 
900 Stunden betriebsberei t, d. h. extrem 
sparsam im Verbrauch. 

Auch eine direkte Weiterschaltung des 
Anrufbeantworters - also ohne Telefon­
besetzung - funktioniert. Dieser kleine 
Funkempfänger signalisiert dem 
"sprint"-Benutzter, daß eine Nachricht 
aufgezeichnet wurde. Mittels Fernabfrage 
kann er über jedes Telefon entsprechend 
reagieren . Sofern der Ruf überhört wurde 
oder der "sprint" in der abgelegten Jacke 
steckt, wird automatischjeder Ruf gespei­
chert. Die Leuchtdiode signalisiert per­
manent den Anruf, zusätzlich erinnert ein 
Warnton mehrmals im Abstand von je­
weils 6 Minuten an den fälligen Rückruf. 

Quelle: SWISSPHONE TELECOMMUNI­
CATIONS, Tullastr. 72, 7800 Freiburg 

Deutsch-sowjetische Zusammenar­
beit: 
Kerntec1mische Sicherheit ulld Um­
weltschutz im Vordergrund 

Während der Moskaureise von Bundes­
kanzler Kohl im Oktober 1987 wurden ei­
ne Reihe von Regierungsabkommen zwi­
schen der Sowjetunion und der Bundes­
republik Deutschland geschlossen, u. a. 
ein Abkommen zur kerntechnischen Si­
cherheit und zum Strahlenschutz sowie 
eine Umweltvereinbarung. 

1m ersten Fall verpflichteten sich beide 
Seiten , Unfälle in kerntechnischen Anla­
gen zu melden, die zu einer Freisetzung 
radioaktiver Stoffe auf das Gebiet des 
Vertrags partners führen und "vom 
Standpunkt der Strahlensicherheit von 
Bedeutung" sein können. Jede Seite be­
nachrichtigt unverzüglich den Vertrags­
partner, wenn auf eigenem Gebiet eine 
"außerordentlich hohe Strahlungsintensi­
tät festgestellt wird, die nicht durch Kern­
anlagen oder Tätigkeiten auf ihrem Ge­
biet verursacht ist". Außerdem verpflich­
ten sich beide Seiten zu einem regelmäßi­
gen Informations- und Erfahrungsaus­
tausch, vor allem im Hinblick auf einen si­
cheren Betrieb von Kernanlagen. 

Die Umweltvereinbarung zielt auf eine 
engere Zusammenarbeit beim Umwelt­
schutz. Sie richtet sich vor allem auf die 
Gebiete "Reinhaltung der Luft", "Schutz 
von Gewässern", "Verhinderung von 
Störfällen mit schwerwiegenden Auswir­
kungen auf die Umwelt", "Schutz des 
Waldes" sowie "Auswirkungen von Um­
weltveränderungen auf das Klima". Im 
Vordergrund der Zusammenarbeit ste­
hen der "Austausch von wissenschaftlich­
technischen Informationen, Dokumenta­
tionen und Forschungsergebnissen" , der 
"Austausch von Fachleuten" und die "ge­
meinsame Ausarbeitung und Durchfüh­
rung von Programmen und Projekten so­
wie Organisation und Durchführung ge­
meinsamer Vorhaben wie Experimente 
und Expeditionen". Gleichzeitig mit dem 
Abkommen wurde ein Arbeitsplan für 
die Jahre 1989 und 1990 vereinbart. Er 
beinhaltet die Einrichtung von Arbeits­
gruppen für die Bereich Luftreinhaltung, 
Gewässerschutz, Naturschutz und Wald­
schäden. 

Quelle: -Strom themen- IZE, Postfach 70 05 61, 
6000 Frankfurt a. M 

Korrektur des Autornamens im 
Beitrag "Der Schutz des Men­
schen durch den Staat" in der 
Ausgabe U. Quartal 1989. Der 
Autor heißt Dr. Dieter Zündorf. 
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